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Öffentliche Infrastrukturen sind nicht einfach gegeben, sondern müssen – wie z. B. Schulen, die ärztliche Versorgung, Ver­
kehrswege, Post- und Telekommunikationsnetze – staatlich produziert oder gewährleistet werden.�
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Die politische Gestaltung der vernetzten Gesellschaft

Gibt es ein Recht auf saubere Luft, sauberes Wasser? Die 
meisten Menschen würden diese Frage mit Ja beantworten. 
Aber ein „Recht auf Stadt“ oder ein „Recht auf Dorf“? Immer 
häufiger wird um die Bedeutung und Zugänglichkeit von 
Gütern gestritten, die viele als selbstverständlichen Be-
standteil unserer Grundversorgung ansehen. Als soge-
nannte öffentliche Güter gelten diejenigen Güter, die für 
den reibungslosen und selbstbestimmten Ablauf des All-
tags unverzichtbar sind, die allen zur Verfügung stehen 
(von denen also niemand ausgeschlossen werden kann 
oder soll) und die im Gebrauch nicht, oder nur begrenzt 
aufgebraucht werden, so dass keine Rivalität zwischen den 
Konsumenten existiert. Allerdings erfüllen nur wenige Gü-
ter, etwa die Sonne oder die Luft, bei genauerer Betrach-
tung diese Kriterien. Die meisten Güter, die als öffentliche 
Güter bezeichnet werden, sind bereits mit Einschränkungen 
verbunden; es gibt eine gewisse Vernutzung und auch der 
Zugang wird nur prinzipiell, unter Beachtung gewisser Re-
geln oder auch Gebühren, allen gewährt. Die dafür nötige 
öffentliche Infrastruktur ist also nicht einfach gegeben, son-
dern muss – wie z. B. Schulen, die ärztliche Versorgung, Ver-
kehrswege, Post- und Telekommunikationsnetze – staatlich 
produziert oder gewährleistet werden. Wie die Bereitstel-
lung, Produktion und Gewährleistung öffentlicher Infra-
strukturen konkret erfolgt, ist abhängig von politischen Dis-
kursen und Auseinandersetzungen. Über ihre Organisation 
und Beschaffenheit, ihre Verfügbarkeit und Qualität, wird in 
unterschiedlichen Kontexten immer wieder gerungen. 
Gleichzeitig ist die Frage der Zugänglichkeit und Qualität 
öffentlicher Güter auch eine Frage des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts und des Gemeinwohls. 
Über Infrastrukturen wird seit einiger Zeit wieder intensiv 
diskutiert, auch weil in einer neuen Konjunktur der Infra-
strukturpolitik gegenwärtig die Bereitstellung, Organisa-
tion und Nutzung von öffentlichen Infrastrukturen neu aus-
gehandelt werden. In ihrem Beitrag legen Hans-Jürgen 
Bieling und Matthias Möhring-Hesse dar, dass Infrastruktu-
ren die Gesellschaft strukturieren, selbst aber fortwährend 
produziert werden müssen. Infrastrukturen sind demzu-
folge mit einer spezifischen gesellschaftlichen Produk-
tions- und Lebensweise verknüpft und werden dabei staat-
lich verantwortet oder gewährleistet. Ihre Produktion, Be-
reitstellung und Nutzung sind oft kontrovers, wobei sich 
die Konflikte in den unterschiedlichen infrastrukturpoli
tischen Handlungsfeldern zumeist spezifisch darstellen. 
Jenseits dieser Besonderheiten sind aber auch einige, die 
unterschiedlichen Bereiche übergreifende Gemeinsamkei-
ten erkennbar, die der neuen infrastrukturpolitischen Kon-
junktur ihren Stempel aufdrücken.
In der politischen Auseinandersetzung um die Planung, 
Organisation und Bereitstellung öffentlicher Infrastruktu-
ren geht es auch um die Rolle, die der Staat in diesem Zu-
sammenhang einnehmen soll und mit welchen gesell-
schaftlichen Gruppen und Organisationen er dabei zu-
sammenarbeitet. In diesem Zusammenhang widmet sich 
der Beitrag von Detlef Sack drei unterschiedlichen Varian-
ten der Gewährleistung von Infrastrukturen. Zunächst wer-
den die Konzepte Gewährleistungsstaat und Public-Pri-
vate-Partnership diskutiert, die seit Mitte der 1990er Jahre 

als eine kontraktualistisch-privatisierende Variante der 
Leistungserbringung dominant waren und auch heute noch 
die Verwaltungspraxis prägen. Seit den 2010er Jahren do-
minieren Überlegungen die Debatte, die stärker gerech-
tigkeits- und partizipationsorientiert sind. Hier geht es um 
die pluralistisch-deliberative Variante der Leistungserbrin-
gung, der emanzipative Ermöglichung eigen ist. Vor dem 
Hintergrund aktueller staatlicher und gesellschaftlicher 
Identitätspolitiken und dem Aufstieg eines autoritären Po-
pulismus macht der Beitrag zuletzt aber auch auf eine 
drit te, die autoritär-identitäre Variante der Erstellung von 
Infrastrukturen aufmerksam. 
Zugang zu bezahlbarem und gutem Wohnraum; gute 
Löhne und Arbeitsbedingungen; Wahlrecht für Menschen 
mit Wohnsitz, aber ohne Staatsbürgerschaft – solche öf-
fentlichen Kämpfe um Teilhabe sind konstitutiver Bestand-
teil sogenannter Wohlfahrtsregime. Denn diese sind da-
durch gekennzeichnet, für das Wohlergehen ihrer Bürge-
rinnen und Bürger Sorge zu tragen bzw. Teilhabe zu er-
möglichen. Hierbei ist die Definition, wer zur Gesellschaft 
zählt und was als Wohlergehen verstanden wird, das Er-
gebnis stetiger Aushandlung. In ihrem Beitrag beleuchten 
Lisa Vollmer und Laura Calbet  i Elias diese Aushandlungs-
prozesse zwischen zivilgesellschaftlichen und staatlichen 
Akteuren. Nach einer Einführung in zentrale Begriffe und 
die wichtigsten Entwicklungslinien der vergangenen Jahr-
zehnte legen die Autorinnen anhand von drei konkreten 
Beispielen dar, mit welchen Schwierigkeiten zivilgesell-
schaftliche und staatliche Akteure bei solchen Kooperatio-
nen zu kämpfen haben und mit welchen Motivationen sie 
sich dennoch auf die Zusammenarbeit einlassen. 
Personenbezogene Dienstleistungen wie etwa die Pflege 
oder Betreuung von Kindern und Älteren bilden einen 
wichtigen Teil der gesellschaftlichen Infrastruktur. Auch 
wenn die Beschäftigten und ihre Arbeitserfahrungen in 
diesen Bereichen für Konsument:innen, Patient:innen, 
Schüler:innen und Klient:innen meist im Verborgenen blei-
ben, so bestimmen sie doch die Verfügbarkeit und Qualität 
öffentlicher Güter. René Lehweß-Litzmann gibt in seinem 
Beitrag einen Überblick über die Situation der Erwerbstä-
tigen, die personenbezogene, gesellschaftlich notwen-
dige Dienstleistungen erbringen und diskutiert mögliche 
Folgen für die Daseinsvorsorge. Kennzeichnend für die be-
trachteten Berufe ist einerseits die subjektiv als sinnvoll 
empfundene Arbeit, andererseits aber die hohe Arbeitsbe-
lastung, insbesondere in den Bereichen Gesundheit und 
Pflege. Letzteres könnte in Zukunft zu einer schmerzhaften 
Verknappung notwendiger Dienstleistungen führen, wenn 
neue Beschäftigtengenerationen ihre legitimen Ansprüche 
an gute Arbeit durchsetzen.
Im Zuge der Urbanisierung und demografischen Verände-
rung durchläuft der ländliche Raum eine Transformation, 
die Herausforderungen an die Infrastruktur – überregional 
wie auch vor Ort – stellt. Während Abwanderung und 
Strukturschwäche der ländlichen Regionen zur infrastruk-
turellen Verschlechterung führen, gibt es auch gegenläu-
fige Trends, die auf eine Verbesserung ländlicher Versor-
gung hoffen lassen. In seinem Beitrag stellt Matthias Nau-
mann die beiden Trends von ökologischer Modernisierung 
und zunehmender bürgerschaftlicher Beteiligung vor. Im 
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Anschluss präsentiert er drei Ansätze zur Debatte rund um 
öffentliche Güter und Infrastruktur im ländlichen Raum.
Vor dem Hintergrund sich zuspitzender vertragsärztlicher 
Versorgungsmängel, insbesondere in ländlichen Regio-
nen, diskutiert Andrea Futterer in ihrem Beitrag die Funkti-
onsweisen des deutschen Gesundheitssystems. Die Inte
ressenvermittlung zwischen den für die Krankenversor-
gung zuständigen Verbänden aus Krankenkassen und 
Kassenärztlichen Vereinigungen hat sich in den vergange-
nen dreißig Jahren entscheidend verändert. Auch die Ge-
sundheitsreformen, die darauf zielten, dem „Landarztman-
gel“ Einhalt zu gebieten, und diverse ergänzenden regio-
nale und kommunale Initiativen vermögen die soziale Inf-
rastruktur nicht zu stabilisieren. 
Die fortschreitende Urbanisierung und das vermehrte Ein-
strömen von globalem anlagesuchenden Kapital in den 
deutschen Wohnimmobilienmarkt führen zu einer „Rück-
kehr der Wohnungsfrage“. Während die Gentrifizierung 
immer peripherer gelegene Stadtteile erfasst, wird es für 
viele Haushalte immer schwieriger, nicht in prekäre Wohn-
verhältnisse oder Wohnungsnot zu geraten und somit er-
hebliche Einschränkungen der Lebensqualität und demo-
kratischer Partizipationsmöglichkeiten zu erfahren. Der 
Beitrag von Johanna Betz führt zunächst anhand von Statis-
tiken schlaglichtartig aus, wie sich die derzeitige Woh-
nungsnot äußert und erläutert regulative Schrit te, die zum 
fortschreitenden Abschmelzen bezahlbarer Bestände 
führten und dies weiter bedingen. Anschließend präsen-
tiert die Autorin aktuelle Debatten über eine gerechte 
Wohnversorgung, die im Spannungsfeld von Vergesell-
schaftung und privatwirtschaftlich orientierter Wohnungs-
politik verhandelt wird.
Autos prägen seit Jahrzehnten das städtische Leben, Stra-
ßenzüge durchkreuzen städtische Gebiete und Parkhäuser 
vereinnahmen öffentliche Räume. Mit dem zunehmenden 
Verkehr in den Städten hat die Luftverschmutzung so immer 
weiter zugenommen und führt zur gesundheitlichen Beein-
trächtigung der Menschen. Gleichzeitig trägt der Erfolg 
der Automobilindustrie erheblich zum Wohlstand und zur 
Beschäftigung in Deutschland und in der Europäischen 
Union bei. Die öffentliche Debatte ist daher geprägt von 
diesem fundamentalen Konflikt: Aspekte des Gesundheits- 
und Umweltschutzes stehen Argumenten der individuellen 
(Auto-)Mobilität und des ökonomischen Erfolgs der Auto-
mobilindustrie gegenüber. Melanie Nagel skizziert dieses 
Spannungsfeld; dabei werden die relevanten Schadstoffe, 
deren gesundheitliche Auswirkungen sowie Gesetze und 
Richtlinien im EU-Mehrebenensystem näher erklärt. Ab-
schließend wird ein Ausblick gegeben auf eine mögliche 
Lösung dieses Konflikts: durch eine Verkehrswende – im 
Sinne einer Antriebs- und Mobilitätswende – sowie dem 
Zusammenspiel von Maßnahmen für Luftreinhaltung und 
Klimaschutz. 
Eine vergleichsweise junge Infrastruktur stellt das Internet 
dar. Anhand seiner Einrichtung und Entwicklung in den 
letzten fünfzig Jahren lassen sich wichtige Motive und Dy-
namiken in der Aushandlung von Infrastrukturen studieren. 
Gleichzeitig verdeutlichen die anhaltenden Weiterent-
wicklungen und neue Problemlagen, wie unvorhersehbar 
und auch widersprüchlich die Entwicklung einer Infrastruk-
tur sein kann. In ihrem Beitrag zeigt Jeanette Hofmann auf, 

wie sich in der Konkurrenz von staatlichen und akade
mischen, später kommerziellen Akteuren zunächst eine 
dezentrale digitale Infrastruktur durchsetzte und so die Vo-
raussetzungen für technische, aber auch gesellschaftliche 
Innovationen und neue Kommunikations- und Organisati-
onsformen. Unter dem zunehmenden Eindruck dominieren-
der privater Anbieter geraten nun staatliche Einrichtungen 
unter Druck, dem fragmentierten und monopolisierten 
Netzwerk mit regulatorischen Schrit ten zu begegnen. Bil-
dungslandschaften haben Konjunktur. 
Bundesweit gibt es inzwischen zahlreiche Bildungsnetz-
werke, die sich als Bildungslandschaften verstehen oder 
ihnen zugerechnet werden. Das Ziel von Bildungsland-
schaften ist es, durch die koordinierte Zusammenarbeit 
verschiedener Bildungsakteure, etwa von Bildungseinrich-
tungen, Familien oder zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen, das regionale Bildungsangebot zu verbessern und 
die Bildungsqualität zu erhöhen. Dabei lassen sie sich al-
lerdings weder problemlos implementieren noch bleiben 
sie ohne Risiken und unerwünschte Nebenwirkungen. Der 
Beitrag von Christine Steiner, Alexander Kanamüller, Ronald 
Langner und Tabea Schlimbach zeichnet anhand konzep
tioneller Grundzüge, thematischer Diskussionsschwer-
punkte und vorliegender empirischer Befunde das Poten-
zial, aber auch die Bruchzonen und Problemlinien nach.
Kaum ein anderes menschliches Bedürfnis wird im Kontext 
von öffentlichen Infrastrukturen so wenig thematisiert wie 
die Notdurft. Ein Blick auf Stadtplanung und -entwicklung 
zeigt, dass sich der Umgang mit und die Bereitstellung von 
öffentlichen Toiletten verändert hat: Während diese einst 
als wichtiger Bestandteil kommunaler Daseinsvorsorge ge-
handelt wurden, werden sie heute unter klammen Haus-
haltskassen zunehmend privatisiert oder geschlossen. Die 
knappe Bereitstellung von öffentlichen Toiletten verstärkt 
dabei die Benachteiligung von Menschen, die besonders 
auf sanitäre Infrastrukturen im öffentlichen Raum angewie-
sen sind. Mit dem Konzept des „Recht auf Infrastruktur“ 
greift der Beitrag von Lilith Kuhn, Martine Kayser, Rosa Aue 
und Sabine Bongers-Römer diese De_Privilegierungsstruk-
turen auf und stellt ihnen emanzipatorische Forderungen 
entgegen. Darauf aufbauend geben die von ihnen ab-
schließend präsentierten „Klo:topien“ utopische Denkan-
stöße für die Ausgestaltung nicht nur von sozial gerechten, 
sondern auch ökologisch nachhaltigen Infrastrukturen.
Dieses Schwerpunktheft wurde durch meinen Vorgänger 
Siegfried Frech gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Forschungsprojekts „Gemeinwohl-rele-
vante öffentliche Güter. Die politische Organisation von ln-
frastrukturaufgaben im Gewährleistungsstaat“ konzipiert. 
Ihnen möchte ich an dieser Stelle herzlich danken. Das 
BMBF-geförderte Projekt aus der Förderlinie „Teilhabe und 
Gemeinwohl“ ist an der Universität Tübingen angesiedelt 
(Informationen unter: https://www.infrastruktur-gewaehr-
leisten.de/). Allen Autorinnen und Autoren, die mit ihren 
Beiträgen zur Beschäftigung mit öffentlichen Infrastruktu-
ren anregen, sei ebenso gedankt. Dank gebührt wie immer 
auch den beteiligten Kooperationspartnern in Druckvorbe-
reitung, Druck und Versand für die professionelle Zusam-
menarbeit.
 Maike Hausen
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Öffentliche Infrastrukturen: gesellschaftliche 
Konflikte und staatliche Gewährleistung
Hans-Jürgen Bieling, Matthias Möhring-Hesse

 
Über Infrastrukturen wird seit einiger Zeit wieder intensiv 
diskutiert, auch weil in einer neuen Konjunktur der Infra-
strukturpolitik gegenwärtig die Bereitstellung, Organisa-
tion und Nutzung von öffentlichen Infrastrukturen neu 
ausgehandelt werden. In ihrem Beitrag legen Hans-Jür-
gen Bieling und Matthias Möhring-Hesse dar, dass Infra-
strukturen die Gesellschaft strukturieren, selbst aber 
fortwährend produziert werden müssen. Infrastrukturen 
sind demzufolge mit einer spezifischen gesellschaftli-
chen Produktions- und Lebensweise verknüpft und wer-
den dabei staatlich verantwortet oder gewährleistet. 
Ihre Produktion, Bereitstellung und Nutzung sind oft kon-
trovers, wobei sich die Konflikte in den unterschiedlichen 
infrastrukturpolitischen Handlungsfeldern zumeist spezi-
fisch darstellen. Jenseits dieser Besonderheiten sind 
aber auch einige, die unterschiedlichen Bereiche über-
greifende Gemeinsamkeiten erkennbar, die der neuen 
infrastrukturpolitischen Konjunktur ihren Stempel auf-
drücken.�

Über öffentliche Infrastrukturen wird seit einiger Zeit 
intensiv diskutiert. Mal geht es um den öffentlichen 
Personennah- und Fernverkehr, mal um den Straßen-, Luft-  
und Schiffsverkehr, mal um eine sichere und ökologische 
Energieversorgung, dann auch um Kulturangebote, 
Kindergärten, Hochschulen, Gesundheitsdienstleistungen 
oder bezahlbaren Wohnraum. Zuletzt sind die infor
mationstechnologischen Infrastrukturen, vor allem das 
Internet und die zu dessen Nutzung erforderliche Hard- 
und Software, in den Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit 
gerückt. In der Covid-19-Pandemie haben sich diese Infra-
strukturdebatten nochmals verstärkt. So ist eine Politisie-
rung der öffentlichen Infrastruktur zu beobachten. Das 
dürfte damit zu tun haben, dass die bestehenden Infra-
strukturangebote von vielen als defizitär und störungsan-
fällig wahrgenommen werden. Wenn ein Kontrollverlust 
und eine Unterbrechung gesellschaftlicher Routinen dro-
hen, ist häufig von „systemrelevanten“ oder „kritischen“ In-
frastrukturen die Rede (Folkers  2014). Aber auch wenn 
diese Adjektive nicht ins Spiel gebracht werden, wird ge-
genwärtig in vielen Feldern darum gerungen, wie eine an-
gemessene Bereitstellung und Organisation und auch die 
Nutzungsbedingungen der Infrastrukturen aussehen soll-
ten. Dazu gehört auch die Frage, wer für diese Aufgaben 
die Verantwortung tragen sollte.
Offenkundig befinden sich die infrastrukturpolitischen De-
batten inmitten einer neuen Konjunktur: Nach einer Phase 
der Liberalisierung und Privatisierung, des zumindest se-
mantischen Rückzugs des Staates werden in vielen Feldern 
die Mängel der verfügbaren Infrastrukturen öffentlich be-
wusst – und darüber deren jeweilige Besonderheiten im 
Vergleich mit anderen Gütern und Dienstleistungen, was 
die Nutzung, aber auch die Produktion und Bereitstellung 

betrif ft. Diese Erfahrungen und Wahrnehmungen stehen 
im Widerspruch zur vormals hegemonialen Vorstellung, In-
frastrukturen würden qualitativ besser, innovativer und 
preiswerter, wenn sie der privatkapitalistischen Produk-
tions- und Marktlogik unterliegen. Tatsächlich ist es aber 
keineswegs trivial, dass es nicht um private, sondern um 
öffentliche Infrastrukturen geht. Das Adjektiv „öffentlich“ 
verweist in mehrfacher Hinsicht auf deren politischen Cha-
rakter: Erstens prägen sie die grundlegende Ordnung und 
Operationsweise der Gesellschaft. Zweitens übernimmt in 
der Regel der Staat die – unmittelbare oder mittelbare – 
Verantwortung für deren Bereitstellung. Die hiermit ver-
bundenen Ziele und Modalitäten sind drit tens durch kon
fligierende Interessenlagen bestimmt, die in politischen 
Debatten oft heftig aufeinanderprallen. Nachdem in den 
vergangenen Jahrzehnten die Infrastrukturpolitik durch 
ein erhebliches Misstrauen in die staatlichen Institutionen 
geprägt war, wird seit einiger Zeit vor allem die kapitalisti-
sche Inwertsetzung der öffentlichen Infrastrukturen, also 
deren profitorientierte Reorganisation kritisiert. Der Weg 
weist dabei keineswegs zurück in die Vergangenheit. 
Schließlich geht es vermehrt darum, die gesellschaftspoli-
tische Modernisierung durch eine veränderte Operations-
weise der Infrastrukturen – durch deren ökologische 
Modernisierung und Verfahren der demokratischen Parti-
zipation und dezentral-kommunalen Organisation – vor-
anzutreiben.

Im Angriffskrieg gegen die 
Ukraine zerstört die russische 
Armee die soziale Infrastruktur 
in ukrainischen Städten, um die 
Zivilbevölkerung zu bezwin­
gen. Damit betreibt der russi­
sche Staat Infrastrukturpolitik –
mit militärischen Mitteln und zu 
imperialen Zwecken.
 picture alliance / ASSOCIATED  

PRESS | Evgeniy Maloletka
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Zwar verlaufen die jüngeren Infrastrukturdebatten je nach 
Problemlage und Themenfeld unterschiedlich, es scheint 
aber auch einige Gemeinsamkeiten, zumindest Ähnlichkei-
ten, Berührungspunkte und wechselseitige Verweise zwi-
schen den Diskussionen zu geben. Denen werden wir uns 
zunächst konzeptionell nähern, um auf dieser Grundlage 
dann Gemeinsamkeiten in den unterschiedlichen, jeweils 
spezifischen Infrastrukturdebatten zu betrachten.

Was sind Infrastrukturen?

Ungeachtet aller Differenzen zeichnen sich Infrastrukturen 
dadurch aus, dass sie, wie der aus den beiden lateinischen 
Wörtern infra (unterhalb) und struktura (Zusammenführung) 
zusammengesetzte Begriff bereits sagt, gesellschaftliche 
Handlungsräume und soziale Praktiken miteinander ver-
binden. Sie ermöglichen es Menschen, gemeinschaftlich 
und dazu auch außerhalb ihrer jeweils eigenen vier Wände 
am gesellschaftlichen Leben in materieller, sozialer und 
kultureller Hinsicht teil zu nehmen und teil zu haben. Dirk 
van Laak (2018) spricht von Infrastrukturen als den „Le-
bensadern unserer Gesellschaft“; wie der zusammenge-
setzte Begriff bereits nahelegt, handelt es sich um Lebens-
adern, die Potenziale einer tiefen Vergesellschaftung in 
sich bergen, da sie sich in die alltäglichen Abläufe eingra-
ben, diese strukturieren und die menschlichen Aktivitäten 
häufig unbewusst, aber auf Dauer – vermittelt über Kon-
ventionen und Routinen – miteinander vernetzen.
Durch Infrastrukturen wird Gesellschaft maßgeblich struk-
turiert. Dabei erfolgt über infrastrukturpolitische Entschei-
dungen eine mittel-, häufig langfristige Festlegung von Zu-
kunft. Diese wird durch die Materialität von Infrastrukturen, 
also deren physische und technische Beschaffenheit in ho-
hem Maße geprägt (Hansen 2021). So ermöglichen Eisen-

bahnschienen den Zugverkehr, nicht aber den Flugverkehr 
oder die Schiff fahrt. Das Internet ermöglicht die rasche 
Übertragung unzähliger Daten, nicht aber den Transport 
von Energie oder anderer Güter. In einem gut ausgestatte-
ten Krankenhaus können Verletzte oder Kranke operiert 
und medizinisch versorgt werden, Operationssäle eignen 
sich aber nicht zur Kindererziehung. Was bei einer 
Fokussierung auf die physische oder technische Beschaf-
fenheit leicht übersehen wird, sind die besonderen – tech-
nischen, administrativen und fachlich definierten – Nor-
men, Standards und politische Regeln, die den Zugang, 
die Qualität und Quantität sowie die Nutzung von Infra-
strukturen mitbestimmen. Physische oder technisch gleiche 
oder ähnliche Infrastrukturen können sich durch gesell-
schaftliche Regelwerke erheblich unterscheiden. Mehr 
noch: Entsprechende Differenzen, etwa die (Qualitäts-)
Standards oder die Verfügbarkeit und Zugangsregeln, ha-
ben gravierende Auswirkungen auf die praktische Nut-
zung von Infrastrukturen – und damit auch auf die infra-
strukturell erzeugten sozialen Beziehungen. Diese werden 
nicht allein angebotsseitig definiert, sondern auch durch 
die Nutzer:innen, durch deren Gewohnheiten und Prakti-
ken – Eva Barlösius (2019: 76 ff.) spricht von einer „infra-
strukturellen Sozialität“ – mitgeprägt.
All dies verdeutlicht: Infrastrukturen sind nicht einfach ge-
geben. Sie müssen politisch aktiv gestaltet und ökonomisch 
produziert werden. Dabei haben sich bereichsspezifische 
Infrastrukturregime, also jeweils besonders institutionali-
sierte Prinzipien und Praktiken herausgebildet, gemäß der 
Infrastrukturen organisiert werden. Wichtige Komponen-
ten dieser Infrastrukturregime sind: 
	l Erstens die Formen ihrer materiellen Produktion und Be-

reitstellung, etwa durch eine öffentliche oder private Fi-
nanzierung und Herstellung; 
	l zweitens die Prinzipien ihrer Operationsweise, die die 

gesellschaftlichen Leistungen bestimmen, die Infrastruk-
turen erbringen sollen; 
	l drittens die handlungsanleitenden Normen und Regeln, 

also die Verhaltensstandards für die Betreiber, Regulie-
rer und Nutzer von Infrastrukturen; 
	l und viertens die Verfahren, durch die diese Regeln in 

verbindliches Recht – unter Einschluss von Sanktionen im 
Fall von Fehlverhalten – umgesetzt und für die alltäg
liche Praxis konkretisiert werden.

Infrastrukturregime sind keineswegs starr, sondern wan-
deln sich stetig. Für Veränderungen sorgt nicht zuletzt der 
Staat in der Erbringung und Gewährleistung von Infra-
strukturen. Bei den netzgebundenen Infrastrukturen wie 
Post, Telekommunikation oder Bahn basierte die Gewähr-
leistung in vielen Ländern und über eine lange Zeit hinweg 
auf einer unmittelbaren staatlichen Produktion und Erbrin-
gung. War für das Regime dieser Infrastrukturen der Pro-
duktions- oder Leistungsstaat zentral, zog sich dieser im 
Zuge der Liberalisierung und Privatisierung zurück (Bieling 
et al.  2008) und mutierte zu einem Regulierungsstaat, 
wobei dieses Regime in Deutschland unter dem Begriff 
„Gewährleistungsstaat“ beworben wurde.1 Zugleich wan-
delten sich damit auch die Prinzipien dieses Infrastruktur-
regimes. Nun ging es verstärkt um die Effizienz und Profita-
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bilität der privatkapitalistisch organisierten Infrastruktur-
unternehmen. Ebenfalls veränderten sich die handlungs-
anleitenden Normen, Regeln, Verfahren und alltäglichen 
Praktiken, insofern durch die Liberalisierung ein Markt für 
Infrastrukturleistungen geschaffen wurde: Unternehmen 
konkurrieren nun untereinander und werben um Kund:innen, 
und diese wiederum sehen sich mit unterschiedlichen – 
preislich und qualitativ häufig nicht leicht zu überblicken-
den – Angeboten konfrontiert und haben grundsätzlich 
die Option, ihre Verträge zu kündigen und Anbieter zu 
wechseln.
Infrastrukturregime sind mithin politisch. Sie sind politisch 
gestaltbar und dadurch veränderbar. In öffentlichen Aus-
einandersetzungen wird immer wieder darüber gestrit ten 
und gerungen, ob Infrastrukturen zu schaffen oder zu er-
neuern sind und auf welche Art und Weise dies erfolgen 
soll. In manchen Phasen beschränken sich die Kontra
hent:innen darauf, die verfügbaren politischen Instrumente 
und Verhaltensvorschriften zu modifizieren. In anderen 
stellen sie hingegen die materiellen Erbringungsformen, 
Prinzipien und Normen zur Disposition. Geht es um letz-
tere, etwa um die Privatisierung von Infrastrukturen oder 
um deren Vergemeinschaftung, um deren Verstaatlichung, 
Kommunalisierung oder Überführung in genossenschaftli-
ches Eigentum, so sind die Konflikte besonders heftig. 
Schließlich verändern sich mit der Art und Weise der Pro-
duktion, Bereitstellung und Aneignung von Infrastruktur-
dienstleistungen auch die Strukturen und die Reprodukti-
onsformen der Gesellschaft. Mehr noch, viele Infrastruktu-
ren – öffentliche Verkehrsmittel, Kindergärten, eine gute 
Schulbildung oder ein funktionsfähiges Internet – sind 
maßgeblich dafür, ob und in welchem Maße unterschied
liche soziale Gruppen am gesellschaftlichen Leben, so 
auch an den zivilgesellschaftlich gestützten Prozessen der 
politischen Kommunikation, partizipieren.

Konfligierende Interessen und Gestaltungslogiken 

Über öffentliche Infrastrukturen wird in politischen Ausei
nandersetzungen mal mehr, mal weniger heftig gerungen. 
Dabei variieren die konkreten Interessenlagen und norma-
tiven Überzeugungen, entsprechend auch die Konfliktkon-
stellation, je nachdem um welche Infrastruktur, welchen 
Ort und welche Zeit es konkret ging und geht. Jedoch las-
sen sich einige allgemeine Gestaltungslogiken identifizie-
ren, die – freilich in unterschiedlichem Maße – in allen inf-
rastrukturpolitischen Handlungsfeldern relevant sind. Mit 
diesen Gestaltungslogiken korrespondieren Interessens-
differenzen und entzünden sich infrastrukturpolitische 
Kontroversen.

Ökonomische Gestaltungslogik
Eine erste Gestaltungslogik ist ökonomisch: Um Infrastruk-
turen herzustellen und sie zu betreiben, müssen die dafür 
notwendigen Ressourcen aufgebracht, effizient eingesetzt 
und mit der Nachfrage in Übereinstimmung gebracht wer-
den. Dies kann unterschiedlich organisiert werden, ent-
sprechend unterschiedlich sind auch die Ökonomien der 
Infrastrukturen. Allerdings ist die ökonomische Gestaltung 
der Infrastrukturen – in einer kapitalistisch verfassten 
Volkswirtschaft – kapitalistisch eingefärbt. Selbst wenn sie 
nicht von profitorientierten Unternehmen hergestellt wer-
den, sind die öffentlichen Infrastrukturen – etwa die Stra-

ßen und Verkehrswege, die Post, das Internet, aber auch 
das Schul- und Universitätssystem und selbst das Gesund-
heitssystem – für die Funktionsweise der kapitalistischen 
Ökonomie von großer Bedeutung. Darüber hinaus haben 
Unternehmen entdeckt, dass sich zahlreiche der vormals 
staatlich oder gemeinnützig betriebenen Infrastrukturen 
auch privatkapitalistisch organisieren lassen. Dement-
sprechend drängen sie darauf, Infrastrukturen zu privati-
sieren, um die Sphäre potenzieller Investitionen und Profite 
zu erweitern. Von den Regierungen wird dieser Prozess in-
sofern unterstützt, als sie erhebliche Privatisierungserlöse 
und eine Entlastung der öffentlichen Haushalte erwarten 
dürfen. 
Demgegenüber bestehen erhebliche Bedenken: Viele der 
Infrastrukturen lassen sich privatwirtschaftlich – zumindest 
auf Dauer – nicht gut und auch nicht effizient erbringen, 
weil etwa die Nutzer:innen ihre Bedarfe nicht angemessen 
befriedigt sehen, Unternehmen nicht die erhofften Rendi-
ten erzielen und sich für die Beschäftigten der Druck er-
höht, schlechtere Arbeits- und Entlohnungsbedingungen 
zu akzeptieren. Setzen sich diese Bedenken durch, wird 
die Bewirtschaftung von Infrastrukuren öffentlich oder so-
zialwirtschaftlich, womöglich sogar gemeinnützig organi-
siert.

Soziale Gestaltungslogik
Die unterschiedlichen Vorstellungen zur ökonomischen 
Gestaltung der Infrastrukturen verweisen auf eine zweite, 
soziale Gestaltungslogik: Öffentliche Infrastrukturen sol-
len allgemein und bei guter Qualität zur Verfügung stehen, 
um gleichwertige Lebensverhältnisse und gesellschaft
liche Teilhabe zu fördern. Der räumliche und zugleich sozi-
ale Ausgleich wird nicht nur von benachteiligten sozialen 
Gruppen eingefordert. Auch Privilegierte sprechen sich für 
eine Stärkung der sozialen Gestaltungslogik aus, wenn sie 
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eine solidarische Grundorientierung haben oder negative 
Folgen für die gesellschaftliche Entwicklung befürchten. 
Neben den Nutzer:innen ist auch den Beschäftigten in den 
jeweiligen Infrastrukturen daran gelegen, qualitativ hoch-
wertige Dienstleistungen zu erbringen (Lehweß-Litzmann 
et al. 2020). Zudem sprechen sich staatliche Akteure – vor 
allem dann, wenn sie von den Nutzer:innen und potenziel-
len Wähler:innen öffentlich in die Pflicht genommen wer-
den – für eine soziale Gestaltung aus.
Bezieht sich die soziale Gestaltungslogik auf die Verfüg-
barkeit und Qualität von Infrastrukturdienstleistungen und 
Beschäftigung, so thematisiert die demokratische Gestal-
tungslogik die Möglichkeiten für die Betroffenen – die Be-
schäftigten und Nutzer:innen –, auf die Operationsweise 
der Infrastrukturregime politisch einzuwirken. Hier haben 
sich die Bedingungen insofern verschlechtert, als die – na-
tionalen, regionalen und kommunalen – Parlamente oft nur 
noch den allgemeinen Rahmen definieren, z. B. gewisse 
Mindeststandards in der Versorgung, in vielen Bereichen 
ansonsten aber regulative Ausschüsse, in Deutschland 
etwa die Bundesnetzagentur, die Infrastrukturregime steu-
ern. Diese Formen einer marktbasierten Technokratie mö-
gen zwischenzeitlich den Trend zu postdemokratischen 
Verhältnissen begünstigt haben (Crouch 2008: 119 ff.). In 
vielen Bereichen – etwa der Mobilität, des Wohnens oder 
der stationären Gesundheitsversorgung – sind aber 
ebenso Initiativen entstanden, die eine neue demokra
tische Kontrolle einfordern.

Ökologische Gestaltungslogik
Die demokratische Gestaltungslogik ist in den vergange-
nen Jahren durch eine weitere, d. h. ökologische Gestal
tungslogik stimuliert worden.2 Lange setzten sich vor allem 
die Organisationen und Netzwerke der Umweltbewegung 
hierfür ein. Zuletzt war es die Fridays-for-Future-Bewegung, 

die über Proteste und den Diskurs über die Klimakrise ein 
politisches Umsteuern einforderte. Der Diskurs über die Kli-
makrise ist seitdem diffundiert. Zahlreiche Akteure und Or-
ganisationen diskutieren intensiv darüber, die Infrastruktu-
ren unter ökologischen Gesichtspunkten zu reorganisie-
ren. Infrastrukturen werden so als ein wichtiger Hebel be-
trachtet, um die bestehende, das Klima gefährdende 
Produktions- und Lebensweise zu verändern. 

Geopolitische Gestaltungslogik
Stehen die soziale, die demokratische und die ökologische 
Gestaltungslogik im Widerspruch, zumindest im Span-
nungsverhältnis zur ökonomischen Gestaltungslogik, so 
wird deren geopolitische Gestaltungslogik als deren Er-
gänzung gesehen3: Diese kommt zumeist dann zum Tra-
gen, wenn Infrastrukturen explizit als Vehikel der Globali-
sierung operieren – etwa der Luftverkehr, die Schiff fahrt, 
Öl- und Gaspipelines, das Internet, die Telekommunikation 
oder Zahlungsverkehrssysteme – oder wenn global agie-
rende Konzerne um den Zugriff auf privatkapitalistisch or-
ganisierte Infrastrukturen konkurrieren, so z. B. in der Ener-
gie- oder auch der Gesundheits- oder Wohnraumversor-
gung. In dem Maße, wie die bestehende Produktions- und 
Lebensweise durch Globalisierungsprozesse geprägt wird 
(Energiezuflüsse, Warenexporte etc.), wirken sich geopoli-
tische Interessenlagen und Konflikte auf das öffentliche In-
frastrukturangebot aus. Dies gilt vor allem dann, wenn 
durch eine Störung der Wertschöpfungsketten wichtige 
Infrastrukturen beeinträchtigt werden, etwa wenn es keine 
Chips oder Halbleiter für die Digitalisierung gibt, keine 
Gesundheitsmasken oder keine Impfstoffe in der Covid-
19-Pandemie.

Konjunkturen der Infrastrukturpolitik

Auch wenn Infrastrukturen aus politischen Auseinanderset-
zungen heraus entstehen, gerät dieser Aspekt, nachdem 
sie erkämpft und in der Folge eingerichtet wurden, für ge-
wöhnlich ins Vergessen. Selbst diejenigen, die sie nicht 
oder anders gewollt hatten, richten ihr Handeln und Leben 
auf sie aus und nutzen sie im eigenen Interesse. Man ge-
wöhnt sich daran, dass sie zur Verfügung stehen und dafür 
laufend hergestellt werden. Erst unter diesen Bedingungen 
entfalten Infrastrukturen ihre strukturierende Kraft: Still-
schweigend wecken sie bestimmte Bedarfe und erfüllen 
diese – und ignorieren andere; sie legen bestimmte Le-
bensformen im Gegensatz zu anderen nahe und fördern 
diese; sie ermöglichen bestimmte soziale Beziehungen und 
geben sie den Menschen auf, be- oder verhindern hinge-
gen andere. Infrastrukturen werden zum Alltag – und in 
diesem wird vergessen, dass sie vormals umstrit ten waren 
(Foundational Economy Collective  2019). So werden sie 
zur einer Art zweiten Natur der Gesellschaft. Werden 
jedoch Mängel erkennbar, werden also Gewohnheiten 
nicht bedient und Erwartungen nicht erfüllt, dann verlieren 
Infrastrukturen ihre Selbstverständlichkeit – und werden 
wieder zum Gegenstand politischer Auseinandersetzun-
gen. Diese Mängel werden – zumeist im Modus der Empö-
rung und als scharfe Kritik – öffentlich angesprochen. Was 

Soziale Gestaltungslogiken 
begleiten die Debatte um Inf­
rastrukturen. Im Wohnungsbau 
wird etwa durch Hausbeset­
zungen ein gleiches Recht auf 
bezahlbaren Wohnraum 
gefordert.

picture-alliance / dpa |  

DB Markus Proßwitz
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zuvor selbstverständlich war und dadurch jenseits der öf-
fentlichen Aufmerksamkeit lag, wird repolitisiert. Dadurch 
verlieren Infrastrukturen ihre scheinbare Natürlichkeit; ihr 
politischer Charakter und damit auch ihre Gestalt- und 
Veränderbarkeit wird manifest. 
Infrastrukturen unterliegen somit politischen Konjunkturen: 
Phasen der politischen Auseinandersetzungen werden ab-
gelöst von Phasen der Depolitisierung, denen wiederum 
Phasen der Repolitisierung folgen. Diese Konjunkturen sind 
konkret und betreffen jeweils bestimmte Infrastrukturen. 
Man führt Auseinandersetzungen über Wasserversorgung 
und über Kitas, über Wohnraum und Pflege, über Glasfa-
sernetze und übers Internet. Häufig kommt in den politi-
schen Auseinandersetzungen typischerweise nicht zur 
Sprache, dass die jeweils verhandelten Infrastrukturen un-
tereinander vernetzt sind, dass sie gemeinsam – mehr oder 
weniger konsistent – die Infrastruktur der Gesellschaft aus-
machen und dadurch Gesellschaft strukturieren. Das 
Ganze der öffentlichen Infrastrukturen wird für gewöhnlich 
nicht politisiert und – wenn überhaupt – nur als Dimension 
der jeweils besonderen Infrastrukturen verhandelt. Abseits 
von Grundsatzdebatten innerhalb von Parteien und ande-
ren politischen Akteuren bestehen zumeist keine Anlässe, 
die Infrastruktur zu besprechen. Zudem lässt sich die Infra-
struktur, eine Vielzahl unterschiedlicher Infrastrukturen und 
deren Zusammenhang, in dieser Allgemeinheit politisch 
nur schwer besprechen und – noch weniger – über die In-
teressendifferenzen der Beteiligten hinweg aushandeln.
Dass unterschiedliche Infrastrukturen gegenwärtig zur sel-
ben Zeit politisiert werden, dürfte an einer Gemeinsamkeit 
in der jüngeren Vergangenheit liegen: Im Zuge staatlicher 
Modernisierung wurden seit den 1970er Jahren Infrastruk-
turen auf unterschiedliche Weise, etwa durch Liberalisie-
rung und Privatisierung, aber auch durch einen staatlich 
verordneten Wettbewerb auf Sozialmärkten, unter die-
selbe ökonomistische Logik gebracht (Bieling  2008; En-
gartner 2016). Sowohl die Herstellung der Infrastrukturen 
als auch deren Nutzung wurden so privatwirtschaftlichen 

Spielregeln unterstellt – und dies auch dann, wenn die 
Herstellung im staatlichen Auftrag erfolgte und die Nut-
zung durch staatliche Zuweisung eingeräumt wurde. Bei 
vielen der in dieser Weise dynamisierten Infrastrukturen 
zeigen sich inzwischen Mängel. Alte, aber auch neue Er-
wartungen an deren gesellschaftlichen oder individuellen 
Nutzen, deren angemessene Bereitstellung und Verfüg-
barkeit, an eine gute Qualität und akzeptable Arbeitsbe-
dingungen werden frustriert – und all diese Frustrationen 
werden öffentlich verhandelt. Dies geschieht zeitgleich in 
verschiedenen infrastrukturpolitischen Arenen. Die ange-
sprochenen Mängel werden auf die vorgängigen Refor-
men mit einem übergreifenden ökonomistischen Konzept 
zurückgeführt; zugleich wird dessen Scheitern festgestellt. 
Im Widerspruch dazu werden – auch dies über die ver-
schiedenen Arenen hinweg, über Pfade der wechselseiti-
gen „Ansteckung“ – alternative Vorstellungen davon vor-
gebracht, wie zeitgemäße und zukunftsfähige Infrastruktu-
ren aussehen sollten.
Den politischen Akteuren bleibt zumeist nicht verborgen, 
dass sie über die verschiedenen Arenen hinweg in ähn
liche Konstellationen geraten, ihre politischen Auseinan-
dersetzungen zumindest recht ähnlich ablaufen. Die Ge-
meinsamkeit der unterschiedlichen Infrastrukturen wird ih-
nen hierdurch bewusst. Politische Inhalte und Argumente 
können sie deshalb zwischen den verschiedenen Arenen, 
in denen sie aktiv sind, hin- und herschieben; zudem kön-
nen sie ihre gegenstandsbezogenen Inhalte und Argu-
mente verschmelzen. Über die verschiedenen politischen 
Arenen hinweg sind daher ähnliche Koalitionen erkenn-
bar, die einen allgemeinen Trend anzeigen: War in ver-
gangenen Konjunkturen der Infrastrukturpolitik die ökono-
mische Gestaltungslogik hegemonial, ist es in den gegen-
wärtigen Infrastrukturpolitiken die soziale Gestaltungspo-
litik. Oder vorsichtiger: Zumindest ist die ökonomische 
Gestaltungslogik nicht mehr hegemonial.
In der aktuellen infrastrukturpolitischen Konjunktur lassen 
sich für die verschiedenen Infrastrukturen gemeinsame 

In Infrastrukturpolitischen 
Debatten wird immer wieder 
um die ungleiche Versorgung 
unterschiedlicher Städte und 
Regionen gerungen, so etwa 
um die Verkehrsanbindung. 
Einige Gemeinden reagieren 
darauf mit neuen Mobilitäts­
konzepten wie Bürgerbussen.
�picture alliance / dpa | Friso Gentsch
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Merkmale und Bezugspunkte beobachten. Eine erste Ge-
meinsamkeit besteht in der Aufwertung oder stärkeren Ge-
wichtung der sozialen Gestaltungslogik: So wird etwa in 
der Frage der medizinischen Versorgung, aber auch beim 
Wohnen gefordert, über die jeweiligen Infrastrukturen 
gleichwertige Lebensverhältnisse über die Bundesrepublik 
hinweg zu gewährleisten. Infrastrukturen werden hierbei 
konzeptionell mit einem Ideal einer nach innen hochinte
grierten Gesellschaft aufgeladen. Die Menschen sollen 
sich in vergleichbaren Lebenslagen befinden und über 
gleiche Teilhaberechte verfügen. Um eine solche Gesell-
schaft zu schaffen, sollen die Menschen durch die Nutzung 
ihrer Infrastrukturen geeint werden. Dazu sind soziale und 
regionale Ungleichheiten auszugleichen. Demgegenüber 
wird skandalisiert, dass bestehende Infrastrukturen sozi-
ale und regionale Ungleichheiten verstärken, dass etwa 
bestimmte Städte und Regionen infrastrukturell unterver-
sorgt sind, während andere aus dem Vollen schöpfen kön-
nen. Hatte es vor einigen Jahrzehnten den Anschein, die 
Vorstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse wäre zu 
teuer und unerreichbar, also illusionär, so ist sie in den ge-
genwärtigen Infrastrukturpolitiken wieder in hohem Maße 
präsent.
Eine zweite Gemeinsamkeit besteht darin, dass die 
Nutzer:innen wie auch die unmittelbaren Produzent:innen 
in den politischen Auseinandersetzungen hohe Ansprüche 
an die Infrastrukturen anmelden. Sie bestehen auf einer 
hohen Qualität dessen, was sie als ihre Infrastrukturen nut-
zen, und auf bessere Arbeitsbedingungen bei deren Her-
stellung. In beiden Hinsichten zielen die Ansprüche auf 
Teilnahme und Teilhabe: Nutzer:innen drängen auf eine 
partizipative Nutzung. Sie wollen jeweils ihre eigenen Vor-
stellungen verwirklichen und Einfluss auf die ihnen zur Ver-
fügung stehenden Infrastrukturen nehmen können. Die un-
mittelbaren Produzent:innen, allen voran die Beschäftig-
ten in „SAHGE-Berufen“ (Soziale Arbeit und Heilpädago-
gik, Gesundheit und Pflege sowie Erziehung und Bildung), 
fordern, mit anderen Beschäftigten in anderen Wirt-
schaftssektoren gleichzuziehen. Der Geschlechterbias ge-
rade bei diesen Berufen soll überwunden und die 
Arbeitsbedingungen den professionellen Anforderungen 
entsprechend gestaltet werden. Mit Hinweis auf die Ko-
produktion eines Teils der öffentlichen Infrastruktur wer-
den diese unterschiedlichen Ansprüche verknüpft. So 
versammeln sich Nutzer:innen und unmittelbare Produ
zent:innen in einer Koalition, die qualitativ anspruchsvolle 
Infrastrukturen einfordert und sich gegen staatliche Institu-
tionen oder die im staatlichen Auftrag tätigen Anbieter po-
sitioniert.
Über die verschiedenen Arenen hinweg wird drit tens die 
Nachhaltigkeit der bestehenden Infrastrukturen bestrit ten; 
stattdessen wird deren ökologische Transformation und 
darüber die der Gesellschaft gefordert. So trit t in den ak-
tuellen Infrastrukturpolitiken die ökologische Gestaltungs-
logik von Infrastrukturen politisch stärker hervor. Dabei 
wird ökologische Nachhaltigkeit oft als Moment der sozia-
len Ausgestaltung von Infrastrukturen vertreten. Tatsäch-
lich werden aber – paradigmatisch in der Wohnungs
politik, bei der öffentlichen Mobilität oder auch der Ener-
gieversorgung – Interessenkonflikte zwischen diesen bei-
den Achsen der Infrastrukturpolitik offenbar: Was von 
den einen zur ökologischen Transformation von Infrastruk-
turen im Interesse der Menschheit oder zukünftiger Gene-
rationen gefordert wird, fällt bei anderen als soziale 

Benachteiligung auf und wird deshalb politisch abgelehnt. 
Was hingegen die anderen für notwendig halten, um die 
auseinander getretenen Lebensverhältnisse wieder aus
zugleichen und Gleichwertigkeit über das Land hinweg zu 
gewährleisten, das erscheint den ersteren als unhaltbare 
Belastung kommender Generationen oder als Verwei
gerung dringender ökologischer Beschränkungen. Diese 
Hinweise verdeutlichen: Die soziale, die demokratische 
und die ökologische Gestaltungslogik stehen nicht nur im 
Widerspruch zur ökonomischen Gestaltungslogik, son-
dern weisen auch untereinander zahlreiche Spannungen 
auf. Hierdurch geraten Verfechter:innen von öffentlichen 
Infrastrukturen mitunter in ungewohnte Konflikte, aber 
auch in ebenso ungewohnte Allianzen.

Perspektiven der staatlichen Gewährleistung

Infrastrukturen können privatwirtschaftlich, gemeinnützig 
oder genossenschaftlich, sozialwirtschaftlich oder staat-
lich erstellt werden. Selbst im Fall der privatwirtschaft
lichen Bereitstellung bleibt der Staat – als die entspre-
chend mächtige Institution moderner Gesellschaften – in 
der Verantwortung. Auch dann hat er dafür Sorge zu tra-
gen, dass die politisch gewollten Infrastrukturen in ausrei-
chender Menge und Qualität produziert werden. Außer-
dem gewährleistet er für alle Anspruchsberechtigten den 
allgemeinen Zugang zu diesen Infrastrukturen und setzt 
die ausgehandelten Bedingungen der Herstellung und 
Nutzung durch. Die staatliche Gewährleistung ist Infra-
strukturen inhärent und unterstreicht ihren genuin politi-
schen Charakter. Der „Staatsbedürftigkeit“ (Vogel 2007) 
von Infrastrukturen liegt der ökonomische Sachverhalt 
zugrunde, dass Märkte bei Infrastrukturen typischerweise 
allokativ und distributiv versagen: U. a. weil entsprechende 
Bedarfe nicht hinreichend in kaufkräftige Nachfrage über-
setzt werden können, werden die zur Deckung dieser Be-
darfe eigentlich notwendigen wirtschaftlichen Ressourcen 
nicht mobilisiert, werden Güter in der eigentlich notwendi-
gen Menge und Qualität nicht hergestellt und können von 
all denen, die diese Bedarfe haben, nicht angeeignet und 
damit auch nicht genutzt werden. Außerdem ergibt sich die 
Staatsbedürftigkeit der Infrastrukturen aus den sozialen 
Abhängigkeiten einer zunehmend individualisierten Le-
bensführung. Beides, das Marktversagen und soziale Ab-
hängigkeiten infolge von Individualisierung, machen die 
Gewährleistung von Infrastrukturen zu einer staatlichen 
Aufgabe. Oft werden diese Abhängigkeiten jedoch erst in 
politischen Konflikten bemerkt. Erst über diesen politischen 
Filter werden sie dem Staat zum Problem; und erst dadurch 
werden staatliche Institutionen für die Lösung dieses Prob-
lems und damit für die Gewährleistung von Infrastrukturen 
in Dienst genommen.
Unter dem Fokus der Staatsbedürftigkeit fallen weitere 
Gemeinsamkeiten in der aktuellen infrastrukturpolitischen 
Konjunktur auf. War man erstens in den vergangenen Jahr-
zehnten erfolgreich darum bemüht, die staatliche Gewähr-
leistungsverantwortung und die daraus erwachsende 
Staatstätigkeit zurückzufahren, so wird in den gegenwär-
tigen Infrastrukturpolitiken eine massive Indienstnahme 
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des Staates verfolgt. Dabei handelt es sich um eine Ge-
genbewegung zur vorhergehenden Entlastung des Staa-
tes: Der Staat wird in ausdrücklicher Kritik am vergange-
nen Rückzug und der darauf zurückgeführten Versorgungs-
mängel in die Pflicht gerufen. Nicht selten wird dabei die 
politische Semantik dieses Rückzugs, etwa die des „Ge-
währleistungsstaates“, benutzt, um ihn nun wieder stärker 
in Anspruch zu nehmen. Das mag mit ein Grund dafür sein, 
dass staatliche Institutionen diese Indienstnahme gegen-
wärtig nicht gut, zumindest nicht erfolgreich abwehren 
können. Akteuren in den staatlichen Institutionen wird es 
dadurch erleichtert, entsprechende Anliegen aufzugreifen 
und in ihren Institutionen unterzubringen.
Parallel zur Inanspruchnahme des Staates ist in den poli
tischen Arenen zweitens aber auch ein starkes Misstrauen 
ihm gegenüber präsent. In den Auseinandersetzungen 
werden Vorkehrungen diskutiert, um das staatliche Enga-
gement den politischen Konjunkturen zu entziehen und so 
zu verstetigen. So wie Infrastrukturen auf Dauer konzipiert 
werden, soll auch deren staatliche Gewährleistung in der 
Zukunft festgelegt werden. Misstrauisch stimmt politische 
Akteure die Erfahrung, dass sich der Staat in jüngerer Zeit 
erfolgreich aus der Gewährleistungsverantwortung zu-
rückziehen oder diese in Richtung gesellschaftlicher Akti-
vierung umdrehen konnte. Selbst wenn sie nun auf eine Re-
aktivierung staatlicher Gewährleistung setzen, schließen 
sie eine Pendelbewegung in der weiteren Zukunft nicht aus 
– und bemühen sich deswegen um Vorkehrungen dage-
gen. Ein probates Mittel, das man dafür in Anschlag bringt, 
sind Stiftungen, deren Zwecke die staatlichen Institutionen 
auch in ferner Zukunft binden, oder Verträge, die sie lang-
fristig verpflichten. Auf diesem und auf anderen Wegen 
sucht man den Staat für die Zukunft festzulegen. Das be-
deutete aber auch, dessen Gewährleistungsverantwor-
tung der politischen Gestaltung zu entziehen und sie für 
die Zukunft zu depolitisieren.
Drit tens lässt sich in den unterschiedlichen Arenen eine 
Vorliebe für den kommunalen Staat entdecken: Kommunen 
werden – etwa im Rahmen der Gesundheitspolitik – selbst 
auf Infrastrukturen angesprochen, für die sie im föderalen 
Staat keine angestammten Pflichten und deshalb auch 
keine institutionalisierten Gestaltungs- und Einflussmög-
lichkeiten haben. Mit der Anrufung von Kommunen werden 

damit etablierte Verantwortliche umgangen, deren Versa-
gen und Trägheit kompensiert. Die Komplexität der über 
mehrere Ebenen hinweg aufgeteilten Gewährleistungsver-
antwortung wird so reduziert; der Einfachheit halber wer-
den Bürgermeister:innen und Gemeinderäte in die Pflicht 
genommen. Obgleich die politischen Moden der Vergan-
genheit auch auf lokaler Ebene vollzogen wurden, genießt 
der lokale Staat ein größeres Vertrauen als der Staat auf 
der Landes- und Bundesebene. Womöglich lassen sich 
aber Infrastrukturen auch nur einfacher politisieren, wenn 
man sie zu einer lokalen Frage macht; und womöglich kön-
nen sich kommunale Institutionen weniger leicht dagegen 
wehren, dass sie für deren Beantwortung verantwortlich 
gemacht werden. Zudem passt die Verantwortung für lo-
kale Infrastrukturen hervorragend zum Bild, das man sich 
im föderalen Staat von den Städten und Gemeinden 
macht. Grundgesetzlich geschützt tragen sie eine eigene 
Verantwortung für „alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft“ (Art. 29 GG) – und haben deshalb die Auf-
gabe, die „für das soziale, kulturelle und wirtschaftliche 
Wohl ihrer Einwohner erforderlichen öffentlichen Einrich-
tungen“ (§ 2 der sächsischen Gemeindeordnung) zu schaf-
fen und zu erhalten.
An der Wohnungspolitik lässt sich exemplarisch sehen, 
dass der lokale Staat erfolgreich in Anspruch genommen 
wird. Doch verfügen die Städte und Gemeinden nicht über 
die notwendigen Ressourcen und Handlungsmöglich
keiten, diesem Anspruch zu genügen. Weder bei der 
Wohnraumversorgung noch bei anderen Infrastrukturen 
sind sie mit den notwendigen Ressourcen und Handlungs-
möglichkeiten ausgestattet, um vor Ort die dem Staat zu-
geschriebene Gewährleistungsverantwortung zu erfüllen. 
Förderprogramme seitens des Bundes haben daran syste-
matisch nichts geändert, haben allenfalls die Länder als 
die für die Kommunen prioritär zuständige Staatsebene 
umgangen (Scheller 2019). Weil von den Ländern und vom 
Bund in dieser Frage abhängig, zugleich von beiden aber 
auch im Stich gelassen, sind die Städte und Gemeinden 
gut beraten, die Kommunalisierung der staatlichen Ge-
währleistung abzuwehren und auf die Länder und den 
Bund umzulenken – wenn ihnen das in der politischen Ge-
mengelage vor Ort möglich ist.

In der Coronapandemie sind 
auch die Kommunen gefordert, 
kritische Infrastrukturen zu 
gewährleisten oder neue Infra­
strukturaufgaben, etwa zur 
Gesundheitspolitik, zu über­
nehmen. 
  picture alliance/dpa/ 

dpa-Zentralbild | Sebastian Willnow
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ANMERKUNGEN

1	 Die Rede vom „Gewährleistungsstaat“ ist insofern irreführend, als 
auch der Produktions- oder Leistungsstaat die Erbringung von Infrastruk-
turdienstleistungen gewährt hat, nur eben auf eine unmittelbare Art und 
Weise. Die staatliche Gewährleistung von Infrastrukturen erfolgt prinzi
piell auf unterschiedlicher Weise – und dies über die verschiedenen Infra-
strukturen hinweg sogar gleichzeitig (Bieling/Möhring-Hesse 2020: 12).
2	 Dies gilt für die meisten westlichen Gesellschaften, nicht aber unbe-
dingt im globalen Maßstab. In China liegt der Prozess der ökologischen 
Transformation z. B. in der Hand einer autoritären Staatsführung.
3	 Die Invasion Russlands in die Ukraine und die westlichen Sanktionen, 
etwa der Ausschluss aus dem Zahlungssystem SWIFT, zeigen aber auch, 
dass die geopolitische Praxis der ökonomischen Gestaltungslogik entge-
genstehen kann.
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chen der Internationalen Politischen Ökonomie, Europäischen 
Integration sowie der Staats-, Politik- und Gesellschaftstheorie.
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Öffentliche Infrastrukturen, 
Gewährleistungsstaat und die Zusammenarbeit 
zwischen Staat, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft 
Detlef Sack

 
In der politischen Auseinandersetzung um die Planung, 
Organisation und Bereitstellung öffentlicher Infrastruk-
turen geht es auch um die Rolle, die der Staat in diesem 
Zusammenhang einnehmen soll. Dabei stellt sich die 
Frage, mit welchen gesellschaftlichen Gruppen und Or-
ganisationen er dabei zusammenarbeitet. In diesem Zu-
sammenhang widmet sich der Beitrag von Detlef Sack 
drei unterschiedlichen Varianten der Gewährleistung 
von Infrastrukturen. Zunächst werden die Konzepte Ge-
währleistungsstaat und Public-Private-Partnership disku-
tiert, die seit Mitte der 1990er Jahre dominant waren und 
auch heute noch die Verwaltungspraxis prägen. Es han-
delt sich hierbei um eine kontraktualistisch-privatisie-
rende Variante bei Leistungserbringung. Seit den 
2010er Jahren dominieren aber Überlegungen die De-
batte, die stärker gerechtigkeits- und partizipationsori-
entiert sind. Der gewährleistende Staat orientiert sich an 
sozial differenzierten Infrastrukturbedarfen und koope-
riert mit einer Vielfalt an zivilgesellschaftlichen Assozi-
ationen und marktlichen Akteuren in einem Pluriversum 
von Selbstorganisation bis hin zum Staatsbetrieb. Hier 
geht es um die pluralistisch-deliberative Variante der 
Leistungserbringung, der emanzipative Ermöglichung 
eigen ist. Vor dem Hintergrund aktueller staatlicher und 
gesellschaftlicher Identitätspolitiken und dem Aufstieg 
eines autoritären Populismus macht der Beitrag zuletzt 
aber auch auf eine dritte, die autoritär-identitäre Vari-
ante der Erstellung von Infrastrukturen aufmerksam.�

Die Fragen nach Planung, Bereitstellung und Nutzung öf-
fentlicher Infrastrukturen sind eminent politische. Darauf 
deuten nicht nur öffentliche Debatten, sondern auch di-
rektdemokratische Abstimmungen hin, die erfolgreich über 
die Rekommunalisierung von Wasserversorgung, Energie-
netzen oder Wohnungsbeständen entscheiden. Damit 
werden die Eigentumsrechte an zentralen Infrastrukturen 
dem (lokalen) Staat zugeordnet. Der Erfolg dieser Abstim-
mungen basiert auf einer verbreiteten Einschätzung, dass 
die Leistungserbringung bei Infrastrukturen durch kapita-
listische Unternehmen negative soziale Effekte hat. 
Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen, Definitio-
nen und Problematisierungen ist eine politikwissenschaft
liche Privatisierungsforschung, die Konzepte der Erbrin-
gung allgemeiner Leistungen und Infrastrukturen als Er-
gebnisse von Debatten, Legitimitätszuschreibungen wie 
auch strategischem Handeln von Akteuren (z. B. Regierun-
gen, Ministerien, politischen Parteien, Interessengruppen) 
sieht (Sack  2019). Anders formuliert: Infrastrukturaufga-

ben, die unterschieden werden können in materielle und 
providentielle/soziale (Foundational Economy 2019: 64–
69), gehen nicht aus „Notwendigkeiten“ oder „besten Lö-
sungen“, sondern aus Konflikten um Charakter, Finanzie-
rung und Erbringung der Infrastrukturaufgaben hervor. 
Im Folgenden geht es hier um die Frage, wer mit wem und 
auf welche Weise für Planung, Erstellung und Leistungser-
bringung im Bereich der Infrastrukturen zuständig ist bzw. 
wie diese Schrit te unternommen werden. Dabei werden 
sowohl die Rolle des Staates wie auch die Beziehungen 
zwischen Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft ange-
sprochen. Im Ergebnis werden drei unterschiedliche Vari-
anten des gewährleistenden Staates identifiziert: die kon-
traktualistisch-privatisierende, die pluralistisch-delibera-
tive und die autoritär-identitäre. 
Im ersten Abschnitt wende ich mich – dies macht den we-
sentliche Teil des Textes aus – dem (kontraktualistisch-pri-
vatisierenden) Konzept des Gewährleistungsstaates zu, 
das (nicht nur) in Deutschland in den 2000er und 
2010er Jahren prominent war und mit dem Aufstieg soge-
nannter Public-Private-Partnerships (PPP) einherging. Ob-

Die Bundesnetzagentur ist als 
staatliche Regulierungs- und 
Kontrollagentur für die Infra­
struktursektoren Elektrik/Gas, 
Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen zuständig.
 picture alliance/dpa | Oliver Berg
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wohl die konkrete Verwaltungspraxis seitdem weitgehend 
Bestand hat, werden in einer neuen Themenjunktur deut-
lich andere Akzente gesetzt, nämlich in Richtung einer stär-
ker gerechtigkeits- und partizipationsorientierten Defi
nition von Infrastrukturen. An die Darstellung der Prinzi-
pien dieser Variante von Gewährleistung schließt sich 
ein  kurzer Verweis auf die autoritär-identitäre Definition 
staatlicher Aufgabenerbringung an. Es handelt sich aus 
Platzgründen lediglich um einen Merkposten. Dieser ist 
angesichts des Wachstums autoritär-populistischer Bewe-
gungen und Regierungen als Variante der Dienstleistungs-
erbringung hier wenigstens mit zu bedenken. 

Ein Konzept des „Gewährleistungsstaats“

Der „Gewährleistungsstaat“ erscheint zunächst als ein 
konkretes, historisches Staatskonzept, das im Rahmen von 
Staatsdiskursen von einem minimalistischen und einem vor-
sorgenden Staatskonzept bei der Leistungserbringung ab-
gegrenzt wird (Döhler 2019). In der doppelten Distinktion 
(gegenüber „minimalistisch“ und gegenüber „vorsorgend“) 
wird ein Konzept markiert, in dem politische Ziele durch die 
Legislative definiert und entsprechende Finanzmittel zur 
Verfügung gestellt werden. Zudem werden durch die Le-
gislative Standards definiert, denen die Leistungserbrin-
gung und Infrastrukturen zu genügen haben („regulatori-
scher Staat“). Der Gewährleistungsstaat basiert auf einer 
„Verantwortungsstufung“ (Gewährleistung, Finanzierung, 
Vollzug) und auf der Definition und hierarchischen Ord-
nung von staatlichen Aufgaben, etwa im Sinne staatlicher 
Kernaufgaben (z.  B. innere und äußere Sicherheit), zu 
gewährleistender Aufgaben (z. B. Pflege) und rein privater 
Aufgaben (z.  B. Freizeitaktivitäten). Die Leistungser

bringung erfolgt im Gewährleistungsstaat durch privat
gewerbliche, freigemeinnützige oder staatliche Organisa-
tionen. Es gibt (s.  u.) unterschiedliche Mischungsverhält-
nisse zwischen kapitalistischen, zivilgesellschaftlichen und 
staatlichen Formen der Leistungserbringung.
Der Gewährleistungsstaat beruht auf zwei Arten von Prin-
zipal-Agent-Beziehungen: Erstens gibt es bei der Leis-
tungserbringung eine Auftraggeber-Auftragnehmer-Be-
ziehung; beispielsweise wird ein Unternehmen beauftragt, 
über 25 Jahre hinweg eine Schule zu betreiben (inkl. Sanie-
rung, Energieeffizienzsteigerung etc.). Zweitens gibt es 
eine Delegation zentraler Kontroll- und Genehmigungsbe-
fugnisse der Legislative auf Regulierungs- und Kontroll
agenturen (etwa die Bundesnetzagentur), die als „techno-
kratische“ Organisationen politischen Autoritäten mittel-
bar, aber den politisch formulierten Standards unmittelbar 
verantwortlich sind. Der „Gewährleistungsstaat“ ist ein 
Konzept eines Staates, dessen wesentliche Aufgaben in 
der politischen Definition von Gemeinwohlaufgaben und 
Infrastrukturaufgaben liegen, nicht in der operativen Leis-
tungserbringung (Schuppert 2005; Vogel 2007: 47–59).

Einordnung des Konzeptes „Gewährleistungsstaat“

Schreibt man 2022 über den Gewährleistungsstaat, kommt 
das etwas überraschend. Das Handbuch zur 
Verwaltungsreform wies in seiner vierten Auflage noch 
einen eigenständigen Artikel zur „Verwaltung im Gewähr-
leistungsstaat“ (Proeller/Schedler 2005) auf; in der aktuel-
len Fassung dieses Handbuchs ergibt der Suchlauf einen 
Treffer (Döhler 2019), der aber nicht zur Qualifizierung des 
Konzepts führt. In der deutschen Debatte lässt sich das 
Konzept des Gewährleistungsstaates auf den Zeitraum 
zwischen Mitte der 1990er und Mitte der 2000er Jahre da-
tieren. Es war eng mit der damaligen Debatte innerhalb 
der „neuen“ Sozialdemokratie („Drit ter Weg“) und dem La-
bel „aktivierender Staat“ verbunden. Das Konzept prägte 
die deutsche Debatte um Infrastrukturaufgaben (und 
Staatsdiskurse im Allgemeinen) lediglich zeitweise. 
In die historische Staatsentwicklung in Deutschland ist das 
Konzept nicht leicht einzuordnen. Insoweit die genannten 
Charakteristika herangezogen werden, ist die Leistungser-
bringung im westdeutschen Nachkriegsdeutschland eben 
nicht wesentlich durch die staatliche Verwaltung erfolgt 
(Glagow 1984): In der Sozialpolitik galt das Prinzip der 
Subsidiarität, Sozialversicherungen galten als funktionale 
Selbstverwaltung, das Sozialgesetzbuch kannte bei 
Leistungsverträgen ein Privileg für freigemeinnützige 
Organisationen (etwa Caritas, Diakonie, DRK, AWO). In 
der Energiepolitik galten Anschlusszwänge und regio-
nale  Monopole (ausgehend vom Energiewirtschaftsge-
setz  1938!), die Leistungserbringung erfolgte durch vier 
große Energieunternehmen, die die Versorgung gemein-
sam mit kommunalen Stadtwerken organisierten. Beide Po-
litikfelder waren nicht durch die minimalistisch/rein wett-
bewerbliche oder überwiegend staatliche Leistungser-
bringung geprägt. Funktionale und kommunale Selbstver-
waltung und Subsidiarität waren wesentliche Prinzipien 
der Leistungserbringung in Deutschland. Was war also 
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„neu“ zu Beginn der deutschen Debatte um den Gewähr-
leistungsstaat? 1998 wurde aufgrund europäischer Dere-
gulierungen der Energiemarkt für den Wettbewerb geöff-
net. 1999 wurde das Privileg im Sozialgesetzbuch für frei-
gemeinnützige Organisationen gestrichen und damit der 
„Markt“ für gewerbliche Anbieter erweitert. Diesen ge-
setzlichen Änderungen gingen Entwicklungen seit Mitte 
der 1980er  Jahre voraus, die als „liberale Renaissance“ 
(Ambrosius 2000) auf der kommunalen Ebene beschrieben 
werden konnten, insbesondere in den Politikfeldern Stadt-
entwicklung (inkl. Tourismus und Technologieförderung), 
Verkehr und Abfallwirtschaft, nämlich eine zunehmende 
Verbreitung von PPP im Sinne der Einbindung privater Ak-
teure in die Leistungserbringung (Sack 2009: 101–143). 

Erfahrungen mit dem kontraktualistisch-
privatisierenden Gewährleistungsstaat

In der Quintessenz realisierte sich das Konzept des Ge-
währleistungsstaates in Deutschland wesentlich durch ei-
nen Prozess der Privatisierung (und managerialistischer 
Verwaltungsreformkonzepte, dem sogenannten New Pub-
lic Management, NPM). Damit sind folgende Erfahrungen 
verbunden:
Die Definition von Staatsaufgaben erfolgt auf eine Weise, 
die es kapitalistischen Organisationen gewinnbringend 
erscheinen lassen muss, entsprechende Leistungen opera-
tiv durchzuführen. Soziale und kulturelle Ziele müssen 
quantifiziert, kommodifiziert und in einen politisch ge-
schaffenen Quasi-Markt überführt werden. Politisch wer-
den Infrastrukturaufgaben in zwei Cluster unterteilt, näm-
lich erstens diejenigen, die (mehr oder weniger) unmittel-
bar ökonomisiert werden können, und zweitens diejeni-
gen, für die in einer Weise mobilisiert wird – sei es durch 
Interessengruppen oder soziale Bewegungen –, dass die 
(Partei-)Politik Folgen für den Wählerstimmenmarkt erwar-
tet. Im kontraktualistisch-privatisierenden Gewährleis-
tungsstaat sind „leise“ soziale Bedarfe und Präferenzen 
schwache Interessen. 
Die Umsetzung der dargestellten Verantwortungsstufung 
lit t allerdings konkret unter Finanzdefiziten. Privatisierung 
wurde von politischen Akteuren nicht einfach nur aufgrund 
von individuellen Interessen betrieben (das auch!), son-
dern erfolgte wesentlich im Rahmen eines institutionellen 
Dilemmas: Austeritäre Fiskalpolitik hatte den finanziellen 
Spielraum politischer Organisationen bei gleichzeitig ge-
setzlich zwingender Leistungserbringung eingeschränkt, 
etwa bei Entsorgung, Verkehr oder Energie. In der Folge 
gingen öffentliche Gebietskörperschaften einen „Faustian 
Bargain“ (Flinders 2005) ein, d. h. um kurzfristige Leistungs-
erbringung zu gewährleisten, verschoben sie über Public 
Private Partnership (PPP) Finanzlasten in die Zukunft. 

Public-Private Partnerships: Definition und 
Erfahrungen

Allgemein sind PPP ein Ausdruck davon, dass die distinkte 
funktionale Differenzierung zwischen Politik und privat-
wirtschaftlichen Akteuren teilweise aufgehoben ist und 
eine operative Kopplung erfolgt. Kontingent ist dabei, ob 
es sich bei dieser Koppelung um eine stabile bzw. wieder-
holte Durchdringung handelt (Münch 1984) oder um eine 

generelle Ökonomisierung (Schimank/Volkmann 2017). Im 
letztgenannten Fall werden PPP als Übergang zur vollstän-
digen Kommodifizierung und Privatisierung gesehen, im 
erstgenannten Fall eher als wechselseitiges Ausloten poli-
tischer und kapitalistischer Eigenlogiken. 
Konkret werden drei Formen von PPP unterschieden (Bu-
däus 2006; Oppen/Sack 2008; Mühlenkamp 2016). 
	l Erstens ist die organisatorische PPP eine auf Dauer ge-

stellte Zusammenarbeit zwischen staatlichen Akteuren 
und Unternehmen, z. B. in einer GmbH, etwa im Entsor-
gungs- und Energiebereich. 
	l Zweitens sind vertragliche PPP durch langfristige Ver-

träge (etwa ab 15 Jahren) geprägt, ebenfalls zwischen 
staatlichen Akteuren und Unternehmen. Diese beiden 
PPP-Formen sind im Kern auf die Leistungserbringung 
ausgerichtet. 
	l Informelle PPP, wie Dialogforen oder offene Netzwerke, 

vereinigen drit tens neben den genannten Akteuren 
auch Vertreter:innen der Zivilgesellschaft. Ihr Zweck ist 
wesentlich die Politikformulierung.

In den letzten Jahren hat es eine Debatte um Rekommu
nalisierungen gegeben (Sack 2019: 317–327). Vor diesem 
Hintergrund wurden ca. 10 Prozent der auslaufenden ver-
traglichen PPP beendet und die Leistungserbringung in 
staatliche Hände gegeben. Von einer breiten Verstaat
lichungsbewegung kann jedoch nicht die Rede sein, wobei 

Mit Public-Private Partnerships (PPP) gewährleisten staatliche 
Akteure und Unternehmen gemeinsam Infrastrukturen, etwa 
in der Abfallwirtschaft (wie hier die 1995 gegründete Frank­
furter Entsorgungs- und Service GmbH, kurz FES).�
 picture alliance / dpa | Fabian Sommer
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es bekannte Fälle, etwa in Berlin und Hamburg gibt. Es sind 
offenkundig reproduktive Mechanismen vorhanden, die 
den einmal eingeschlagenen PPP-Pfad tendenziell auf 
Dauer stellen. 
Wenn es um die Effekte des PPP-Pfades geht (Mühlen-
kamp 2016; Sack 2019: 297–315), dann ist zunächst festzu-
halten, dass PPP mit einem Lock-in, also einem Einschlie-
ßungseffekt für die Politik einhergehen, da wesentliche In-
halte der Leistungsbringung in Organisationsrollen und 
Verträgen festgelegt und damit schwer zu ändern sind, 
also nur bei gemeinsamer Zustimmung staatlicher Akteure 
und kapitalistischer Unternehmen. In der Konsequenz be-
deutet das beispielsweise, dass eine „linke“ Koalition mit 
den Verträgen leben muss, die eine „rechte“ Koalition vor 
zehn Jahren abgeschlossen hat. In Übereinstimmung mit 
dem bereits genannten Effekt zur Definition von Staatsauf-
gaben (s. o.) tendiert der PPP-Pfad in Richtung der Kommo-
difizierung und des Ausschlusses schwacher gesellschaft
licher Interessen. 
Insbesondere mit organisatorischen PPP, zum Teil aber 
auch vertraglichen PPP, sind Beschäftigungsabbau in der 
öffentlichen Verwaltung und eine Spaltung von Beleg-
schaften in Kern- und Randbereiche einher gegangen. 
Dies gilt insbesondere unter den Bedingungen geringer 
Tarifabdeckungen und unvollständiger Verbreitung von 
Tariftreueregulierungen bei der Auftragsvergabe im Be-
reich der materiellen und providentiellen/sozialen Infra-
strukturen. Im letztgenannten Bereich ist zudem von einem 
deutlichen Gender-Bias zuungunsten derjenigen auszuge-
hen, die professionell wie familiär Care-Aktivitäten über-
nehmen. 
In den letzten Jahren zeigte sich ein neuer Trend, nämlich 
eine zunehmende Bereitschaft, Finanzmittel im höheren 

Maße bereit zu stellen (Sack et al. 2021): In einem Infra-
strukturbereich wie dem Bundesfernstraßenbau fehlt es 
mittlerweile nicht mehr an Finanzmitteln, sondern an „pla-
nungsreifen“ Projekten. (Nicht nur) im PPP-Pfad ist ein 
Beschäftigungsabbau in der öffentlichen Verwaltung er-
folgt, in dessen Folge die Voraussetzung für die Leistungs-
erbringung, nämlich die tatsächliche Planung von Infra-
strukturen in Mitleidenschaft gezogen worden ist bzw. nun 
ihrerseits outgesourct werden muss. Nicht sehr klar ist der 
zwingende Zusammenhang zwischen PPP und dem Unter-
bleiben von sicherheitsrelevanten Infrastrukturinvestitio-
nen: Den Tragödien bei der britischen Railtrack (1997–
2000) und in Genua 2018 – hier kam es infolge unterlasse-
ner Sanierungen in die Gleisnetze bzw. eine privat betrie-
bene Autobrücke zu Havarien mit Todesfolge – steht die 
Erfahrung von Bad Reichenhall 2006 entgegen. Hier war 
es der Einsturz einer kommunal betriebenen Eissporthalle, 
deren Reparaturbedarf bereits wiederholt thematisiert 
worden war. Auch in rein öffentlicher Trägerschaft sind Sa-
nierungsleistungen unterblieben und notwendige Kontrol-
len nicht durchgeführt worden.
Mit dem PPP-Pfad waren und sind zudem machtpolitische 
Effekte verbunden: Der Trend zur Entparlamentarisierung 
geht zwar nicht allein auf den PPP-Pfad zurück. Allerdings 
ist zu konstatieren, dass die Exekutive (insbesondere das 
Beteiligungsmanagement, regulatorische und kontrollie-
rende Agenturen) nicht nur einen deutlichen Wissensvor-
sprung aufweist, sondern durch organisatorische und ver-
tragliche Konstruktionen eine relative Autonomie gegen-
über politischen Parteien erhalten hat. 
PPP sind ein paradigmatisches Beispiel für den kontraktua-
listisch-privatisierenden Gewährleistungsstaat. Die Ver-
änderungen in der Wohlfahrtspflege, die mit neuen Leis-
tungsverträgen und der Einführung von NPM-Maßnahmen 
in den Organisationen einhergingen, wären ebenfalls ex-
emplarisch für die Konkretisierung der Leistungserbringung 
in dieser Variante des Gewährleistungsstaates. 

Pluralistisch-deliberative Gewährleistung.  
Eine neue Themenkonjunktur?

Die Erfahrungen mit PPP (als auch die vollständigen mate-
riellen Privatisierungen) haben gemeinsam mit einer öf-
fentlichen Deutungspolitik und der Veränderung der Par-
teienkonstellation zu zweierlei Entwicklungen geführt: Zum 
einen ist die Skepsis bei den Anhängerinnen und Anhän-
gern der politischen Parteien links der Mitte, dass (Teil-)
Privatisierung positive Effekte für die Leistungserbringung 
haben, deutlich gewachsen. Die Parteienkonstellation hat 
sich auch mit der Etablierung der Partei DIE LINKE und mo-
bilisierungsfähigen Nichtregierungsorganisationen deut-
lich geändert. Ein von der Öffentlichkeit kaum wahrgenom-
mener Versuch im Jahr 2017, die heutige Autobahngesell-
schaft materiell und teilweise zu privatisieren, mündete 
trotz erkennbaren Lobbyings der Versicherungs- und Auto-
mobilbranche in ein grundgesetzliches Veräußerungsver-
bot von Verkehrsinfrastruktur (Grundgesetz Art.  90). PPP 
und Privatisierungen stehen gerade nicht oben auf der po-
litischen Tagesordnung. 
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Der zweite Effekt ist derjenige, dass sich das oben skiz-
zierte Konzept des Gewährleistungsstaates zwar als histo-
risch im Sinne des Leitbildes einer bestimmten Regierung 
erwiesen hat. Es setzte aber eine verstärkte Debatte darü-
ber ein, was der Staat im Bereich der Infrastrukturen zu 
gewährleisten hat. Dies geschah bereits vor der Corona-
Krise, in der die soziale Infrastruktur (namentlich am Bei-
spiel der Pflege) in den Mittelpunkt des öffentlichen Inte
resses rückte.
Im Rahmen der aktuellen Debatte um ein neues Infrastruk-
turparadigma mit einer alltagsweltlichen und gebrauchs-
wertorientierten Definition von Infrastrukturen (von Netz-
strukturen über Wohnen bis hin zu sozialen Dienst
leistungen) werden dem Staat unterschiedliche Aufgaben 
zugewiesen, wie etwa die Ermittlung von Bedarfen der 
Versorgungen (gegenüber einer von Eliten und Expert:innen 
top-down vorgenommenen Definition), die soziale Lizen-
zierung großer und Förderung kleiner und mittelstän
discher lokaler Unternehmen, die Umverteilung über (Bo-
denwert-)Steuern und die Unterstützung nichtkapitalisti-
scher Formen der Leistungserbringung (Foundational Eco-
nomy Collective 2019: 200–234). 
Es wird ein Anforderungsprofil der Gewährleistung von In-
frastrukturen mit der Forderung nach der Ermöglichung der 
Leistungserbringung kombiniert. Dem Staatsverständnis 
wohnt eine bestimmte Skepsis und Kritik am Staat inne, die 
sich aus drei Quellen speist. „Staatsbetriebe sollten nicht 
pauschal als die optimale Form betrachtet werden, um die 
Schwierigkeiten bei der Erbringung der fundamentalen 
Dienstleistungen zu lösen“ (Foundational Economy Collec-
tive 2019:  216). Staatliche Leistungserbringung, so die 
erste eher funktionale Begründung, mag für große und 
komplexe Netze angemessen sein, nicht aber für die de-
zentral zu erbringenden, sozialen Dienstleistungen. Der 
Staat bzw. die Exekutive, so die anderen beiden Gründe 
der Staatsskepsis, sind „nicht immer wohlmeinend und 
kompetent“ (Foundational Economy Collective 2019: 225). 
So hat sich der Staat als Agent fiskalpolitischer Austerität 
und Privatisierungstreiber erwiesen, ist also nicht „wohl-
meinend“ im Sinne einer Bereitschaft, Versorgung sicher-
zustellen. Auch sind Staat und kommunale Verwaltungen 
aufgrund fiskalischer Sparpolitik mittlerweile wegen feh-
lender Ressourcen nicht mehr in der Lage, angemessene 
Infrastrukturen zu initiieren und zu betreiben (Foundational 
Economy Collective 2019:  225–231). Eine wichtige Rolle 
spielen in diesem Zusammenhang Drit tsektororganisatio-
nen, intermediäre Assoziationen und deren Bündnisse 
(Foundational Economy Collective 2019: 233). 
Die Gewährleistung von Infrastrukturen durch den Staat ist 
in diesem Sinne durch eine gesellschaftliche Politisierung 
geprägt, die dem Staat gleichermaßen eine angemessene 
Leistungserbringung abringt und erwartet, dass der Staat 
nicht nur nichtkapitalistische Formen der Planung und des 
Betreibens von Infrastrukturen bewahrt, sondern auch er-
möglicht, dass der Infrastrukturbedarf dezentral und lokal 
definiert wird. Es handelt sich im Kern um ein demokra
tisches pluralistisch-deliberatives Verständnis von ge-
währleistendem Staat. Auch in diesem sind Kooperationen 
zwischen Staat, Markt und Zivilgesellschaft essenziell. Der 
maßgebliche Unterschied zu PPP liegt in der Vielfalt der 
Formen der Zusammenarbeit, die unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Rationalitäten folgen können.
In Auseinandersetzung mit dem anfangs skizzierten Ver-
ständnis des gewährleistenden Wohlfahrtsstaats sowie 

den Steuerungsprinzipien von Markt und Kontrakt betont 
Berthold Vogel zwei Punkte, die das gerade skizzierte Ver-
ständnis vertiefen und ergänzen. Die Vertiefung bezieht 
sich auf die Phänomene der sozialen Differenzierung, die 
mit „sozialer Verwundbarkeit“ und prekären materiellen 
(und infrastrukturellen) Ausstattungen einhergehen (Vo-
gel  2007: 78–85). Öffentliche Infrastrukturen und deren 
Bedarf werden somit mit einer feingliedrigen sozialstruktu-
rellen Ungleichheitsanalyse verbunden. Der zweite Punkt 
bezieht sich auf die „Verwaltungs- und Regierungskunst“ 
(Vogel 2007: 99). Das Politische wird hier als die Fähigkeit 
verstanden, „die spannungsreichen und oft genug wider-
strebenden Anforderungen und Ansprüche an Gesell-
schaftspolitik“ zusammen zu binden (Vogel 2007: 99). Re-
gierungskunst benötigt einen „sozialstrukturellen Kom-
pass, der differenzierte Reaktionen auf neue Ungleichhei-
ten und Unsicherheiten sowie auf die sehr unterschiedlichen 
Interessen an einer Neuordnung des Wohlfahrtsstaates 
erlaubt“ (Vogel 2007: 106). Staat und Regierungskunst ha-
ben in dieser Variante des demokratischen pluralistisch-
deliberativen Verständnisses von Gewährleistung deut
liches Gewicht.
Subsidiarität in der Sozialpolitik oder starke Genossen-
schaften in der Landwirtschaft und bei der Wohnungs
versorgung sind altbekannte Prinzipien der Leistungs
erbringung in Deutschland. Pluralistisch-deliberative 
Gewährleistung ist in dem Sinne nicht neu, sondern eine 
Renaissance, deren Innovation an zwei Stellen ansetzt. 
„Alte“ Organisationen der Subsidiarität sind einerseits zu 
Bürokratien geworden, die (aus ganz unterschiedlichen 
Gründen) die Erwartungen und Bedarfe ihrer Mitglieder 
und Leistungsempfänger:innen rationalisieren. Anderer-
seits werden in der aktuellen Debatte neue und differen-
ziertere soziale Gruppen und ihre Ansprüche ange
sprochen, nicht mehr die „großen“ Kollektive der Kleinbau-
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ern, der Mittelschicht oder der Arbeiterschaft. Ob diese 
Renaissance nicht ihrerseits in bürokratische Entfernung 
von alltagsweltlichen Bedarfen münden kann, sei dahin-
gestellt. Ein pluralistisch-deliberatives Verständnis von 
Gewährleistung beinhaltet Dynamisierung. Und es gibt 
eben auch Wohnungsbaugenossenschaften, die 1889 
gegründet worden sind und sich aktuell auf lebendigen 
Mitgliederversammlungen über neue Wohnformen be
raten. 

Autoritär-identitäre Gewährleistung: 
Eine notwendige Aufmerksamkeit 

Im deutschen Sprachraum sind mit Blick auf Leistungser-
bringung, Infrastrukturen und Daseinsvorsorge die Über
legungen von Ernst Forsthoff (1902–1974) prominent. Die-
ser ging davon aus, dass in der arbeitsteiligen, urbanen 
Industriegesellschaft Menschen strukturell abhängig von 
administrativ erbrachter Daseinsvorsorge seien (Vo-
gel  2007: 13–24; Sack  2009: 69–71). Bereits 1938 hat 
Forsthoff in seiner Schrift „Die Verwaltung als Leistungsträ-
ger“ diese Überlegungen skizziert. Dieser Rückblick ist 
wichtig, weil in dieser Schrift die plausiblen Überlegungen 
zur Abhängigkeit sozialer Gruppen und Individuen von öf-
fentlichen Infrastrukturen in einer drit ten Variante auftre-
ten, nämlich der autoritär-identitären. Verwaltung ge-
währleistet Daseinsvorsorge, in dem sie große Unterneh-
men – so war die Aufteilung des Energiemarktes in regio-
nale Monopole mit dem Energiewirtschaftsgesetz von 
1938 ausdrücklich Bezugspunkt der Forsthoff ‘schen Über-
legungen – in die (Versorgungs-)Pflicht nahm, dabei den 
Bedarf an Infrastrukturleistungen anerkannte, diesen aber 
an „im strengsten Maße völkische[r] Gerechtigkeit“ (Forst-
hoff 1938: 13) begrenzte. Es geht an dieser Stelle nicht da-

rum, mit dieser historischen Referenz die emanzipative An-
eignung des Begriffs der Daseinsvorsorge zu desavouie-
ren. Das ist offensichtlich möglich (Neu 2009). Es ist jedoch 
ebenfalls offensichtlich möglich, Daseinsvorsorge und 
Leistungserbringung auf (etwa rassistisch definierte) Kol-
lektive zu begrenzen. Im Rahmen der aktuellen demokrati-
schen Regression und dem Aufstieg illiberaler Regime 
(Schäfer/Zürn 2021) ist festzustellen, dass – etwa in Polen 
– durchaus eine aktive Sozial- und Infrastrukturpolitik ver-
folgt und umgesetzt wird (Garsztecki 2020). 
Der kritische Punkt, der konstitutiv für die Strategie der der-
zeitigen polnischen Regierung wie auch für die autoritär-
identitäre Variante der Gewährleistung ist, liegt in der Ex-
klusion derjenigen sozialen Gruppen, die aufgrund ihrer 
angeblichen Eigenschaften von der Leistungserbringung 
für ein (anscheinend homogenes) Kollektiv ausgeschlossen 
werden. Personen, die sich der LGBTQ-Community zuord-
nen oder zugeordnet werden, erfahren Diskriminierung 
und Ausschluss nicht allein durch soziale Demütigung und 
das Recht, sondern eben auch dadurch, dass Sozial- und 
Gesundheitsinfrastrukturen ihnen nicht für ihre spezi
fischen Bedarfe geöffnet sind. Das gleiche gilt für Geflüch-
tete (nicht nur) in Polen. Angesichts eines aktuell sehr akti-
ven autoritären Populismus, der auch mit sozialpolitischen 
Programmen vorangetrieben wird (wie etwa in Frankreich), 
lohnt sich also die Aufmerksamkeit für die drit te Variante 
des gewährleistenden Staates, nämlich die autoritär-iden-
titäre. In dieser arbeiten die Exekutiven mit wenigen (poli-
tisch wohlgesonnenen) Unternehmen und Organisationen 
zusammen. Der Bedarf an öffentlichen Infrastrukturen wird 
lediglich für eine politisch eng begrenzte Gruppe von Ad-
ressatinnen und Adressaten erfüllt. Ausschlüsse von Perso-
nen und deren Bedarfen sind bei Infrastrukturen und Leis-
tungserbringung wohl stets vorzufinden. Während aber im 
Konzept einer pluralistisch-deliberativen Gewährleistung 
um Zugänge gestrit ten werden kann und sollte, ist die Ex-
klusion bei der autoritär-identitären Variante konstitutiv. 

Fazit

Der Bedarf an öffentlichen Infrastrukturen ist nicht gege-
ben, sondern um ihn wird politisch gestrit ten. In diesem Zu-
sammenhang werden an den Staat Bedarfe und Erwartun-
gen adressiert, auf die dieser – nicht zuletzt, um seine Legi-
timität aufrecht zu erhalten – produktiv reagieren muss, 
also Infrastrukturen und den Zugang zu diesen gewähr-
leisten muss. Der vorliegende Artikel hat drei Varianten 
dieser Gewährleistung identifiziert, nämlich die kontrak
tualistisch-privatisierende, die pluralistisch-deliberative 
und nicht zuletzt die autoritär-identitäre Variante. Diese 
beziehen jeweils unterschiedliche gesellschaftliche Orga-
nisationen in die Leistungserbringung ein. 
Für die Politisierung der Infrastrukturversorgung sind nicht 
allein die Bedarfe und strategischen Überlegungen, wie 
diese erfüllt werden können, zentral. Es kommt zudem auf 
die erhebliche Spannbreite der konkreten Leistungserbrin-
gung an, die von selbstorganisierten Commons (Helfrich/
Böll-Stiftung  2014), über freigemeinnützige Verbände, 
staatliche Organisationen bis hin zu kapitalistischen Unter-

Im Sommer 2016 protestierten 
Gegnerinnen und Gegner 
einer geplanten Privatisierung 
der heutigen Autobahngesell­
schaft vor dem Bundeskanzler­
amt.
 picture alliance /  
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nehmen unterschiedlicher Größenordnung reichen kann. 
Dabei gilt: Je vielfältiger und hybrider die Leistungserbrin-
gung und je höher der Grad kollektiver Selbstorganisie-
rung, desto eher entspricht die Gewährleistung vielfältigen 
Bedarfen und demokratischen Maßstäben. Die Adressie-
rung des Staates, dass dieser gewährleisten möge, und die 
assoziative Selbstorganisierung, selbst zu gewährleisten, 
sind in diesem Sinne Elemente einer anti-kapitalistischen 
und anti-autoritären Einhegung und Ausweitung pluralis
tischer, sozial aufmerksamer Gewährleistung. 
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Infrastrukturen können Grup­
pen ausschließen, etwa indem 
sie die Leistungserbringung an 
bestimmte kollektive Eigen­
schaften binden. So wird z. B. 
Flüchtlingen der Zugang zum 
Gesundheitswesen erschwert. 
Darauf reagieren Einrichtun­
gen wie etwa diese Praxis.
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Öffentliche Infrastrukturen als Ergebnis  
von Aushandlungsprozessen.  
Kommunale Kämpfe um mehr Teilhabe
Lisa Vollmer, Laura Calbet i Elias

 
Zugang zu bezahlbarem und gutem Wohnraum; gute 
Löhne und Arbeitsbedingungen; Wahlrecht für Men-
schen mit Wohnsitz, aber ohne Staatsbürgerschaft; eine 
sozial und gerechte Verteilung der Folgen von Umwelt-
zerstörung und Klimawandel – Konflikte um und Forde-
rungen nach Teilhabe bestimmen aktuell, wieder einmal, 
die öffentliche Debatte. Solche Kämpfe um Teilhabe sind 
konstitutiver Bestandteil sogenannter Wohlfahrtsregime. 
Denn diese sind dadurch gekennzeichnet, für das Wohl-
ergehen ihrer Bürgerinnen und Bürger Sorge zu tragen 
bzw. Teilhabe zu ermöglichen. Hierbei ist die Definition, 
wer zur Gesellschaft zählt und was als Wohlergehen 
verstanden wird, keineswegs statisch, sondern das Er-
gebnis stetiger Aushandlung. In ihrem Beitrag beleuch-
ten Lisa Vollmer und Laura Calbet i Elias diese Aushand-
lungsprozesse zwischen zivilgesellschaftlichen und 
staatlichen Akteuren. Dazu werden zunächst zentrale 
Begriffe erläutert, um im Anschluss die wissenschaftliche 
Debatte zu einer seit den 1980er Jahren beobachteten 
intensivierten Kooperation zwischen (lokalem) Staat und 
Zivilgesellschaft vorzustellen. Schließlich legen die Au-
torinnen anhand von drei konkreten Beispielen aus den 
Politikfeldern Stadtentwicklung/Wohnen, Umweltge-
rechtigkeit/Ernährung und Migration/Gesundheitsver-
sorgung dar, mit welchen Schwierigkeiten zivilgesell-
schaftliche und staatliche Akteure bei solchen Koopera-
tionen zu kämpfen haben und mit welchen Motivationen 
sie sich dennoch auf die Zusammenarbeit einlassen.�

Teilhabe durch öffentliche Infrastruktur im 
Wohlfahrtsregime

Öffentliche Infrastrukturen als Teil der Daseinsvorsorge er-
möglichen gesellschaftliche Teilhabe. Infrastrukturen kön-
nen sowohl materielle Artefakte wie beispielsweise Tele-
fonkabel, Bahngleise, Abwassersysteme oder Wohnraum 
sein als auch Dienstleistungen wie Bildung, Gesundheits-
versorgung oder Kinderbetreuung. Das System der infra-
strukturellen Daseinsvorsorge aus verschiedenen Leistun-
gen, Einrichtungen und Institutionen stellt gesellschaftliche 
Teilhabe her. Unter Teilhabe verstehen wir die Möglichkeit 
von Individuen, der Gesellschaft zugehören und sich darin 
entfalten zu können. 
Die Frage, wer in welcher Weise teilhaben kann und wer 
nicht, aber auch die Frage, in welchem System gesell-
schaftliche Teilhabe erbracht wird, ändert sich über die 
Zeit und unterscheidet sich auch räumlich (Vollmer et al. 
2021). Um den Wandel und die räumliche Differenz zu fas-
sen, greifen wir auf die Wohlfahrtsregimeforschung zu-
rück. Unter Wohlfahrtsregimen verstehen wir Arrange-
ments zwischen staatlichen, privatwirtschaftlichen und zi-

vilgesellschaftlichen Akteuren. Diese räumlich und histo-
risch spezifischen Arrangements widmen sich in 
unterschiedlicher Weise dem materiellen wie immateriel-
len Wohlergehen der Mitglieder einer Gesellschaft. Ein 
Wohlfahrtsregime ist eine „politische Institution zur Ord-
nung der gesellschaftlichen Verhältnisse gemäß bestimm-
ten, allgemein geteilten Wertvorstellungen der sozialen 
Sicherheit, Gleichheit, Gerechtigkeit“ (Lessenich 2012: 9). 
Unterschiedliche Staatsverständnisse, Arrangements und 
soziale Kämpfe haben verschiedene Wohlfahrtsregime 
und die damit zusammenhängende Infrastruktur der Da-
seinsvorsorge hervorgebracht. Eine übliche Systematisie-
rung differenziert zwischen liberalen, konservativ-korpo-
ratistischen und sozialdemokratischen Regimen (Esping-
Andersen 1990) und ist durch eine Reihe weiterer Regime 
ergänzt worden. Deutschland gilt als paradigmatisches 
Beispiel des konservativ-korporatistischen Regimes. 
Spezifisch für das konservativ-korporatistische Modell ist 
die Einbindung von wirtschafts- und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren – insbesondere Gewerkschaften und des soge-
nannten Drit ten Sektors1 – sowohl in der Politikgestaltung 
als auch in der Erbringung der Daseinsvorsorge. Das er-
gibt ein System nichtstaatlicher öffentlicher Infrastruktu-
ren, das einen „akzeptablen Lebensstandard unabhängig 
von der Marktteilnahme“ (Esping-Andersen 1990: 37) er-

Bergarbeitersiedlungen (wie hier die „Kappeskolonie“ in 
Bochum) gehören zu den frühen Beispielen einer korporatis­
tischen Wohnungspolitik, in der privatwirtschaftliche Akteure 
an der Bereitstellung der Daseinsvorsorgeinfrastruktur 
beteiligt waren.
 picture alliance / ZB | euroluftbild.de/Hans Blossey
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möglicht. Darin unterscheidet sich die Bundesrepublik bei-
spielsweise von liberalen Regimen in den USA und Groß-
britannien, die besonders marktorientiert sind. Zugleich ist 
das korporatistische Modell statuskonservierend. Das be-
deutet, dass soziostrukturelle Unterschiede fortgeschrie-
ben werden, anstatt soziale Mobilität zu fördern, wie es 
die sozialdemokratisch und universalistisch orientierten 
Regime der skandinavischen Länder anstreben.
Die Entstehung von Wohlfahrtsregimen ist eng mit dem 
Aufkommen des Kapitalismus verknüpft; sie stehen mit die-
sem in einem Wechselverhältnis. Die kapitalistische Ge-
sellschaftsordnung führt immer wieder zu Widersprüchen, 
etwa niedrigen Löhnen, schlechten Wohnverhältnissen 
oder Umweltzerstörungen, an denen sich Protest entzündet. 
Dieser massenhafte Protest der Arbeiter:innenbewegung 
und der aufstrebenden Mittelschicht führte im 19. Jahrhun-
dert zur Ausbildung erster wohlfahrtsstaatlicher Mecha-
nismen, wie Krankenversicherungen oder stadtplane
rischen Eingrif fen. Wohlfahrtsregime etablieren sich also 
erst in Reaktion auf kapitalistische Verwerfungen und die 
daraus entstehenden Proteste und Organisationen. Wohl-
fahrtsregime haben dabei eine den Kapitalismus einhe-
gende und begrenzende Funktion. Zugleich dienen Wohl-
fahrtsregime der Legitimation und damit auch der Auf-
rechterhaltung des Kapitalismus (Offe 1984), indem sie die 
sozialen Härten der kapitalistischen Wirtschaftsweise ab-
federn und für sozialen Frieden sorgen. Öffentliche Infra-
strukturen und damit Teilhabe legitimieren und stabilisie-
ren ein Wohlfahrtsregime. 
Ob die Einhegung des Marktes oder seine Förderung in 
den Vordergrund rückt, wie sich der Grad der (De-)Kom-
modifizierung darstellt und ob das System soziale Struktu-
ren verfestigt oder ausgleicht, unterscheidet sich nicht nur 
in den verschiedenen Wohlfahrtsregimen, sondern hat 
sich auch zeitlich geändert: durch gesellschaftlichen Wer-
tewandel wie auch durch die Verschiebung politischer 
Ideologien. So wird zum Beispiel die Phase nach dem 
Zweiten Weltkrieg als Fordismus bezeichnet, in der die 
Massenproduktion von Konsumgütern mit einer hohen ge-
werkschaftlichen Organisierung, Lohnsteigerungen und 
einem steigenden Lebensstandard gekoppelt war. Diese 
Ausprägung produzierte allerdings auch Ausschlüsse: 
Frauen waren zumeist an Heim und Herd verbannt, Lebens-
modelle außerhalb der heteronormativen Kleinfamilie so-
zial geächtet, rassistische Exklusion institutionalisiert. Eine 
Welle sozialer Bewegungen, in der Wissenschaft Neue 
Soziale Bewegungen genannt, artikulierte diese Aus-
schlüsse und stellte ab Ende der 1960er Jahre neue Teil
habeforderungen, auf die der Staat reagieren musste. 
Große gesellschaftliche Verwerfungen und die zur glei-
chen Zeit beginnende Wirtschaftskrise brachten eine neue 
Phase hervor, die als Post-Fordismus oder auch Neolibera-
lismus bezeichnet wird. Im Neoliberalismus wandelte sich 
die Rolle des Staates. Dieser legitimierte sich von nun an 
weniger über Wohlfahrtspolitiken als vielmehr durch die 
Förderung von Wirtschaftswachstum in einem von Markt
orientierung und Wettbewerb gekennzeichneten Kontext. 
Dem Neoliberalismus gelang es, die sozialliberalen Forde-
rungen der neuen sozialen Bewegungen einzuhegen. Un-
terschiedliche Identitäten gewannen zwar zunehmend an 
Akzeptanz, die Forderungen der Bewegungen nach Um-
verteilung von Macht weg von der Wirtschaft hin zur Zivil-
gesellschaft wurden aber entschieden bekämpft. Mit der 
Neoliberalisierung ist eine Tendenz zur Angleichung des 

bundesrepublikanischen Wohlfahrtsregimes hin zum libe-
ralen Wohlfahrtsregime konstatiert worden (Bäcker/Klam-
mer 2002). Der Rückzug des Sozialstaates, die Privatisie-
rung von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge und die De-
regulierung von Märkten ließen die materielle Ungleich-
heit wieder deutlich ansteigen. Auch den negativen Folgen 
der kapitalistischen Produktionsweise für Umwelt und 
Klima hat der Neoliberalismus nichts entgegenzusetzen. 
Heute befinden wir uns aus diesen Gründen wieder in ei-
ner Hochphase sozialer Bewegungen, die Protest und Teil-
habeforderungen artikulieren. 
Legitimität und Stabilität des Wohlfahrtsregimes geraten 
also immer wieder ins Wanken. Es gibt regelrechte Krisen 
von Wohlfahrtsregimen, in denen gesellschaftliche Grup-
pen neue Teilhabeforderungen stellen, die bisher nicht er-
füllt werden. Werden diese Forderungen aufgenommen 
und auf irgendeine Weise in das Wohlfahrtsregime integ-
riert, wandelt sich dieses Wohlfahrtsregime. Zivilgesell-
schaftlichen Organisationen und sozialen Bewegungen 
kommt somit eine entscheidende Rolle beim Wandel von 
Wohlfahrtsregimen und der Daseinsvorsorge zu. Wie ge-
nau wohlfahrtsstaatliche Leistungen erbracht werden, ist 
immer Ergebnis von Aushandlungsprozessen zwischen 
staatlichen, privatwirtschaftlichen und zivilgesellschaft
lichen Akteuren.

Aushandlungsprozesse um Teilhabe zwischen Staat 
und Zivilgesellschaft

Seit den 1980er Jahren wird in der Wissenschaft ein Wan-
del der Staatlichkeit thematisiert, der sich nicht zuletzt in 
einem Wandel der Bereitstellung von Infrastrukturen der 
Daseinsvorsorge niederschlägt. Zunehmend würden nicht-
staatliche Akteure in die Erbringungen der Daseinsvor-
sorge einbezogen, so die Diagnose. Damit sind sowohl 
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privatwirtschaftliche Akteure wie in den neu aufkommen-
den Public-Private-Partnerships gemeint als auch die zu
nehmende Einbeziehung von Bürger:innen in Entschei-
dungsprozessen, zum Beispiel in partizipativen Stadt
planungsprozessen. Diese Tendenz wurde auch als Wan-
del von Government zu Governance beschrieben. Der 
lokalen Ebene kommt dabei eine besonders wichtige Rolle 
zu: Hier werden Infrastrukturen der Daseinsvorsorge im-
plementiert, hier wird mit solchen neuen Formen der ko-
operativen Leistungserbringung experimentiert, und hier 
können Bürger:innen direkt in ihrer Alltagswelt angespro-
chen werden. 
In der internationalen Stadtforschung gibt es zwei gegen-
sätzliche Interpretationen dieser Entwicklung (Blanco 2015). 
Beide argumentieren, dass die Rolle des Staates in Gover-
nancekonstellationen nicht kleiner wird, sondern dass sie 
sich wandelt. Ihre Einschätzung dieses Wandels unter-
scheidet sich aber grundsätzlich.
Die erste Interpretation geht von einer Steigerung lokaler 
Demokratie durch die zunehmende Einbeziehung nicht-
staatlicher Akteure aus. Damit sei ein drit ter Weg zwischen 
der Dichotomie Staat/Markt etabliert worden. In Reaktion 
auf die Kritik an einem autoritären, normierenden fordis
tischen Staat werden nun beim Regieren hierarchische, 
staatliche Entscheidungen durch ein pluralistischeres Vor-
gehen ersetzt. Darin gibt es mehr Mitwirkungsmöglichkei-
ten für lokale Gemeinschaften und Bürger:innen, aber 
auch für Interessensgruppen aus der Privatwirtschaft. 
Diese Einflussmöglichkeiten werden positiv gesehen, denn 
durch die neue Zusammenarbeit entstünden effektivere 
und bessere Lösungen für immer komplexere Probleme in 
einer zunehmend vielfältigen Gesellschaft. 
Ganz anders die zweite Interpretation: Sie sieht die zuneh-
mende Einbeziehung nichtstaatlicher Akteure als Facette 
des neoliberalen Projektes. In informellen Netzwerken und 
Entscheidungsprozessen setzen sich die Interessen von Eli-

ten und Privatwirtschaft durch, weil demokratische Prinzi-
pien der Repräsentativität, der Transparenz, der Rechen-
schaft und der Verantwortlichkeit leiden. In Public-Private-
Partnerships setzen private Akteure ihre Profitinteressen auf 
Kosten der Allgemeinheit und mit staatlicher Unterstützung 
durch. Wo Bürger:innen stärker einbezogen werden, hat 
das den Zweck der Responsibilisierung, also der Verschie-
bung der Verantwortung ins Private und zum Individuum 
als Ersatz und als Rechtfertigung für den Rückzug des Sozi-
alstaates. Soziale Bewegungen und Protest werden selek-
tiv einbezogen, um ihr widerständiges Potential zu brechen 
oder zumindest zu dämpfen. Ganz anders als in der ersten 
Interpretation führt die Informalisierung von Entschei-
dungsprozessen in dieser Interpretation zu einer Konzen
tration von Macht und damit zu einer Schwächung der De-
mokratie.
Auch wenn viele der letztgenannten Kritikpunkte sich be-
stätigt haben, ist die zweite Interpretation insofern prob
lematisch, als sie weder positive Handlungsoptionen für 
soziale Bewegungen vorsieht noch eine Steigerung sozia-
ler Gerechtigkeit zulässt – alles wird immer ins neoliberale 
Projekt eingehegt und dient nur dessen Stabilisierung. 
Die vorgestellte polarisierte Interpretation in ihrer Dichoto-
mie scheint uns zur Untersuchung tatsächlicher Wand-
lungsprozesse lokaler Governance nur bedingt hilfreich. 
Diese verlaufen zeitlich und räumlich viel differenzierter ab 
und sind vielfältigen Machtbeziehungen und Einflüssen 
ausgesetzt. Soziale Kämpfe und die darin aktiven Akteure 
haben durchaus einen Einfluss auf die Ausgestaltung von 
Governancebeziehungen und damit auch auf die Art der 
Bereitstellung von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge. 
Und sie sind für die Durchsetzung ihrer Forderungen auf 
kollektive und staatliche Strukturen und Institutionen ange-
wiesen.
Bei der Betrachtung des Verhältnisses von Staat und Zivil-
gesellschaft gibt es eine ähnliche Dichotomie wie die oben 
beschriebene: Entweder wird es als Top-down-Verhältnis 
konzipiert (und meist kritisiert), in dem der Staat die Regeln 
und das Ergebnis der Zusammenarbeit diktiert und die Zi-
vilgesellschaft letzten Endes lediglich eine ausführende 
Rolle spielt, oder es werden Bottom-up-Prozesse betrach-
tet, die von der Zivilgesellschaft initiiert werden; dem Staat 
kommt dann nur noch die Rolle des Vollstreckers zu. Mit der 
Bottom-up-Vorstellung wird häufig die Hoffnung verknüpft, 
dass die Selbstverwaltung die Beziehung zwischen Zivil-
gesellschaft und Staat verändert und zu mehr Demokratie 
führt. Zudem, so die Annahme, könne durch die Multiplika-
tion von Bottom-up- Initiativen die neoliberale Hegemonie 
überwunden werden. Dabei ist es naiv zu glauben, dass 
das politische System und der Staatsapparat Bottom-up-
Entscheidungen unkritisch adaptiert oder umsetzt.
Wir beobachten hingegen den Versuch von zivilgesell-
schaftlichen Akteuren, Forderungen gemeinsam mit staat
lichen Akteuren umzusetzen, die neoliberalen Politiken kri-
tisch gegenüberstehen. Um die Kooperation zwischen Zi-
vilgesellschaft und staatlichen Institutionen zu fassen, wird 
in mancher Fachliteratur der Begriff „bottom-linked Gover-
nance“ (Moulaert et  al.  2013) verwendet. Das Konzept 
fasst zusammen, wie „zivilgesellschaftliche Akteure […] 
Beziehungen mit anderen Akteuren einschließlich öffent

Gegen den Rückbau des 
Sozialstaats formierte sich 
in den letzten Jahrzehnten  
immer wieder Protest sozialer 
Bewegungen.

Laura Calbet i Elias
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licher Körperschaften entwickeln, welche basierend auf 
Aushandlung und Zusammenarbeit, den Initiativen Verste-
tigung und Autonomie ermöglichen“ (García Cabeza/
Cano-Hila/Pradel i Miquel 2020: 15). 
In diesem Verständnis werden neue Politiken nicht von dem 
einen oder anderen Akteur diktiert, sondern sind selbst erst 
Produkt von Aushandlung und Kooperation. Die Forderun-
gen zivilgesellschaftlicher Akteure für mehr Teilhabe wer-
den nicht einfach von staatlichen Akteuren aufgegriffen 
und eins zu eins umgesetzt. Vielmehr werden zivilgesell-
schaftliche Initiativen in Bottom-linked-Prozessen auch in 
die genaue Ausformulierung und tatsächliche Umsetzung 
und Erbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge mit-
einbezogen. Mit dem Begriff bottom-linked statt bottom-up 
soll verdeutlicht werden, dass nicht nur die Forderungen 
und die Handlungen direkt Betroffener und lokaler zivilge-
sellschaftlicher Organisationen wichtig sind, sondern de-
ren Initiative auch institutionelle Unterstützung braucht, um 
ihre Praktiken zu verbreitern und zu verstetigen. 
Bottom-linked Governance deutet (im Gegensatz zum Be-
grif f bottom-up) auf die Notwendigkeit der Institutionalisie-
rung einer neuen, demokratischeren Beziehung zwischen 
staatlichen Institutionen und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren hin – und meint damit nicht eine imaginierte, irgendwie 
spontaneistische Zusammenkunft staatlicher und zivilge-
sellschaftlicher Akteure. Damit diese Beziehung zwischen 
zivilgesellschaftlichen Initiativen und staatlichen Akteuren 
nicht ressourcenzehrend in zahllosen Einzelkämpfen neu 
erfunden werden muss, benötigen solche Aushandlungs-
prozesse klare Regeln, Transparenz der Entscheidungspro-
zesse, eine angemessene Ressourcenausstattung der Be-
teiligten auf beiden Seiten und eine ständige Abwägung 
und Ausbalancierung zwischen lokalen und gesamtgesell-
schaftlichen Interessen. Diese Herausforderungen wollen 
wir nun anhand von Beispielen beschreiben. 

Widrigkeiten und Motivationen bei 
Kooperationsprozessen

Im Rahmen eines Forschungsprojektes2 untersuchen wir in 
verschiedenen Politikfeldern drei konkrete Fallbeispiele, in 
denen staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure die 
Ausgestaltung von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge 
aushandeln: Stadtentwicklung/Wohnen, Umweltgerech-
tigkeit/Ernährung und Migration/Gesundheitsversorgung. 
Da die drei Politikfelder unterschiedlich im Wohlfahrtsre-
gime verankert sind, treffen die jeweiligen Aushandlungs-
prozesse auf andere (nicht-)bestehende Strukturen, Hand-
lungslogiken und Verständnisse von Teilhabe, die sie in-
frage stellen, verändern oder aufbauen wollen.
Die zivilgesellschaftlichen Akteure, die hier im Fokus ste-
hen,3 haben gemeinsam, dass sie die aktuelle Ausgestal-
tung von Teilhabe im Politikfeld als unzureichend ansehen 
und Forderungen aufstellen, um deren Gewährleistung 
auszuweiten. Es handelt sich gleichwohl nicht um klas
sische Träger von Infrastrukturen der Daseinsvorsorge des 
Drit ten Sektors, sondern sie verstehen sich als Bestandteil 
von sozialen Bewegungen. Ihre Handlungslogiken sind zu-
meist konfrontativ, sie bauen öffentlichen Druck auf und 
folgen eher selten der Logik der Kooperation. So sind auch 
ihre Kooperationen mit lokalen Verwaltungen alles andere 
als harmonisch: Es handelt sich vielmehr um konfliktbela-
dene Aushandlungen, in denen die beteiligen Akteure mit 
ganz unterschiedlichen Machtressourcen ausgestattet 
sind. Indem sie sich auf eine außergewöhnlich starke Zu-
sammenarbeit mit dem Staat einlassen, die über die 
üblichen Beteiligungs- und Konsultationsverfahren hinaus
geht, folgen sie der Hoffnung, universalistische Forderun-
gen einlösen und die Teilhabemöglichkeiten von derzeit 
exkludierten Bevölkerungsgruppen – teils stellvertretend, 
teils aus eigener Betroffenheit heraus – verbessern zu kön-

In zivilgesellschaftlichen Initia­
tiven beteiligen sich Bürgerin­
nen und Bürger an der Gestal­
tung von Infrastrukturprojek­
ten. Dabei kommt es auch 
immer wieder zu Aushand­
lungsprozessen mit staatlichen 
Akteuren.
 picture alliance /  
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nen. Wir gehen gleichwohl davon aus, dass das Engage-
ment von zivilgesellschaftlichen Akteuren nicht per se zu 
mehr Teilhabe und einer besser zugänglichen öffentlichen 
Infrastruktur beiträgt, sondern die Teilhabeerbringung im-
mer ausgehend von den Akteuren, deren Forderungen, der 
Prozesse und der Ergebnisse bewertet werden muss.
In den drei Fallbeispielen gestalten sich die Konstellatio-
nen wie folgt:
	l Im Beispiel Stadtentwicklung/Wohnen geht es um den 

Bau von bezahlbarem und demokratisch verwaltetem 
Wohn- und Gewerberaum im sogenannten Dragoner
areal in Berlin-Kreuzberg. Darüber verhandeln auf der 
einen Seite verschiedene zivilgesellschaftliche Initiati-
ven, die sich im Vernetzungstreffen Rathausblock zusam-
mengeschlossen haben. Auf der anderen Seite steht eine 
Reihe staatlicher Akteure auf Landes- und Bezirksebene, 
von denen das Bezirksamt, aufgrund der Planungszu-
ständigkeit, besondere Aufmerksamkeit verdient.
	l Das Fallbeispiel Migration/Gesundheit analysiert den 

Aushandlungsprozess um einen niedrigschwelligen Zu-
gang zum Gesundheitssystem für Menschen ohne Pa-
piere im Rahmen des Modellprojekts „Anonymer Kran-
kenschein“ in Thüringen. Da im Verlauf des Projektes 
festgestellt wurde, dass viele weitere Bevölkerungs-
gruppen von der gesetzlichen Krankenversicherung 
ausgeschlossen sind, wurden die Adressaten von ur-
sprünglich illegalisierten Migrant:innen auf weitere Per-
sonenkreise ausgedehnt. Im Fokus steht die Kooperation 
zwischen dem Verein „MediNetz Jena“ bzw. dem ei-
gens für das Modellprojekt gegründeten Verein „Ano-
nymer Krankenschein“ (AKST e. V.) und dem Thüringer 
Gesundheitsministerium (TMASGFF). 
	l Im Fallbeispiel Umweltgerechtigkeit/Ernährung steht 

der Aushandlungsprozess um die Stärkung einer gesun-
den und nachhaltigen Ernährung in der Nachbarschaft 
im Mittelpunkt. Dabei kooperiert die Koordinierungs-
stelle für Entwicklungspolitik des Bezirks Friedrichshain-
Kreuzberg mit dem Ernährungsrat Berlin e. V., einem Zu-
sammenschluss verschiedener Akteure, für die Schaf-
fung eines sogenannten „LebensMittelPunktes“, der als 
Ort der nichtkommerziellen Lebensmittelversorgung, 
der Ernährungsbildung, der gemeinschaftlichen Verar-
beitung von Lebensmitteln und des nachbarschaftlichen 
Austausches dienen soll.

Bei allen drei Fallbeispielen beobachten wir, dass die zivil-
gesellschaftlichen Akteure sich im gesamten Politikprozess 
einbringen, von der Problemdefinition bzw. dem Agenda-
Setting über die Formulierung von neuen oder alternativen 
Politiken bis zur Implementierung. So sind beispielsweise 
Fragen der Ernährungsgerechtigkeit erst durch zivilgesell-
schaftliche Akteure auf die städtische politische Agenda 
gekommen, während „LebensMittelPunkte“ bereits nach 
kurzer Zeit im Wahlkampf als überzeugende Umsetzungs-
form aufgenommen wurden.
Die Handlungslogik der beobachteten zivilgesellschaft
lichen Initiativen unterscheidet sich von der klassischer 
Akteure des Drit ten Sektors, die Dienstleistungen der Da-
seinsvorsorge nur im Auftrag erbringen, denn sie bringen 
ihre Forderungen aktiv schon bei der Problemdefinition 
bzw. dem Agenda-Setting ein. Es gelingt ihnen nicht im-
mer, ihre weitgehenden und universalistischen Forderun-
gen in den Kooperationen, die sie eingehen, unmittelbar 
umzusetzen, und sie lassen sich auch auf punktuelle Ver-

besserungen ein. Aber die universalistische Forderung 
nach grundsätzlichen Veränderungen der Teilhabebedin-
gungen bleibt doch als Kernanliegen weiter bestehen und 
prägt auch die Zusammenarbeit. Ein Beispiel dafür ist die 
von MediNetz deutschlandweit organisierte ehrenamt
liche Gesundheitsversorgung von illegalisierten Men-
schen. Ihre Mahnung „es ist uns keine Ehre“ verweist dar-
auf, dass die Erfolge bei der Umsetzung ihrer Agenda nicht 
darüber hinwegtäuschen sollten, dass die Zuständigkeit 
beim Staat bzw. in einer universalistisch-orientierten Ver-
ankerung der medizinischen Versorgung im Wohlfahrtsre-
gime liegen sollte.
Die Beispiele deuten zugleich auf zwei Arten von Dilem-
mata, vor denen die zivilgesellschaftlichen Akteure stehen, 
wenn sie derartige Kooperationen eingehen. Erstens ver-
langt der Prozess bestimmte Praktiken, die dem Charakter 
der Akteure entgegenstehen. Die Zusammenarbeit ist mit 
einer Kontinuität und hohen Zeitressourcen verbunden, die 
kaum durch ehrenamtliche Arbeit und lose Organisations-
formen zu leisten sind. In allen drei Beispielen begegnen 
die zivilgesellschaftlichen Akteure dieser Problematik, in-
dem sie bezahlte Stellen schaffen. Diese Professionalisie-
rung ist allerdings selbst mit Problemen verbunden. Durch 
die Zusammenarbeit und die Professionalisierung droht 
das Abgleiten zu einem Dienstleister und eine Abkehr von 
den übergeordneten ursprünglichen politischen Forderun-
gen. Die Gefahr der Depolitisierung wird dadurch ver-
stärkt, dass die konflikthaften Handlungslogiken durch 
den persönlichen Kontakt mit den Kooperationspartnern 
aus Politik und Verwaltung gehemmt werden. 
Diese Dilemmata stellen keine leichten Bedingungen für 
zivilgesellschaftliche Akteure dar. Auch für Politik und Ver-
waltung ist die Zusammenarbeit mit Akteuren, die ihre 
Werte und Praktiken teilweise infrage stellen und mitunter 
konfrontativ agieren, kein leichtes Unterfangen. Dennoch 
kann eine intensivierte Kooperation mit dem (lokalen) Staat 
festgestellt werden. Die beiden Akteursgruppen gehen 
solche Kooperationen aus unterschiedlichen Gründen ein. 
Eine wichtige Motivation für bottom-linked Governance 
liegt vor, wenn sich die Ziele der öffentlichen und zivil
gesellschaftlichen Akteure inhaltlich überschneiden. Zivil-
gesellschaftliche Gruppen versprechen sich von der Zu-
sammenarbeit zudem bessere Chancen, ihre Forderungen 
durchzusetzen. Diese Forderungen können sich auf inhalt-
licher Ebene auf Teilhabeleistungen beziehen oder auf 
prozessualer Ebene auf Verfahrensfragen. So zielt die Ko-
operation im Politikfeld Wohnen nicht zuletzt auf eine 
Demokratisierung von Planungsverfahren und die Einfüh-
rung von Elementen der Selbstverwaltung in Institutionen 
der Wohnraumversorgung im Allgemeinen. Die Versteti-
gung von Versorgungsformen, die ehrenamtlich hervorge-
bracht werden, und die Unterstützung bei deren Professio-
nalisierung können ebenfalls wesentliche Treiber der Zu-
sammenarbeit sein. Für die öffentlichen Körperschaften 
kann der öffentliche Druck der Ausgangspunkt für eine Ko-
operation bilden. Um auf neue gesellschaftliche Ansprü-
che zu reagieren, ist die Möglichkeit, auf Wissen und Res-
sourcen der zivilgesellschaftlichen Akteure zurückzugrei-
fen, ein wichtiger Vorteil der Kooperation. Schließlich kön-
nen Bottom-linked-Prozesse zu einem Legitimationsgewinn 
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der Politik führen, wenn dadurch gesellschaftliche Ansprü-
che umgesetzt werden, die in komplexeren Regierungskoa
litionen wenig Unterstützung haben und wenn dadurch 
die inhaltliche Zielsetzung von Politiken geschärft werden 
kann. 
Trotz zahlreicher Widrigkeiten gehen zivilgesellschaft
liche und staatliche Akteure – vor allem auf der lokalen 

Ebene – zunehmend kooperative Aushandlungsprozesse 
ein, in denen sie gemeinsam Teilhabeansprüche diskutie-
ren und an deren Erfüllung arbeiten. Inwiefern solche Ko-
operationen zu mehr Teilhabe und damit einer besseren 
öffentlichen Infrastruktur führen, ist jeweils im Einzelfall zu 
überprüfen. 
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ANMERKUNGEN

1	  Unter „Dritter Sektor“ wird eine Akteursgruppe gefasst, die in Wohl-
fahrtsregimen wichtige Dienstleistungen der Daseinsvorsorge übernimmt, 
aber weder staatlich noch profitorientiert privatwirtschaftlich ist, darunter 
z. B. Wohlfahrtsverbände.
2	  Die drei Fallbeispiele untersuchen wir im Forschungsprojekt „Städ
tische Ko-Produktion von Teilhabe und Gemeinwohl. Aushandlungsprozes-
se zwischen Zivilgesellschaft und Verwaltung“ von Januar 2020 bis Dezem-
ber  2022, gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF). Mehr Informationen auf der Projekthomepage: www.koopwohl.de
3	  Da wir auf die Aushandlung zwischen Staat und Zivilgesellschaft fo-
kussieren, berücksichtigen wir hier privatwirtschaftliche Akteure nur am 
Rande, obschon diese eine wichtige Rolle in der Ausgestaltung von Teil-
habemöglichkeiten spielen.

Lisa Vollmer vertritt die Professur für Stadtplanung am Institut für 
Europäische Urbanistik an der Bauhaus-Universität Weimar. Ihre 
Forschungsschwerpunkte sind soziale Bewegungsforschung, 
Wohnungsforschung und Governanceforschung. Ihre Promotion 
hat sie zu Mieter/-innenbewegungen in Berlin und New York ver-
fasst. Sie ist Mitglied der Redaktion von „sub\urban. zeitschrift für 
kritische stadtforschung“.
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Zivilgesellschaftliche Akteure 
prägen Infrastrukturdebatten. 
So ist zum Beispiel Ernährungs­
gerechtigkeit und nachhaltiger 
Konsum häufig erst durch zivil­
gesellschaftliche Initiativen 
zum Thema geworden.
 picture alliance/dpa | Sina Schuldt
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Öffentliche Güter in Zukunft sicherstellen: 
Eine Frage der Attraktivität von 
Dienstleistungsarbeit
René Lehweß-Litzmann

 
Personenbezogene Dienstleistungen wie etwa die Pflege 
oder Betreuung von Kindern und Älteren bilden einen 
wichtigen Teil der gesellschaftlichen Infrastruktur. Auch 
wenn die Beschäftigten und ihre Arbeitserfahrungen in 
diesen Bereichen für Konsument:innen, Patient:innen, 
Schüler:innen und Klient:innen meist im Verborgenen 
bleiben, so bestimmen sie doch die Verfügbarkeit und 
Qualität „öffentlicher Güter“. René Lehweß-Litzmann 
gibt in seinem Beitrag einen Überblick über die Situation 
der Erwerbstätigen, die personenbezogene, gesell-
schaftlich notwendige Dienstleistungen erbringen und 
diskutiert mögliche Folgen für die Daseinsvorsorge. 
Kennzeichnend für die betrachteten Berufe ist einerseits 
die subjektiv als sinnvoll empfundene Arbeit, anderer-
seits aber die hohe Arbeitsbelastung, insbesondere in 
den Bereichen Gesundheit und Pflege. Letzteres könnte 
in Zukunft zu einer schmerzhaften Verknappung notwen-
diger Dienstleistungen führen, wenn neue Beschäftigten-
generationen ihre legitimen Ansprüche an gute Arbeit 
durchsetzen.1�

Wo und von wem werden personenbezogene, 
gesellschaftlich notwendige Dienstleistungen 
erbracht?

Unter den Begriff der „gesellschaftlich notwendigen“ 
Dienstleistungen lassen sich Tätigkeiten fassen, die es 
Menschen erlauben, ein gängiges Maß an persönlicher 
Wohlfahrt („Teilhabe“) zu erreichen bzw. von denen das 
Funktionieren der demokratischen Gesellschaft abhängt 
(Lehweß-Litzmann et al. 2020). Personenbezogene Dienst-
leistungen erfordern häufig ein hohes Maß an Interaktivi-
tät zwischen Dienstleistungserbringer und -empfänger. 
Das heißt, letzterer muss in einem hohen Grad aktiv mitwir-
ken, damit die Leistung erfolgreich erbracht werden kann.
Die hier gemeinten Beschäftigten finden sich in den Berei-
chen Erziehung, Bildung, Gesundheit und Pflege, wie auch 
teilweise in Verwaltung, Justiz und Sicherheit. Sie arbeiten 
häufig im Öffentlichen Dienst (ÖD), aber auch im privat-
gewerblichen Sektor (gewinnorientierte Unternehmen) 
und im privat-nichtkommerziellen Sektor (freigemeinnüt-
zige Träger). Eine strikte Aufteilung der Tätigkeitsbereiche 
auf die Sektoren gibt es nicht, jedoch besteht eine gewisse 
zuordnende Logik: Hoheitliche Aufgaben können nur vom 
Staat wahrgenommen werden. So liegen Polizei und Straf-
vollzug im Rahmen des staatlichen Gewaltmonopols (Wis-
senschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags 2007: 
4 f.). Privatisiert werden können allerdings selbst in Justiz-
vollzugsanstalten unterschiedlichste Funktionen; ebenso 
existieren private Sicherheitsdienste ergänzend zur Poli-
zei. Privat-gewinnorientierte Betätigung gibt es vornehm-

lich in „marktnahen Bereichen“ (Falter 2010), d. h. in sol-
chen, in denen Gewinne erzielt werden können. Freige-
meinnützige Träger können in „marktfernen“ Bereichen wie 
etwa sozialen Beratungs- und Betreuungsdienstleistungen 
operieren, sind aber nicht auf diese beschränkt. An der 
Herstellung „öffentlicher Güter” (Heinrich-Böll-Stif-
tung 2015) ist also längst nicht nur der ÖD mit seinen spe-
zifischen Beschäftigungsbedingungen beteiligt (Meule-
mann/Birkelbach 2018). 
Insgesamt ist eine beträchtliche Zahl von Personen für per-
sonenbezogene, gesellschaftlich notwendige Dienstleis-
tungen tätig. Direkt für den Staat oder sonstige öffentliche 
Einrichtungen arbeiten allein im Bereich „Bildungswesen, 
Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Angelegenheiten“ gut 
1,7 Millionen Beschäftigte (Statistisches Bundesamt 2020: 
17). Mit Blick auf die großen Verbände der Freien Wohl-
fahrtspflege wird häufig von den „größten Arbeitgebern 
Deutschlands“ gesprochen; so zählt allein die Caritas über 
600.000 Beschäftigte. Dies ist mehr als ein Prozent der Be-
schäftigten insgesamt (45,1  Mio. in 2019; vgl. Winger-
ter 2021: 162). Die in der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege organisierten sechs Verbände 
(AWO, DRK, Diakonie, Caritas, Paritätischer und ZWST) 
beschäftigten in 2016 zusammen 1,9 Mio. Hauptamtliche 
(BAGFW 2018: 6). Daneben existieren im freigemeinnützi-
gen Sektor weitere große Verbände (Johanniter, Malteser, 

Polizei und Strafvollzug gehören in Deutschland zum staat­
lichen Gewaltmonopol. Dennoch können auch einzelne 
Dienstleistungen hier privatisiert werden.
 picture alliance / dpa | Rolf Haid
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ASB und Volkssolidarität) sowie nicht verbandlich organi-
sierte kleinere Träger.
Die Gewichte zwischen den Sektoren verschieben sich im 
Zeitverlauf: Der Staat ist beispielsweise nach wie vor Trä-
ger des Großteils an Schulen und Hochschulen, jedoch 
gibt es in den letzten Jahren viele private Gründungen. Die 
Freie Wohlfahrtspflege hatte in den letzten Jahrzehnten 
einen starken Beschäftigungszuwachs (ibid.: 10) und do-
miniert in den Bereichen Beratung, Kinderbetreuung, Ju-
gendhilfe und Pflege. Im Gesundheitsbereich konnten sich 
große privat-kommerzielle Klinikketten etablieren (sta-
tista 2019), gleichwohl gibt es nach wie vor viele freige-
meinnützige Krankenhäuser sowie einige in öffentlicher, 
d. h. kommunaler Trägerschaft.
In Hinblick auf die soziodemografischen Merkmale sind 
die Beschäftigten in den personenbezogenen, gesell-
schaftlich notwendigen Dienstleistungen häufiger weib-
lich und etwas älter die die sonstigen Beschäftigten. Ande-
res als bei den Männern liegen mehrere der von Frauen am 
stärksten besetzten Berufsgruppen klar in diesem Bereich 
(Wingerter 2021: 154). Bezogen auf die Altersstruktur steht 
insbesondere der ÖD vor einem Problem, das auf eine 
Phase verminderter Neueinstellungen in der Vergangen-
heit zurückzuführen ist (DGB 2019: 26). In den kommenden 
zehn Jahren werden über eine Million Stellen neu besetzt 
werden müssen.

Arbeit mit Sinn, aber unter hohem Druck

Die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im Bereich 
der personenbezogenen, gesellschaftlich notwendigen 
Dienstleistungstätigkeiten lassen sich näherungsweise an-
hand des „DGB-Index Gute Arbeit“ beschreiben.2 Seine 
Spannweite liegt zwischen 0 und 100. Als „gute“ Arbeit sol-
len Indexwerte ab 80  Punkten aufwärts gelten, als 
„schlechte“ Arbeit Werte unter 50 Punkten (Institut DGB-
Index Gute Arbeit 2020: 42, 104). Im Jahr 2020 lag der 
Mittelwert des Gesamtindex über alle Beschäftigte bei 
65 Punkten, also an der Schwelle zum „oberen Mittelfeld“.
Betrachtet man den Gesamtindex je nach Branche, ist es 
eine Kernbranche des ÖD, die mit 68 Punkten den höchs-
ten Wert erreicht: „Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, 
Sozialversicherung“ (ibid.: 47). Weitere hier interessie-
rende Branchen sind „Erziehung und Unterricht“ (62 Punkte), 
das Gesundheitswesen (60 Punkte) und das Sozialwesen 
(62 Punkte). Die Beschäftigten dieser Branchen erreichen 
im Durchschnitt also eher niedrige Werte.
Der Gesamtindex „Gute Arbeit“ gliedert sich in drei Dimen-
sionen: Ressourcen, Belastungen sowie Einkommen und Si-
cherheit. 

Ressourcen
Im Bereich „Ressourcen“ bieten die hier im Fokus stehenden 
vier Branchen relativ gute Bedingungen, in „Erziehung und 
Unterricht“ sogar die besten im Branchenvergleich. Insbe-
sondere zeigt sich ein hoher subjektiver Sinngehalt der Ar-
beit aus Sicht der Beschäftigten in den hier fokussierten 
Branchen. Nur wenige Beschäftigte haben hier den Ein-
druck, keinen wichtigen Beitrag für die Gesellschaft zu leis-
ten (ibid.: 69): 18 Prozent in „Öffentliche Verwaltung, Ver-
teidigung, Sozialversicherung“, 8  Prozent in „Erziehung 
und Unterricht“ (der niedrigste Wert aller Branchen), 
13 Prozent im Gesundheitswesen und 10 Prozent im Sozial-

wesen (Beschäftigte insg.: über 30 %). Auch die Weiterbil-
dungs- und Entwicklungschancen können als überdurch-
schnittlich oder im Gesundheitswesen zumindest als durch-
schnittlich gelten. Auf das „Wieviel“ und das „Wie“ der 
Arbeit Einfluss zu nehmen, ist den Beschäftigten in der 
öffentlichen Verwaltung, im Bildungsbereich und im 
Sozialwesen in durchschnittlichem Maße möglich, jenen 
im Gesundheitswesen nur eingeschränkt. 

Belastungen
In der Dimension „Belastungen“ kommt von den vier hier 
speziell interessierenden Branchen nur „Öffentliche Ver-
waltung, Verteidigung, Sozialversicherung“ in die Nähe 
des Durchschnittswertes der Branchen. „Erziehung und Un-
terricht“, das Gesundheitswesen und das Sozialwesen hin-
gegen weisen deutlich höhere Belastungen auf als andere 
Branchen (ibid.: 47). Arbeitszeiten liegen häufig ungünstig 
(besonders in „Erziehung und Unterricht“ und im Gesund-
heitswesen); es fällt Wochenendarbeit (dies auch im Sozi-
alwesen) und Nachtarbeit (vor allem im Gesundheitswe-
sen) an (ibid.: 73). Die Anforderung ständiger Erreichbar-
keit und unbezahlter Arbeit ist in „Erziehung und Unter-
richt“ stark präsent. Auch die hohe Arbeitsintensität spielt 
eine Rolle; im Gesundheitswesen wird häufiger als in allen 
anderen Branchen unter Zeitdruck gearbeitet. Beschäf-
tigte in „Erziehung und Unterricht“ sehen sich häufig mit 
widersprüchlichen Anforderungen in der Arbeit konfron-
tiert und haben oft das Gefühl, Abstriche bei der Qualität 
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der Arbeit machen zu müssen. Auch körperliche Anforde-
rungen sind in den hier betrachteten Branchen durchaus 
präsent, etwa ungünstige Körperhaltungen im Gesund-
heits- und im Sozialwesen, in letzterem auch körperlich 
schwere Arbeit. In „Erziehung und Unterricht“ wird häufig 
Lärm als Belastung angegeben. In allen vier Branchen, 
auch der öffentlichen Verwaltung, werden zudem emotio-
nale Anforderungen als überdurchschnittlich hoch berich-
tet (ibid.: 77): Ursachen hierfür sind respektlose Behand-
lung, die Notwendigkeit, seine Gefühle bei der Arbeit zu 
verbergen, sowie Konflikte mit der Kundschaft.

Einkommen und Sicherheit
In der Dimension „Einkommen und Sicherheit“ schneidet 
die Branche „Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozi-
alversicherung“ besonders gut ab, die Branchen sozialer 
Dienstleistungen hingegen maximal durchschnittlich (ibid.: 
51). Insbesondere im Sozialwesen ist die Zufriedenheit mit 
dem Einkommen niedrig sowie die Sorge um die Rente 
groß: Das Einkommen wird dort von 63  Prozent der Be-
schäftigten als nicht angemessen empfunden (ibid.: 89).3 In 
der öffentlichen Verwaltung sind es nur 31 Prozent. Auch 
betriebliche Sozialleistungen sind in letzterem Bereich 
überdurchschnittlich gut, in „Erziehung und Unterricht“ hin-
gegen schlechter als in allen anderen Branchen (ibid.: 93). 
Es gibt dort wenig betriebliche Altersvorsorge oder Ge-
sundheitsförderung bzw. sonstige Vergünstigungen. Die 
eigene Beschäftigungssicherheit wird nirgends so hoch 

eingeschätzt wie in der Branche „Öffentliche Verwaltung, 
Verteidigung, Sozialversicherung“ (ibid.: 97). Aber auch 
„Erziehung und Unterricht“, Gesundheitswesen und Sozial
wesen bieten den dort Beschäftigten eine überdurch-
schnittlich hohe Sicherheit, nicht arbeitslos zu werden.

Gesellschaftlicher und arbeitsweltlicher Kontext

Die im vorigen Abschnitt betrachteten Arbeits- und Be-
schäftigungsbedingungen stellen eine Momentaufnahme 
dar, die in längerfristige Entwicklungen in der Arbeitswelt 
eingebettet ist. Zur Kontextualisierung werden im Folgen-
den einige relevante Entwicklungen dargestellt. 

Demografisches Zangenproblem
Dienstleistungen werden von Personen im Erwerbsalter für 
Personen aller Altersgruppen bereitgestellt. Der Anteil von 
Personen im Erwerbsalter an der Bevölkerung wird im Laufe 
des weiteren demografischen Wandels absehbar kleiner 
werden. Dass gleichzeitig der Anteil an Personen höheren 
Alters wächst, bringt eine erhöhte Nachfrage nach Ge-
sundheits- und Pflegedienstleistungen mit sich. Diese ge-
genläufigen Trends bedeuten eine Herausforderung für 

Immer wieder demonstrieren 
Pflegekräfte, um auf die belas­
tenden Arbeitsbedingungen in 
ihrer Branche aufmerksam zu 
machen. Besonders der hohe 
Zeitdruck wird kritisiert. 
 picture alliance /  
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Kund:innen, Belegschaften und den Wohlfahrtsstaat, der 
Arbeitskräfte halten bzw. anwerben muss, die auch in an-
deren Bereichen vermehrt gefragt sind.

Vermarktlichung
In den letzten Jahren ließen sich Verschiebungen zu mehr 
Marktsteuerung erkennen. Im ÖD wurden ab den 
1990er Jahren auch in Deutschland Reformen im Sinne des 
New Public Managements bzw. Neuen Steuerungsmodells 
umgesetzt (vgl. Hood  1991; Buestrich/Wohlfahrt  2008). 
Dies beinhaltet u. a. eine erhöhte Flexibilität des Personal-
managements, die Einführung von Leistungsmessung und 
flexibler Entlohnung sowie die Zusammenarbeit mit priva-
ten Anbietern. Der nichtkommerzielle Sektor wurden seiner-
seits durch gesetzliche Neuregelungen in Deutschland zu 
einem stärker marktorientierten Handeln gezwungen (Ga-
briel 2021): Wohlfahrtsverbände genießen keine Sonder-
stellung mehr, sondern sind in „Quasi-Märkten“ (ibid.: 278) 
mit anderen Trägern in Konkurrenz gesetzt.

Wandel von Lebensweisen
Die steigende Erwerbsquote von Frauen seit den 
1970er Jahren ging mit einer Verringerung der ebenfalls 
hauptsächlich von Frauen geleisteten informellen Arbeit 
im  Haushalt einher. Besonders prominent ist hier die 
Erziehung und Betreuung von Kleinkindern, die dem Wohl-
fahrtsstaat als neue Aufgabe zugewachsen ist. Häußer-
mann und Siebel (1995: 17) folgern: „Die Dienstleistungs-
gesellschaft ist also teilweise Familienersatz“. Personenbe-
zogene Dienstleistungen greifen somit tief in die Lebens-
führung ein. Hieraus resultieren hohe Anforderungen, die 
Konsumenten an Dienstleistungen stellen, nicht zuletzt die 
eines individuellen Zuschnitts.

Grenzen der Rationalisierung
Personenbezogene Dienstleistungen erfordern in der 
Regel ein aktives Mitwirken der Kund:innen (Weihrich/
Dunkel 2012: 16). Beispielsweise kann eine Lehrkraft allen-

falls günstige Bedingungen dafür schaffen, dass der ge-
wünschte Lernprozess in den Schüler:innen abläuft. Ferner 
erfordern Dienstleistungen häufig den längerfristigen Auf-
bau einer vertrauensvollen Beziehung. Die Arbeitsdauer 
lässt sich somit nicht beliebig verkürzen, wie es etwa in der 
Industrie durch eine Optimierung der Prozesse möglich 
sein kann. Eine weitere häufige Implikation von „Interakti-
onsarbeit“ ist die der notwendigen Kopräsenz: In Berei-
chen wie der Pflege muss die Arbeit – allen Möglichkeiten 
moderner Datenübertragung zum Trotz – nach wie vor ge-
tan werden, wo und wann sie anfällt, auch auf dem Land 
und zu Tagesrandzeiten. Davon abgesehen begrenzt aber 
auch die bloße Tatsache, Arbeit an individuellen Men-
schen zu verrichten, die Möglichkeit der Standardisierung, 
ebenso wie eine Robotisierung ethisch fragwürdig wäre.

Kostendruck
Insbesondere aus dem interaktiven Charakter sozialer 
Dienstleistungen hat der US-amerikanische Ökonom Wil-
liam Jean Baumol bereits in den 1960er Jahren einen stetig 
steigenden Kostendruck auf öffentliche Haushalte abge-
leitet, die sogenannte „Kostenkrankheit“ (Baumol/Oa-
tes  1972). Sein Gedanke war, dass personenorientierte 
Dienstleistungen im Laufe der Zeit immer teurer werden, da 
die Produktivitätssteigerung in diesen Bereichen geringer 
ist als in anderen Teilen des Wirtschaftslebens, während 
die Löhne vergleichbar bleiben müssen, um genügend Per-
sonal anzuziehen. Wie prognostiziert sind die öffentlichen 
Kosten des Bildungs- und Gesundheitssystems, der Ver-
waltung, der Sozialarbeit und der Kultur in den letzten 
Jahrzehnten stetig gestiegen (Baumol et al. 2012). In Er-
mangelung einer entsprechenden Ausweitung der Finan-
zierungsbasis schlägt dies durch eine zu Arbeitsintensivie-
rung führende knappere Personalbemessung auf die Be-
schäftigten durch.
Es scheint also, dass mehrere Faktoren gleichzeitig in Rich-
tung eines sich erhöhenden Arbeitsdrucks in den perso-
nenbezogenen, gesellschaftlich notwendigen Dienstleis-

Personenbezogene Dienstleis­
tungen lassen sich nur bedingt 
rationalisieren. Lehrkräfte 
schaffen günstige Bedingun­
gen für den gewünschten Lern­
prozess, dafür benötigt es vor 
allem Zeit für den Aufbau ver­
trauensvoller Beziehungen.
 picture alliance /  
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tungen wirken: Der Bedarf an menschlicher Arbeitskraft 
nimmt eher zu als ab; Arbeitskräfte werden knapper und 
teurer; Regulierung zielt auf wettbewerbliche Effizienzstei-
gerung; verbleibende Beschäftigte müssen ein größeres 
Arbeitsvolumen leisten, gleichzeitig sind sie mit steigenden 
Qualitätsanforderungen konfrontiert.

Neue Generationen von Beschäftigten zwischen 
Gemeinwohlorientierung und Selbstschutz

Bereits heute mangelt es nicht nur an Arbeitskräften in 
handwerklichen und technischen Berufen, sondern auch 
an Altenpflegekräften, (Fach-)Ärzt:innen, Rettungsassis
tent:innen und Physiotherapeut:innen (Bundesagentur für 
Arbeit 2019). Gerade bei Beschäftigten in gesundheitsbe-
zogenen Berufen ist ein früher Übergang in den Ruhestand 
zu beobachten (Helmrich et al. 2016: 115 ff.) und es wird – 
auch im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie – die 
Möglichkeit einer Austrit tswelle aus Pflegeberufen disku-
tiert (Beeger 2021). Auch im Bildungssystem zeichnet sich 
in manchen Bereichen drohend ein Fachkräftemangel ab, 
so etwa an Berufsschulen (Klemm 2018), denen zwar we-
nig öffentliche Aufmerksamkeit, aber höchste gesellschaft-
liche Relevanz zukommt.
Wenn sich die Verknappung im Zuge des demografischen 
Wandels weiter fortsetzt, könnte das dazu führen, dass Be-
schäftigte höhere Ansprüche an Arbeit entwickeln und gel-
tend machen. Gerade bei nachkommenden Generationen 
von Arbeitskräften könnte ein Bewusstseinswandel einset-
zen. Die nach dem Jahr 2000 Geborenen beschreiben die 
Soziologen Hurrelmann und Albrecht (2014: 26) als eine 
selbstbewusste Generation, „die sich angesichts der ver-
besserten Arbeitsmarktbedingungen lange nicht so unter 
Leistungsdruck setzt wie die vorangehende“. Diese Gene-
ration würde stärker nach „Selbstbestimmung und Lebens-
genuss“ streben, sich aber gleichzeitig verstärkt für „ge-
meinschaftliche und öffentliche Belange“ einsetzen (ibid.). 
Somit stellt sich die Frage, wie eine solche Beschäftigten-
generation auf die beschriebenen Verhältnisse reagieren 
würde.
Wenn Beschäftigte zunehmend umworben werden müssen 
und nicht mehr bereit sind, ihre Arbeits- und Lebenskraft 
über Gebühr zu verausgaben, so führt das die Herstellung 
öffentlicher Güter in ein Dilemma. Denn anders als bei der 
Produktion gewöhnlicher Konsumgüter, von denen bei Per-
sonalproblemen einfach weniger produziert und konsu-
miert werden kann, ist das anfallende Arbeitsvolumen vor-
gegeben: Die Arbeit in der Schule oder im Pflegeheim darf 
schlicht nicht liegenbleiben. Sie kann ebenso wenig durch 
Technikeinsatz substituiert werden. Das Dilemma ist: Je 
größer das Missverhältnis zwischen hohem Arbeitsvolu-
men und niedrigem Arbeitskräftepotential, desto extremer 
einerseits der Leistungsdruck auf die (noch) Arbeitenden 
und desto besser andererseits ihre Verhandlungsposition.
Dies führt in eine Situation, in der sich Dienstleistungsbe-
schäftigte zunehmend gegen Anforderungen und Zumu-
tungen abgrenzen müssen und können. Bei einer de facto 
Beschäftigungsgarantie dürfte ihr Anspruch auf Work-
Life-Balance und gute Arbeit durchsetzbar sein. Für Ge-
werkschaften wie ver.di dürfte es leichter werden, die Inte-
ressenvertretung in diesen nicht-traditionellen Bereichen 
gewerkschaftlicher Aktivität zu organisieren. Je erfolgrei-
cher sich Beschäftigte aber gegen eine Übernutzung ihrer 

Arbeitskraft wehren, desto mehr bleibt das öffentlichen 
Gütern inhärente Versprechen – dass sie allen und in aus-
reichender Qualität zur Verfügung stehen – uneingelöst. In 
Zukunft könnte der Arbeitskräftemangel somit zu einem so-
zialen Problem werden, das genauso dringend ist wie das 
der Arbeitslosigkeit in der Vergangenheit.
Den Beschäftigten ist dies mitnichten anzulasten: Gerade 
wer an Menschen gesellschaftlich notwendige Dienstleis-
tungen erbringt, ist überdurchschnittlich häufig von dem 
Motiv angetrieben, etwas für die Gesellschaft tun zu wol-
len (Houston 2000; Houston 2005), sei es nun im ÖD oder 
in der Privatwirtschaft (Brewer/Selden 1998: 416). Bereits 
heute leiden etwa Pflegekräfte alltäglich unter dem Zwie-
spalt, für die ihnen anvertrauten Personen da sein zu wol-
len, aber ihre Aufmerksamkeit angesichts eines knappen 
Zeitbudgets rationieren zu müssen. Auch solche Konflikte 
können Absetzbewegungen aus dem Beruf befördern. 
Rahmenbedingungen zu schaffen, unter denen ein erfolg-
reiches und damit subjektiv befriedigendes Arbeiten mög-
lich ist, erleichtert hingegen auch die Mitarbeiterbindung 
und -rekrutierung. 
Die Lösung kann nur in der Abwerbung von Beschäftigten 
aus anderen Branchen liegen; vor dem Hintergrund eines 
potentiell verstärkten Engagements der kommenden Ge-
neration für das Gemeinwesen könnte dies möglich sein. 
Produkte aus Branchen, die Arbeitskräfte abgeben, wür-
den dann entweder mithilfe von Technik unter geringerem 
Personaleinsatz produziert oder vermehrt importiert oder 
weniger konsumiert. Diese Szenarien scheinen vor dem 
Hintergrund von Digitalisierung, Globalisierung und öko-
logischer Transformation (Lehweß-Litzmann et  al.  2021) 
nicht wenig plausibel.
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ANMERKUNGEN

1	 Dieser Artikel entstand im Rahmen des BMBF-geförderten Projekts 
„Gesellschaftlich notwendige Dienstleistungen sicherstellen: Ist Arbeit am 
Gemeinwohl attraktiv?“ (GenDis).
2	 Der Index, der regelmäßig durch das gleichnamige Institut „DGB-In-
dex Gute Arbeit“ veröffentlicht wird, fasst die Antworten auf 42 Fragen zur 
Arbeitsqualität zusammen, die über 4.000 zufällig ausgewählten abhän-
gigen Beschäftigten in Deutschland via Telefoninterview gestellt werden.
3	 Eine Unterscheidung nach Art der Trägerschaft ist mit den Daten des 
DGB-Index nicht möglich. Bei Pflegekräften insbesondere in der Altenpfle-
ge liegt die Bezahlung in öffentlichen Einrichtungen höher als in privaten. 
Ein allgemeinverbindlicher Tarifvertrag ist in diesem Bereich bisher nicht 
erreicht worden, jedoch gilt ab 2022 eine Tarifvertragspflicht (was jedoch 
keine Gleichwertigkeit mit dem Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes im-
pliziert).

Dr. René Lehweß-Litzmann (Jahrgang 1981) ist Senior Researcher 
am Soziologischen Forschungsinstitut Göttingen e. V. (SOFI). Seine 
Schwerpunktthemen sind Arbeitsmarkttrends und Arbeitsmarkt-
politik, nationales und regionales Sozialmonitoring, Leistungen 
des Wohlfahrtsstaats, Fachkräfteversorgung in Bereichen der 
Daseinsvorsorge. Derzeit leitet er das BMBF-geförderte Projekt 
„Gesellschaftlich notwendige Dienstleistungen sicherstellen: Ist 
Arbeit am Gemeinwohl attraktiv?” (GenDis). Er ist assoziiertes 
Mitglied des Forschungsinstituts Gesellschaftlicher Zusammen-
halt (FGZ).
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Infrastrukturen in ländlichen Räumen  
Matthias Naumann

 
Im Zuge der Urbanisierung und demografischen Verän-
derung durchläuft der ländliche Raum eine Transforma-
tion, die Herausforderungen an die Infrastruktur – über-
regional wie auch vor Ort – stellt. Während Abwande-
rung und Strukturschwäche der ländlichen Regionen zur 
infrastrukturellen Verschlechterung führen, gibt es auch 
gegenläufige Trends, die auf eine Verbesserung länd
licher Versorgung hoffen lassen. In seinem Beitrag stellt 
Matthias Naumann die beiden Trends von ökologischer 
Modernisierung und zunehmender bürgerschaftlicher 
Beteiligung vor. Im Anschluss präsentiert er drei Ansätze 
zur Debatte rund um öffentliche Güter und Infrastruktur 
im ländlichen Raum.�

Im September 2021 lasen Bahnreisende im Berliner Um-
land mit großer Erleichterung die Meldung, dass für ver-
schiedene Linien im Regionalverkehr mehr Kapazitäten für 
Sitz- und Fahrradplätze geplant werden (Süddeutsche Zei-
tung 2021). Diese Ankündigung steht einerseits für das ge-
stiegene Interesse an ländlichen Räumen als Wohn-, Ar-
beits- oder Urlaubsorten, möglicherweise verstärkt durch 
die Covid-19-Pandemie (Naumann  2021). Andererseits 
zeigt die – bereits seit langem notwendige – Anpassung 
der Kapazitäten im Brandenburger Regionalverkehr die 
Bedeutung von Verkehrsinfrastrukturen für die Entwicklung 
von ländlichen Räumen, die auf eine gute Anbindung an 
Städte angewiesen sind. Was in der Meldung allerdings 
fehlt, sind die ländlichen Regionen jenseits der Regional-
express-Strecken, deren Anschluss an den Schienenver-
kehr in den letzten Jahrzehnten ausgedünnt und komplett 
eingestellt wurde. Die Reaktivierung stillgelegter Strecken 
ist eine politische Forderung, der nur sehr zögerlich nach-
gegangen wird.

Das Beispiel des Ausbaus vom Regionalverkehr im Umland 
von Berlin verdeutlicht die Bedeutung von Infrastrukturen 
in ländlichen Räumen wie auch deren Veränderung und 
politische Aushandlung. Der Wandel von Infrastrukturen, 
wie etwa im Verkehr, ist sowohl von den spezifischen Be-
dingungen ländlicher Räume geprägt als auch prägend 
für deren weitere Entwicklung. Die zunehmende Ausdiffe-
renzierung ländlicher Räume, zum Beispiel in wachsende 
suburbane Regionen im Umland von Großstädten oder 
aber in schrumpfende periphere Regionen, führt auch zu 
unterschiedlichen Herausforderungen für ländliche Infra-
strukturen.
Der Beitrag behandelt die Wechselwirkungen von Infra-
strukturen und ländlichen Räumen, aktuelle Entwicklungen 
ländlicher Infrastrukturen und mögliche Perspektiven für In-
frastrukturen in ländlichen Räumen. Die Zukunft ländlicher 
Räume, so die zentrale These, ist ganz wesentlich eine inf-
rastrukturelle Frage. Wie können ländliche Infrastrukturen 
gesellschaftliche Teilhabe und wirtschaftliche Entwicklung 
ermöglichen, zu Transformationen hin zu einer nachhalti-
gen Entwicklung wie auch zur Verminderung sozialräum
licher Ungleichheiten beitragen? Hier kann ein Verständ-
nis von ländlichen Infrastrukturen als öffentliche Güter 
neue Perspektiven auf die Entwicklung ländlicher Räume 
und deren Infrastrukturen eröffnen.

Was sind ländliche Infrastrukturen?

Infrastruktur ist eine notwendige Voraussetzung für jeg
liche gesellschaftliche Entwicklung. Ohne eine zuver
lässige Versorgung mit Wasser und Strom sind weder 
Wohnen noch wirtschaftliche Aktivitäten denkbar. Der 
Finanzwissenschaftler Reimut Jochimsen definiert Infra-
struktur als „die Gesamtheit der materiellen, institutionel-
len und personellen Einrichtungen und Gegebenheiten, 

Die Zukunft ländlicher Räume 
ist ganz wesentlich eine infra­
strukturelle Frage. 
� picture alliance/dpa | Axel Heimken
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die der arbeitsteiligen Wirtschaft zur Verfügung stehen“ 
(Jochimsen 1966: 145). Damit umfasst der Begriff techni-
sche Infrastrukturen wie die Trinkwasserver- und Ab
wasserentsorgung, die Strom-, Fernwärme- und Gasver-
sorgung, die Abfallentsorgung wie auch Systeme der 
Telekommunikation oder des Verkehrs. Unter soziale Infra-
strukturen fallen Schulen, Kindergärten und weitere Bil-
dungseinrichtungen, die Gesundheitsversorgung und Al-
tenbetreuung, die Grundversorgung mit Lebensmitteln, 
aber auch kulturelle Einrichtungen. Gesetzliche Regelun-
gen und die Justiz bezeichnen wiederum institutionelle Inf-
rastrukturen (Tietz 2006). Diesen verschiedenen Systemen 
und Einrichtungen ist gemeinsam, dass sie zum einen eine 
hohe technische Komplexität bzw. institutionelle Rege-
lungsdichte aufweisen. Zum anderen stellen sie, zumindest 
in den Großstädten des Globalen Nordens, häufig Selbst-
verständlichkeiten dar, deren Vorhandensein und rei-
bungsloses Funktionieren vorausgesetzt wird.
Doch was sind ländliche Infrastrukturen? Das raumordneri-
sche Ziel der Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse in allen Teilräumen in der Bundesrepublik impliziert 
auch eine entsprechend gleichwertige Infrastrukturversor-
gung ländlicher Räume. So definiert die Ministerkonferenz 
für Raumordnung „Daseinsvorsorge sichern“ als eines der 
Leitbilder für die Raumentwicklung in der Bundesrepublik 
(Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur 2017). Die konkrete Bestimmung von „gleichwertig“, ge-
rade hinsichtlich der Infrastrukturausstattung, ist dabei 
Gegenstand intensiver politischer Auseinandersetzungen 
(Mießner 2017). Darüber hinaus sind ländliche Infrastruk-
turen mit der Herausforderung von im Vergleich zu städ
tischen Agglomerationen geringeren Abnahmemengen 
und -dichten konfrontiert. Diese führen zu einem erhöhten 
technischen Aufwand, um beispielsweise den notwendi-
gen Druck in Wasserleitungen aufrechtzuerhalten. Für ein 
ausdifferenziertes und spezialisiertes Infrastrukturange-
bot, etwa bei Schulen oder Kultureinrichtungen, fehlen 
aber auch institutionelle und personelle Kapazitäten. An-
stelle von großen Ver- und Entsorgungsbetrieben in Städ-
ten, wie den Stadtwerken, sind in ländlichen Räumen klei-
nere Zweckverbände oder kommunale Eigenbetriebe tä-
tig. Die größte Herausforderung für die Infrastrukturversor-
gung in ländlichen Räumen ist jedoch deren Finanzierung. 
Mit geringeren Einnahmen, aufgrund einer geringeren 
Nachfragemenge, müssen höhere Fixkosten, aufgrund der 
kleinteiligen Siedlungsstruktur, getragen werden. Dies 
führt zu höheren Preisen und Gebühren, die für ein oftmals 
reduziertes Angebot gezahlt werden müssen.
Demografische Veränderungen wie Abwanderung und Al-
terung, wirtschaftliche Strukturschwäche, die angespannte 
Situation vieler kommunaler Haushalte gerade hinsichtlich 
von Investitionen, aber auch ein Paradigmenwechsel in der 
Regionalpolitik hin zum Leitbild von „Stärken stärken“ wer-
fen die Frage auf, welche Infrastrukturen in ländlichen Räu-
men noch angeboten werden können (Holz-Rau et al. 2010). 
So weist der „Sozioökonomische Disparitätenbericht“ der 
Friedrich-Ebert-Stiftung die Infrastrukturausstattung als ei-
nen wichtigen Indikator für räumliche Ungleichheiten in 
der Bundesrepublik aus. Unterschiede treten vor allem im 
Hinblick auf den Breitbandinternetanschluss oder die Er-
reichbarkeit einer medizinischen Grundversorgung hervor 
(Fink et al.  2019). Eine Studie zur Entwicklung ländlicher 
Räume in Hessen zeigt ebenfalls eine Verschlechterung 
hinsichtlich der Versorgung mit Ärzt:innen oder der Aus-

stattung der stationären Gesundheitsversorgung in den 
ländlichen Regionen des Bundeslandes (Kallert et al. 2020: 
55). Der Begriff der „infrastrukturellen Peripherisierung“ 
beschreibt, wie ländliche Räume durch fehlende, weniger 
gut ausgebaute oder fehlgeplante Infrastrukturen zu ab-
gehängten Peripherien werden können (Naumann/Rei-
chert-Schick 2012). Geschlossene Grundschulen, Arztpra-
xen und Einkaufsmöglichkeiten, überdurchschnittliche Ab-
wassergebühren und eingeschränkte Internetverbindun-
gen, so die Befürchtung der Raumplanung, können 
Abwanderungstendenzen verstärken und einen Zuzug von 
Bevölkerung und Gewerbe erschweren. Doch infrastruktu-
reller Niedergang ist nur ein Trend bei der Entwicklung 
ländlicher Infrastrukturen. Weitere aktuelle Veränderun-
gen umfassen eine ökologische Modernisierung sowie die 
zunehmende Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure an 
der Infrastrukturversorgung. Die folgenden Abschnitte 
stellen diese beiden Trends genauer vor und zeigen damit 
verbundene politische Kontroversen auf.

Die ökologische Modernisierung ländlicher 
Infrastrukturen

Technische Innovationen haben die Infrastrukturversor-
gung in den letzten Jahrzehnten tiefgreifend verändert. 
Hierzu zählen erstens die zunehmende Verbreitung dezen-
traler Technologien der Ver- und Entsorgung, wie etwa 
Kleinklär- oder Pflanzenkläranlagen, Blockheizkraftwerke 
in Eigenheimen oder auch Rufbusse. Dabei spielen zwei-

Initiativen wie Bioenergiedör­
fer, hier der Ort Tuttlingen, 
können nicht nur Vorreiterrol­
len übernehmen, sondern auch 
Impulse für die Entwicklung des 
ländlichen Raums allgemein 
geben.
picture alliance / dpa | Patrick Seeger
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tens Möglichkeiten einer digitalen Vernetzung zwischen 
Angebot und Nachfrage sowie zwischen verschiedenen 
Infrastruktursektoren eine zunehmend wichtigere Rolle. 
Hierfür steht das Schlagwort Smart Countryside mit dem An-
spruch, die Möglichkeiten der Digitalisierung in Städten 
(Smart City) auch auf ländliche Räume zu übertragen. Ob 
und in welcher Form dezentrale bzw. digitale Systeme die 
zukünftige Infrastrukturversorgung in ländlichen Räumen 
gewährleisten können, welche Folgen die durch die Covid-
19-Pandemie beschleunigte Digitalisierung auf weitere In-
frastruktursektoren haben wird, ist noch offen. Ein wichti-
ges Ziel der Nutzung dezentraler und digitaler Technolo-
gien in der Infrastrukturversorgung besteht in einer nach-
haltigen Nutzung natürlicher Ressourcen.
Umweltpolitische Anforderungen, wie die Wasserrahmen-
richtlinie der Europäischen Union oder die Beschlüsse der 
Bundesregierung zur Energiewende, sind entscheidende 
Triebkräfte für die ökologische Modernisierung ländlicher 
Infrastrukturen. Die Neuausrichtung ländlicher Infrastruk-
turen hin zu mehr Nachhaltigkeit wird anhand der Energie-
versorgung besonders deutlich. Die lokale Umsetzung des 
Ziels, mit einer Strom- und Wärmeversorgung auf Grund-
lage erneuerbarer Energieträger Emissionen zu reduzieren 
und zum Klimaschutz beizutragen, verändert die ländliche 
Energieversorgung und stellt ländliche Räume vor neue 
Herausforderungen (Gailing/Röhring 2015).
Einerseits können Akteure in ländlichen Räumen eine 
Vorreiterrolle bei der Transformation der Energieversorgung 
einnehmen. An zahlreichen Orten gründeten sich Initiativen 
für Energieregionen, Bioenergiedörfer oder Energiegenos-

senschaften. Dabei geht es nicht allein um die Strom- und 
Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Quellen, sondern 
auch um Impulse für die Entwicklung ländlicher Räume. Der 
Umbau der Energieversorgung, so die Erwartung vieler Initi-
ativen, kann auch neue Möglichkeiten für ländliche Ökono-
mien eröffnen, die Beteiligung von Bürger:innen fördern und 
zu einem neuen Image von ländlichen Regionen als Labore 
für postkarbone Transformationen beitragen.
Andererseits warnen Wissenschaftler:innen davor, dass 
ländliche Räume lediglich „Installationsräume“ (Gailing/
Röhring 2015) darstellen, in denen zwar die Anlagen und 
Netze lokalisiert sind, die Erträge aus der Stromerzeugung 
jedoch in urbane Regionen abfließen. Damit ist die War-
nung vor einem neuen „industriellen Produktivismus“ 
(Cowell 2010) in ländlichen Räumen verbunden, der auf 
großflächigen und monostrukturierten wirtschaftlichen 
Strukturen basiert. Hierfür stehen Schlagworte von der 
„Verspargelung“ der Landschaft oder auch der „Vermai-
sung“ der Landwirtschaft. Noch offen sind die Fragen, wie 
in ländlichen Räumen, die stark auf den motorisierten Indi-
vidualverkehr angewiesen sind, eine Verkehrswende ge-
lingen kann oder wie angesichts einer zunehmend indu
strialisierten Landwirtschaft die Agrarwende eingeleitet 
werden kann. Der Entwicklung ländlicher Räume als Labore 
für neuartige Infrastrukturlösungen stehen aber auch 
lokale Proteste gegenüber.
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Infrastruktur und Zivilgesellschaft  
in ländlichen Räumen

Aktuell fordern Bürger:innen eine stärkere Beteiligung an 
verschiedenen Fragen der Infrastrukturplanung ein. Bei-
spiele sind Volksentscheide zur Rekommunalisierung von 
zuvor privatisierten Wasser- oder Energieversorgern, Kam-
pagnen für autofreie Innenstädte oder den Erhalt sozialer 
Einrichtungen wie Schulen und Krankenhäusern. Für die ak-
tivere Rolle von Bürger:innen liefern ländliche Räume zahl-
reiche Beispiele. Über die bereits genannten, maßgeblich 
von der Zivilgesellschaft getragenen neuen Organisati-
onsformen in der Energieversorgung hinaus können Kon
sument:innen in ländlichen Räumen zu „Prosument:innen“ 
werden. Damit sind etwa Eigenheimbesitzer:innen ge-
meint, die Photovoltaikanlagen auf ihren Häusern installie-
ren, kleine Blockheizkraftwerke nutzen oder ihr Abwasser 
in Pflanzenkläranlagen reinigen. Doch auch die bürger-
schaftliche Organisation von Dorfläden, Rufbussen oder 
des Ausbaus der Internetanbindung fällt unter den Begriff 
der „Prosument:innen“.
Ein anderer Aspekt der neuen Rolle von Bürger:innen bei 
der Infrastrukturversorgung sind die eingangs erwähnten 
zivilgesellschaftlichen Proteste. Diese können sich zum ei-
nen gegen verschiedene Formen infrastrukturellen Abbaus 
richten, wie etwa die Schließung von Schulen, die Stillle-
gung von Verbindungen im öffentlichen Nahverkehr oder 
auch die Zentralisierung von staatlichen Behörden. Doch 
auch neue Infrastrukturen und Erweiterungen bestehender 
Infrastrukturen können auf lokalen Widerstand stoßen. 
Dabei stehen infrastruktureller Abbau und die Errichtung 
neuer Infrastrukturen nicht zwangsläufig im Widerspruch, 
sondern bilden unterschiedliche Facetten infrastruktureller 
Peripherisierung ab, die zu zivilgesellschaftlichen Protes-
ten führen. Beispiele hierfür sind Anlagen der Stromerzeu-
gung wie Windräder, Solarparks oder Biomasseanlagen, 
der Bau neuer Stromtrassen, Autobahnen oder auch Infra-
strukturen einer intensivierten Agrarwirtschaft. Vor allem 
die Planung, Errichtung oder Erweiterung von Windkraft-
anlagen ist mit intensiven Auseinandersetzungen verbun-
den.
Hier steht eine grundsätzliche Zustimmung zur Nutzung er-
neuerbarer Energieträger im Widerspruch zur Ablehnung 
der dafür notwendigen Anlagen in der eigenen Umge-
bung. Eine Erklärung für dieses Paradox ist zum einen die 
Not in my Backyard (NIMBY)-Haltung, die jegliche Ein-
schränkungen der eigenen lokalen Umgebung strikt ab-
lehnt. Jedoch sind auch weitere Gründe entscheidend, 
etwa die Frage danach, wie Entscheidungen über die 
Standorte getroffen wurden, wie die Erträge aus den Anla-
gen verteilt werden und in welchem Eigentum sich die Infra-
strukturen befinden. Zudem gibt es immer wieder Versuche 
rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien, die Pro-
teste gegen Windkraftanlagen zu vereinnahmen (Eichen-
auer et al. 2018). Diese Vereinnahmung zeigt, wie weit diese 
Konflikte über energiepolitische Fragen hinausgehen.
Gemeinsam ist den verschiedenen Protesten die Befürch-
tung, dass bestimmte Infrastrukturentscheidungen zu Be-
nachteiligungen führen, die bestehende Probleme ländli-
cher Räume verstärken. Damit betreffen infrastrukturelle 
Konflikte die grundlegende Frage nach der Vereinbarkeit 
wirtschaftlicher Aktivitäten und der Lebens- bzw. Er
holungsqualität in ländlichen Räumen. Für die Lösung die-
ser Konflikte sind damit auch Ansätze notwendig, die 

bestehende Leitbilder der Infrastrukturplanung grundsätz-
lich hinterfragen. Hier bietet der Ansatz, ländliche Infra-
strukturen als öffentliche Güter zu verstehen, wertvolle An-
regungen.

Ländliche Infrastrukturen als öffentliche Güter

Die Planung ländlicher Infrastrukturen ist eine politische 
Frage. Weder ist der infrastrukturelle Niedergang in länd-
lichen Räumen alternativlos, noch stehen die konkrete Um-
setzung der Energiewende und die Beteiligung von 
Bürger:innen an der Infrastrukturversorgung fest, sondern 
sie werden immer wieder neu ausgehandelt. Dabei stellt 
sich die grundsätzliche Frage, ob ländliche Infrastrukturen 
als eine Handelsware verstanden werden, die am besten 
von privatwirtschaftlichen Unternehmen mit dem Ziel der 
Gewinnmaximierung angeboten wird, oder als öffentliche 
Güter, die orientiert am Gemeinwohl, möglichst allen ohne 
Einschränkung zur Verfügung stehen. Für das Verständnis 
von ländlichen Infrastrukturen als öffentliche Güter sollen 
drei Ansätze vorgestellt werden, die Impulse für Debatten 
um ländliche Räume und deren Infrastrukturen liefern 
können.

Neue Infrastrukturen können auf lokalen Widerstand sto­
ßen. Der Protest etwa gegen Windräder zeigt, dass häufig 
mit Beeinträchtigungen gerechnet wird, die zur weiteren 
Benachteiligung des ländlichen Raums führen. 

picture alliance/dpa | Carmen Jaspersen
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Ländliche Räume als Gemeinschaftsgüter
Ein erster Ansatz bezieht sich auf die Idee von Gemein-
schaftsgütern (Commons), die jenseits von Markt und Staat 
eine nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen ermög
lichen sollen (Helfrich/Heinrich-Böll-Stiftung  2014). Die 
Wirtschaftswissenschaftlerin Elinor Ostrom hat den An-
satz der Gemeinschaftsgüter ursprünglich auf ländliche 
Räume bezogen, bevor er als „urbane Allmende“ auch in 
der Stadtforschung aufgegriffen wurde (Harvey  2013). 
Ländliche Räume, ihre Flächen sowie ihre Funktionen für die 
Nahrungsmittel- und Energieversorgung können als Ge-
meinschaftsgüter verstanden werden, da künftige Gene-
rationen auf diese Versorgung angewiesen sind. Gerade 
angesichts der globalen Herausforderung des Klimawan-
dels und der Verknappung natürlicher Ressourcen werden 
Ansätze einer nachhaltigen Entwicklung ländlicher Räume 
immer wichtiger.
Die ländliche Trinkwasserversorgung, die Abwasserent-
sorgung oder auch Einrichtungen sozialer Infrastrukturen 
könnten in diesem Sinne als Gemeinschaftsgüter betrie-
ben werden, d. h. nicht in privatwirtschaftlicher oder staat-
licher Verantwortung, sondern von lokalen Gemeinschaf-
ten der Nutzer:innen. Hierbei geht es sowohl um den Zu-
gang zu grundlegenden Infrastrukturen als auch um die 
Möglichkeit, diese mitgestalten zu können. Für die Ener
gieversorgung gibt es bereits Überlegungen, wie der 
Ansatz der Gemeinschaftsgüter auf die Nutzung ener
getischer Ressourcen, die Stromerzeugung und -verteilung 
übertragen werden kann (Moss et al. 2013). Kommunale 
Windparks oder Energiegenossenschaften könnten hier 
erste praktische Ansätze darstellen. Diese und weitere Bei-
spiele für ländliche Infrastrukturen, die als Gemeinschafts-
güter verstanden und betrieben werden, könnten ermög
lichen, dass Wohnen, Arbeiten und Erholung in ländlichen 
Räumen allen Menschen zugänglich sind.

Räumliche Gerechtigkeit und Umweltgerechtigkeit
Der zweite Ansatz, ländliche Infrastrukturen als öffentliche 
Güter zu denken, ist eine Orientierung an räumlicher Ge-
rechtigkeit und Umweltgerechtigkeit. Zunehmenden räum-
lichen Disparitäten zwischen prosperierenden und stag-
nierenden Räumen, zwischen Stadt und Land, zwischen 
einzelnen Städten und Stadtteilen, aber auch innerhalb 
ländlicher Räume stellt Edward Soja das Ziel räumlicher 
Gerechtigkeit gegenüber (Soja 2010). Hier schließt er an 
Debatten um Umweltgerechtigkeit an, die die ungleiche 
Verteilung ökologischer und infrastruktureller Belastungen 
thematisieren.
Mit Umweltveränderungen wie dem Klimawandel sind 
auch Herausforderungen für verschiedene Infrastruktur
sektoren verbunden, etwa der Wasser- und Energiever
sorgung oder auch dem Verkehr. Diese infrastrukturellen 
Probleme sind räumlich und sozial ungleich verteilt, somit 
können Forderungen nach Wasser- oder Energiegerech-
tigkeit (Jenkins et al. 2016) auch auf die künftige Gestal-
tung ländlicher Infrastrukturen bezogen werden. Für die 
Energieversorgung würde dies zum einen Fragen nach 
dem Zugang zu Strom-, Gas- und Wärmeversorgung, de-
ren Qualität und Bezahlbarkeit umfassen. Zum anderen 
berührt Umweltgerechtigkeit die Frage, wem die Netze 
und Anlagen gehören, wie Energieversorger politisch ge-
steuert werden und wer von deren Erträgen profitiert. Dar-
über hinaus stellt sich die grundsätzliche Frage nach dem 
Eigentum und der Kontrolle von energetischen Ressourcen. 

Umweltgerechtigkeit bietet damit eine Perspektive darauf, 
wer unter welchen Bedingungen in ländlichen Räumen le-
ben kann. Aus der Perspektive von Gemeinwohl ist hier zu 
fragen, wie Schäden ökologischer Veränderungen für die 
Allgemeinheit vermieden und der Nutzen erhöht werden 
können.

Das „Recht auf Dorf“ als das „Recht auf Infrastruktur“
Drittens entwickelte sich in Anlehnung an die konzeptio-
nellen Überlegungen und politischen Initiativen für ein 
„Recht auf Stadt“ in letzten Jahren auch eine Debatte, die 
nach einem Recht auf ländliche Räume (Barraclough 2013) 
oder dem „Recht auf Dorf“ fragt. So erleben auch länd
liche Regionen in der Bundesrepublik Immobilienpreisstei-
gerungen und damit verbundene Befürchtungen, die ein
kommensschwächere Bevölkerung könnte so verdrängt 
werden (Mießner/Naumann  2021). Eine Alternative zur 
Gentrifizierung ländlicher Räume kann ein „Recht auf Dorf“ 
bieten. Der Ansatz verfolgt das Ziel, dass auch Menschen 
mit geringeren Einkommen in ländlichen Räumen wohnen, 
arbeiten und sich an deren Gestaltung beteiligen können. 
Die Umsetzung des „Rechts auf Dorf“ umfasst ganz wesent-
lich auch infrastrukturelle Fragen.
Das Vorhandensein einer medizinischen Versorgung, die 
Anbindung an den öffentlichen Verkehr oder auch bezahl-
bare Gebühren für die Ver- und Entsorgung sind, neben 
anderen Gründen, ausschlaggebend dafür, ob auch Men-
schen mit weniger Einkommen oder gesundheitlichen Ein-
schränkungen weiter in Dörfern wohnen können. Wie der 
Ansatz der Gemeinschaftsgüter zeigt, können Infrastruktu-
ren aber auch eine Möglichkeit sein, die Transformation 
ländlicher Räume zu gestalten. So kann das „Recht auf 
Dorf“ um ein „Recht auf Infrastruktur“ (Beveridge/Nau-
mann 2017) konkretisiert und erweitert werden. Damit kann 
das „Recht auf Dorf“ eine Orientierung für die Realisierung 
von Gemeinwohl in ländlichen Räumen bieten.
Die drei vorgestellten Ansätze – Gemeinschaftsgüter, 
räumliche Gerechtigkeit und Umweltgerechtigkeit sowie 
das „Recht auf Dorf“ – liefern keine technischen Lösungen 
oder Finanzierungskonzepte für die Aufrechterhaltung und 
Weiterentwicklung ländlicher Infrastrukturen. Die Ansätze 
bieten aber eine grundlegende Orientierung, wie Infra-
strukturen, verstanden als öffentliche Güter, gesellschaft
lichen Zusammenhalt fördern und zunehmenden sozialen 
und räumlichen Ungleichheiten entgegenwirken können. 
Hierbei sind die Realisierung von Gemeinschaftsgütern, 
die Indikatoren für Gerechtigkeit und die Bedeutung eines 
„Rechts auf Dorf“ immer wieder neu zu bestimmen und mit 
konkreten Vorhaben zu untersetzen.
Ob sich der Abbau ländlicher Infrastrukturen weiter fort-
setzen wird, wie deren ökologische Modernisierung ver-
laufen wird und welche Rolle dabei die Zivilgesellschaft 
einnimmt, sind Fragen, die weit über infrastrukturelle 
Aspekte hinausgehen und so die ländliche Entwicklung 
insgesamt betreffen. Es lohnt sich daher, die Widersprüche 
und Konflikte ländlicher Infrastrukturen zu thematisieren 
und über mögliche Zukünfte von Infrastrukturen in 
ländlichen Räumen nachzudenken.
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Mit dem „Recht auf Dorf“ ist 
auch eine Bildungsnahversor­
gung, etwa durch Grundschu­
len, gemeint.
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Jenseits der Landarztidylle: 
ambulante Versorgung im ländlichen Raum
Andrea Futterer

 
Vor dem Hintergrund sich zuspitzender vertragsärzt
licher Versorgungsmängel, insbesondere in ländlichen 
Regionen, diskutiert Andrea Futterer in ihrem Beitrag die 
Funktionsweisen des deutschen Gesundheitssystems. Die 
Interessenvermittlung zwischen den für die Krankenver-
sorgung zuständigen Verbänden aus Krankenkassen und 
Kassenärztlichen Vereinigungen hat sich in den vergan-
genen dreißig Jahren entscheidend verändert. Auch die 
Gesundheitsreformen, die darauf zielten, dem „Land-
arztmangel“ Einhalt zu gebieten, und diverse ergänzen-
den regionale und kommunale Initiativen vermögen die 
soziale Infrastruktur nicht zu stabilisieren.�

Zu Beginn der Corona-Pandemie galt das deutsche Ge-
sundheitswesen als Erfolgsmodell und gewann alsbald an 
internationaler Aufmerksamkeit. In einem Interview mit 
dem amerikanischen Nachrichtensender CNBC vom Ap-
ril 2020 wurde der ehemalige Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn (CDU) nach dem Erfolgsrezept gefragt. Er ver-
wies auf drei Stärken: Das deutsche Gesundheitssystem 
befinde sich in einem außerordentlich guten Zustand. Die 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte entlasteten die sta-
tionären Kapazitäten enorm, und die hohe Intensivbetten-
zahl biete einen gewissen Puffer.1 Ein knappes Jahr später 
erwiesen sich dezentrale Strukturen erneut als entlastende 
Komponente, weil nicht nur in eigens eingerichteten Zent-
ren, sondern auch in vielen hundert Praxen geimpft werden 
konnte. Vergessen schienen die 2016 und 2019 veröffent-
lichten Studien der Leopoldina und der Bertelsmann Stif-
tung, die für eine Zentralisierung der Krankenhausland-
schaft und damit für die Schließung von rund 160 Häusern 
in der Fläche plädiert hatten.2 
Indes ist die deutsche gesundheitspolitische Debatte von 
einer langen Liste an Herausforderungen geprägt: Von 
Fehlsteuerungen ist die Rede, vom Fachkräftemangel und 
einem Hinterherhinken in der Digitalisierung. Fragmen-
tierte Versorgungssysteme und Berichte von Überlastun-
gen konterkarieren die Äußerungen des ehemaligen Mi-
nisters. Insbesondere die ambulante medizinische Versor-
gung in der Fläche stellt die Politik vor große Herausforde-
rungen. Durch den soziodemografischen Wandel der 
Ärzteschaft und die Alterung von Patientinnen und Patien-
ten erscheint es zunehmend schwierig, regionale Versor-
gungsnetze zu erhalten. Die Altersstruktur der Ärzteschaft 
und die sich wandelnden Ansprüche des zunehmend weib-
lichen Nachwuchses verstärken die Nachbesetzungspro-
blematik. Die staatliche Bedarfs- und Versorgungsplanung 
im Rahmen kollektiver Selbstregulierung gerät an ihre 
Grenzen, zumindest findet sie keine adäquaten Antworten 
für die Versorgung aller in der Fläche. Zugleich erhöht sich 
der Druck auf die betroffenen strukturschwachen, vor al-
lem ländlichen Kommunen, die Versorgungsprobleme zu 
bewältigen. Die bestehende Kompetenzzuordnung setzt 

ihrem Engagement, gesetzgeberische Aktivitäten effektiv 
zu flankieren oder eigens initiativ zu werden, jedoch enge 
Grenzen. Unter dem Eindruck erster Versorgungsmängel, 
der anstehenden Ruhestandwelle und entsprechender 
Prognosen gewinnt neben der materiellen Versorgungs-
lage zunehmend auch die gefühlte Versorgungslage Ein-
fluss auf die politischen Aushandlungsprozesse. Sie sind 
geprägt von teils konkurrierenden Problemdeutungen und 
Konzepten, die Versorgungsprobleme adäquat zu befrie-
den. 
Neben ländlichen Versorgungsmängeln gibt es in der Bun-
desrepublik diverse, insbesondere fachärztlich überver-
sorgte Ballungsgebiete. Die paradoxe Situation paralleler 
Über-, Unter- und Fehlversorgung ist seit nunmehr zwanzig 
Jahren Teil gesundheitspolitischer Reformen. Der vorlie-

Die medizinische Versorgung im ländlichen Raum ist durch 
die Altersstruktur der Ärzteschaft und die sich wandelnden 
Ansprüche des Nachwuchses gefährdet.
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gende Artikel geht der Frage nach, warum die wiederhol-
ten Reformen die ungleichen Versorgungsstrukturen nicht 
zu korrigieren vermögen. Es wird argumentiert, dass der 
zunächst zu charakterisierende, veränderte Regulierungs- 
und Verhandlungsmodus des ambulanten Sektors keine 
Antworten für die Versorgung in der Fläche entwickelt und 
damit einer wohnortnahen, qualitativ angemessenen Ver-
sorgung nicht gerecht werden kann. 

Von der gemeinsamen Selbstverwaltung … 

Die Krankenversorgung der gesetzlich Versicherten ist im 
deutschen Gesundheitswesen stationär und ambulant un-
terschiedlich organisiert. So sind die jeweiligen Herausfor-
derungen von spezifischen sektoralen Charakteristika mit-
bestimmt. Bereits seit der Gründung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) Ende des 19.  Jahrhunderts weist 
der ambulante medizinische Bereich besondere Regulie-
rungsmerkmale auf. Anders als in staatlichen oder privaten 
Gesundheitssystemen nehmen die Krankenversicherungen 
als Sozialversicherungsträger und die Ärzteschaft als Leis-
tungserbringer in der Organisation der ambulanten Ver-
sorgung eine zentrale Rolle ein. Der Staat selbst stellt keine 
Leistungserbringer ein und bietet keine eigenen Gesund-
heitsleistungen an. Vielmehr delegiert er die Versorgung 
und ihre Organisation an die Verbände der Krankenkas-
sen und Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen). 
Bereits 1913 wurde im Rahmen des Berliner Abkommens 
festgelegt, dass die Krankenkassen Verträge mit der orga-
nisierten Ärzteschaft eingehen, um die Versorgung der Be-
völkerung zu sichern. Hierzu wurden beide Akteure in den 
Dreißigerjahren als Körperschaften des öffentlichen Rechts 
verfasst. Die ständische Ärztevertretung erhielt das 
Monopol auf die ambulante Versorgung, den sogenannten 
Sicherstellungsauftrag. Dieser verpflichtet sie dazu, „(d)ie 
vertragsärztliche Versorgung […] so zu regeln, dass eine 
ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Versor-
gung der Versicherten unter Berücksichtigung des allge-
mein anerkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse 
gewährleistet ist und die ärztlichen Leistungen angemes-
sen vergütet werden“ (§72 SGB V).
Der verbandliche Verhandlungsmodus – der sogenannte 
Korporatismus – bestimmt die Zusammensetzung und die 
Interessenvermittlung des höchsten Gremiums der gemein-
samen Selbstverwaltung auf Bundesebene, des Gemein-
samen Bundesausschusses (G-BA). Hier treten die ver-
bandlichen Dachorganisationen, der GKV-Spitzenver-
band und die Kassenärztliche Bundesvereinigung, paritä-
tisch zusammen. Mit Blick auf die Art und Qualität der 
Versorgungsformen und Leistungsangebote vereinbaren 
sie kollektivvertraglich konkrete „untergesetzliche Nor-
men“. Diese Normen sind im Rahmen der Bedarfsplanungs-
richtlinie verbindlich für die an der Versorgung beteiligten 
Akteure. Der Modus gemeinsamer Selbstverwaltung findet 
auch auf der Landesebene zwischen den entsprechenden 
Landesverbänden Anwendung, insbesondere in Zulas-
sungsfragen. In den zuständigen Ausschüssen wird die re-
gionale Versorgungslage ermittelt und bewertet. Im Ein-
vernehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen 
erstellen die KVen daraufhin einen Bedarfsplan. Dieser 
orientiert sich an der regionalen Versorgungslage und 
stellt das zentrale Planungsinstrument der KV-Regionen 
dar. 

… zum Wettbewerbskorporatismus

Im Rahmen korporatistischer Steuerung wird die Organisa-
tion und Erbringung einer zentralen sozialen Infrastruktur 
an private Leistungserbringer und Sozialversicherungsträ-
ger übertragen. Die Rolle des Staates beschränkt sich in 
diesem Modus der Selbstregulation auf die Delegation 
der Versorgungsorganisation an die Verbände, nicht zu-
letzt mit dem Ziel, sich von einer eigenen Leistungserbrin-
gung zu entlasten. Den Korporatismus begleiten zugleich 
sozialrechtliche und damit politisch umkämpfte Entschei-
dungen. Besonders das für die Krankenversorgung grund-
legende Fünfte Sozialgesetzbuch ist von einer langen Ge-
schichte inkrementeller Gesundheitsreformen geprägt. So 
versucht der Gesetzgeber die Rahmenbedingungen des 
korporatistischen Arrangements, die Zulassungs- und Nie-
derlassungspraxis der Vertragspartner und das Vertrags-
recht an gesundheitspolitischen Leitzielen zu orientieren. 
Seit den ausgehenden 1970er Jahren und verdichtet seit 
den großen Gesundheitsreformen der 1990er Jahre prä-
gen gesetzgeberische Strategien auch die Versorgung in 
der Fläche. 
Der wirtschaftliche Aufschwung nach dem Zweiten Welt-
krieg ermöglichte den Ausbau der gesundheitlichen Leis-
tungen. Damit verbundene Kostensteigerungen wurden 
durch höhere Sozialversicherungsbeiträge getragen. Un-
ter dem Eindruck der Wirtschaftskrise der 1970er  Jahre 
wuchs dann der Druck, die Sozialausgaben zu kontrollie-
ren: Der durchschnittliche Beitragssatz stieg zwischen 
1970 und 1975 von 8,24 auf 10,04 Prozentpunkte. Schon 
bald war in der Öffentlichkeit von einer „Kostenexplosion“ 
im Gesundheitswesen die Rede. Die vormalig sozialstaat

Reformen, die Ausgaben im Gesundheitswesen senken soll­
ten, führten an vielen Stellen zu Konflikten zwischen Ärzte­
schaft, Krankenkassen und staatlichen Akteuren.
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lichen Errungenschaften, politisch gewollte Leistungsaus-
weitungen und Ausgabensteigerungen wurden nun als Be-
lastung der Sozialsysteme diskutiert. In Reaktion hierauf 
brachte die sozialliberale Koalition im Sommer 1977 ein 
erstes Kostendämpfungsgesetz auf den Weg. Ziel war 
eine zunächst strukturkonservierende, „einnahmeorien-
tierte Ausgabenpolitik“. Zu den eingeführten Instrumenten 
zählten Budgets für Honorare und Leistungen, Wirtschaft-
lichkeitsprüfungen, Leistungskürzungen, eine höhere pri-
vate Selbstbeteiligung an den Behandlungskosten und die 
Erweiterung der beitragspflichtigen Einkommen. 
Da die Kostendämpfungspolitik nicht zu den gewünschten 
Ergebnissen führte, erfuhr sie mit dem GKV-Gesund
heitsstrukturgesetz von 1992 eine wettbewerbliche Akzen-
tuierung. Dieses Gesetz sah erstens Änderungen in der 
Bedarfsplanung vor, führte zweitens die freie Kassen-
wahl ein und reformierte drittens das ambulant ärztliche 
Vergütungssystem. Die novellierte Bedarfsplanungsricht
linie überarbeitete die Arzt-Patienten-Verhältniszahlen 
und Planungsbereiche und wertete die hausärztliche Ver-
sorgung auf. Die freie Kassenwahl wiederum entledigte 
die Sozialversicherer ihrer Bestandsgrundlage und führte 
zu einer Konkurrenz unter den Krankenkassen. Für große 
Unzufriedenheit seitens der Ärzteschaft sorgte der „Aus-
gabendeckel“ auf Honorare. Fortan waren der Gesamt-
vergütung feste Grenzen gesetzt, insbesondere ihre ver-
bindliche Orientierung an der Grundlohnsumme kam einer 
Budgetierung der Honorarstrukturen gleich. 
Weitere Reformen in den späten 1990er  Jahren führten 
trotz der sukzessiven Aufweichung des Kollektivvertrags-
systems und der Ermöglichung von Struktur- und Selektiv-
verträgen nicht zur gewünschten Innovation in der Kran-
kenversorgung. Die Kassen standen weiter unter 
Wettbewerbsdruck, der sie zu einer einheitlichen Ver-
tragspolitik zwang, mindestens jedoch keine Anreize zu 
entsprechend risikoreicher Innovation schuf. 

Gemein ist den genannten Steuerungselementen, dass sie 
Anreize für die einzelnen Akteure setzten, sich an der Aus-
gabenbegrenzung im Gesundheitswesen zu beteiligten. 
Die Reformen bewirkten jedoch vor allem die Erosion vor-
mals gemeinsamer Interessengrundlagen und partiell auch 
der Interessenvermittlung: Nach Einführung der Budgetie-
rung bestand für die Ärzteschaft kein Anreiz mehr, den Leis-
tungskatalog auszuweiten. Vielmehr stieg ihr Interesse da-
ran, außerbudgetäre Leistungen einzuführen. Auch auf 
Kassenseite verkomplizierte sich die Interessenlage: Die 
öffentliche Reputation fußte weiterhin auf der Summe qua-
litativer, abrechenbarer Leistungen. Zugleich kamen diese 
die Kassen nunmehr teuer zu stehen. Nichtsdestotrotz be-
wirkten Leistungskürzungen einen Rechtfertigungsdruck 
gegenüber den Versicherten und führten zwischen den 
Krankenkassen zu einem verschärften Wettbewerb. 
Die staatliche Regulierung der Interessenvermittlung be-
wirkte zudem eine zunehmend selektive und situative Ein-
bindung der korporatistischen Akteure. Denn der skizzierte 
strukturelle Umbau ging einher mit einem zunehmend res
triktiven Finanzrahmen, einem immer dichteren Netz an ge-
setzlichen Vorschriften für die gemeinsame Selbstverwal-
tung und einer Ausweitung der prozeduralen Steuerung. 
Dieser gesundheitspolitische Paradigmenwechsel wird 
auch als ordnungspolitischer Umbau hin zum Wettbe-
werbskorporatismus (Urban 2001) beschrieben. Insbeson-
dere die funktionale Aufwertung des G-BA läutete die Ero-
sion des korporatistischen Ordnungsmodells ein. Der Staat 
bildet dabei einen zentralen Bezugspunkt für die an der 
Versorgung beteiligten Akteure, da er mit seinen Steue-
rungsinstrumenten eine aktive Interessenpolitik verfolgt 
(Rosenbrock/Gerlinger  2014). Zugleich artikulieren sich 
zunehmend widerstreitende konzeptionelle Vorstellungen 
von Versorgungsorganisation und -strukturen, weil Partiku-
larinteressen an Bedeutung gewinnen. Dies zeigt sich an 
der wachsenden Zahl freier Ärzteverbände (Klenk 2018: 
19) und dem Eintreten privater Akteure in das Feld der Ge-
sundheitsversorgung (Scheuplein 2019). 

Gesundheitsreformen als Patentrezept  
für den „Landarztmangel“?

Unter den Vorzeichen soziodemografischer Veränderun-
gen gewinnen Versorgungsfragen zu Beginn des Jahrtau-
sends an Aufmerksamkeit. Zudem wirken sich entspre-
chende Entwicklungen in strukturschwachen, ländlichen 
Regionen besonders ungünstig aus. Auf Seiten der Ärzte-
schaft fällt die Altersstruktur ins Gewicht: Rund ein Drit tel 
der Niedergelassenen ist zwischen 55 und 60 Jahre alt, 
befindet sich also kurz vor der Rente. Zugleich sieht sich die 
anstehende Ruhestandwelle einem sinkenden Anteil nach-
rückender Medizinerinnen und Mediziner gegenüber, 
insbesondere im kurativen und allgemeinmedizinischen 
Bereich. Hinzu kommt eine Feminisierung der Medizin, die 
sich in einem sinkenden Arbeitszeitvolumen ausdrückt. Der 
Nachwuchs ist weniger gewillt, die finanziellen Risiken ei-
ner eigenen Praxis zu tragen und sich auf das damit ver-
bundene Einzelkämpfertum einzulassen. Präferiert werden 
hingegen Anstellungsverhältnisse und Teilzeitmodelle. 
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Auch auf Seiten der Patientinnen und Patienten wirkt sich 
der demografische Wandel aus. Im hohen Alter häufen 
sich unterschiedliche Krankheitsbilder, weshalb die Men-
schen in höherem Maße auf eine kontinuierliche ärztliche 
Versorgung angewiesen sind. Es ist zu beobachten, dass 
die Forderungen nach dem Erhalt gewohnter wohnortna-
her, qualitativ hochwertiger Versorgung nicht nachlassen. 
Sie werden unter dem Eindruck erkennbarer Versorgungs-
mängel eher aktualisiert. Dies gilt insbesondere für struk-
turschwache, ländliche Räume: Diese sind vermehrt von 
Abwanderung und – in Folge sinkender Einnahmen – von 
infrastruktureller Ausdünnung betroffen. 
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwick-
lung im Gesundheitswesen betont das Problem der ver-
tragsärztlichen Fehlallokationen bereits in seinem Gutach-
ten aus dem Jahr 2005 und erneut in einem Sondergutach-
ten aus dem Jahr 2014.3 Die Gesundheitsreformen seit den 
Nullerjahren erkennen bestehende Unterversorgungen an 
und verändern die entsprechenden Regelungen des Fünf-
ten Sozialgesetzbuchs. Im Fokus der Regulierungsvorstöße 
stehen die Liberalisierung des Vertragsarztrechts und die 
Auflockerung des Kollektivvertragssystems (Tabelle 1). 
In Anschluss an den Auftrag der Gesundheitsreform von 
2012 reformierte der G-BA zudem 2019 die Bedarfspla-
nungsrichtlinie, woraufhin unter anderem die Erreichbar-
keit als Versorgungskriterium festgeschrieben wurde. Den 
jüngsten größeren Schrit t in Richtung Mengen- und Ange-
botssteuerung ging die Bundesregierung mit dem Master-
plan Medizinstudium  2020. Diese Umstrukturierung des 
Medizinstudiums sieht neben kleineren Reformen die viel-
diskutierte Landarztquote vor. 
Die von Versorgungsmängeln betroffenen oder bedrohten 
Länder, Regionen und Kommunen nehmen die eingeführ-
ten Instrumente in Anspruch. Sie arbeiten mit den korpora-
tistischen Akteuren zusammen, flankieren die gesetzgebe-
rischen Maßnahmen mit ergänzenden Initiativen und ver-
suchen, im Rahmen raumwirksamer Instrumente Bedarfe zu 
ermitteln und Konzepte zu entwickeln. Die Ärzteschaft en-

gagiert sich teilweise ergänzend innerhalb von Ärzte
netzen. Sie bleibt, insbesondere in ihrer organisierten 
Form, ein zentraler Akteur mit politischer Durchsetzungs-,  
zeitweise Beharrungskraft. Zusätzlich gewinnen fach
spezifische Individualinteressen an Bedeutung. 

Ist Daseinsvorsorge auch Dortseinsvorsorge? 

Trotz der beschriebenen Maßnahmen gelingt es in den be-
troffenen Regionen häufig nicht, ärztliches Personal in aus-
reichendem Maße zu mobilisieren. Damit ist die Versor-
gung der Bevölkerung unsicher, ein Umstand, der vor allem 
in den Rathäusern der betroffenen Kommunen virulent 
wird. In einem Interview mit dem Niedersächsischen 
Städte- und Gemeindebund berichtet der zuständige Re-
ferent: „Die Bürgermeister sehen das ganz klar als ihre Auf-
gabe, Ärzte zu finden. Ich glaube, egal wie die Struktur ist, 
wie man Ärzte eigentlich gewinnt, der Bürgermeister sagt: 
‚Das muss ich machen, wenn ich keinen Arzt im Ort habe.‘ 
Sonst wird er nicht nur abgewählt, sondern verliert nach 
und nach seine Infrastruktur im Ort.“ 4

Die interviewten Bürgermeister weisen darauf hin, dass 
sich weder die KVen noch die politische Kreis- oder Lan-
desebene als responsiv erweisen. Vielmehr blieben Anrufe 
unbeantwortet und würden Kontaktaufnahmen teilweise 
gänzlich abgewiesen. Damit befinden sich die betroffenen 
Kommunen in einem Dilemma: Ihre begrenzten finanziel-
len, personellen und fachlichen Ressourcen lassen das Er-
greifen von ohnehin begrenzt wirksamen Maßnahmen vo-
raussetzungsvoll erscheinen. Gleichzeitig steigt der Druck, 
aktiv werden zu müssen, auch ausgehend von einzelnen 
Ärztinnen und Ärzten, die, um ihren Patientenstamm be-
müht, an die politischen Amtsträger und Amtsträgerinnen 
herantreten. Aus dieser Perspektive kann von einer gewis-
sen Hilflosigkeit der Kommunen gesprochen werden, die 
sich in Werbemaßnahmen wie dem abgebildeten Banner 
(Abb. 3) zeigen. 

Tabelle 1

GESUNDHEITSREFORMEN MIT BLICK AUF LÄNDLICHE VERSORGUNGSSTRUKTUREN

Gesundheitsreform Ausgewählte Maßnahmen

GKV-Modernisierungsgesetz 2004 Hausarztzentrierte Versorgung, Medizinische Versorgungszentren, 
Öffnung der Krankenhäuser für ambulante Leistungserbringung

Vertragsarztänderungsgesetz 2007 Teilzulassung, Wegfall der Altersgrenze für die Niederlassung und für 
das Ende der vertragsärztlichen Tätigkeit

GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz 2007 Verpflichtende Tarifangebote, Ausweitung der Vertragspartnerschaft 
für Kassen

Versorgungsstrukturgesetz 2012 Mitspracherecht des Landes im G-BA, bessere Verdienstmöglichkeiten in 
unterversorgten Gebieten, Strukturfonds, gemeinsames Landesgremium 
zur sektorübergreifenden Versorgung, Delegation ärztlicher Leistungen

Versorgungsstärkungsgesetz 2015 Weiterbildungsstellen für Allgemeinmedizin, Ziel der Reduktion von Über-
versorgung in Ballungszentren, Terminservicestellen, Innovationsfonds, 
mehr Gestaltungsspielraum der Kassen und ihrer Vertragspartner im 
Rahmen von Selektivverträgen

Terminservicestellengesetz 2019 Beraterstatus der Länder im G-BA, Ausbau von Sprechstunden, Förderung 
von Hausbesuchen auf dem Land, verpflichtende regionale Zuschläge in 
unterversorgten Gebieten, Verpflichtung zum Strukturfonds, Möglichkeit zu 
KV-Eigeneinrichtungen 

Quelle: Eigene Zusammenstellung, Andrea Futterer 
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Solche Maßnahmen sind im gesamten Bundesgebiet gang 
und gäbe. Der interessierte Nachwuchs wird in der Nie-
derlausitz aus dem Hörsaal in ländliche Gebiete kutschiert, 
ostfriesische Landkreise bieten Stipendien an, Medizi
nische Versorgungszentren entstehen in Mittelhessen und 
in Ostwestfalen, Ärztenetze an der Lahn und im säch
sischen Weißwasser. Der Erfolg dieser, teilweise nur an-
schubfinanzierten Projekte bleibt für die Fläche jedoch 
überschaubar. 
Nicht selten wird nach jahrelangen Modellprojektphasen 
der diskursive „Ausweg“ in Richtung Mengensteuerung 
eingeschlagen: Die Landarztquote, für deren Finanzie-
rungs- und Organisationsfragen die Länder zuständig 
sind, soll es richten. Dieses Vorgehen hat durchaus eine 
rechtliche Grundlage: Die allgemeine Daseinsvorsorge, zu 
der das Gesundheitswesen gehört, liegt laut grundgesetz-
lichem Verfassungsauftrag bei den Ländern. Selbst wenn 
man ausblendet, dass die Diskussion um die Anzahl von 
Studienplätzen einem Festhalten an bekannten Strukturen 
und Regulierungsmodi gleicht, so trif f t sie nicht den Kern 
des Problems. Dieser besteht in der Verteilung – oder akti-
ver gesprochen in der Zuteilung – des Nachwuchses. In 
Allokationsbelangen – genauer der Bedarfsplanung und 
Niederlassungspraxis – haben die Regionen traditionell 
keine gewichtige Rolle. Die jüngeren Reformen führten nun 
zu einer Regionalisierung der ambulanten Versorgungsor-
ganisation. Die neuen Kompetenzen im Rahmen regionaler 
Gesundheitskonferenzen, dem Teilnahmerecht an Bera-
tungen des G-BA und dem Vetorecht der Länder bei der 
Bedarfsplanung halten mit einer funktionalen Aufwertung 
der Regionen jedoch nicht Schrit t. Die Möglichkeit, eigene 
kommunale Versorgungsstrukturen zu schaffen, wird auf-
grund finanzieller Risiken eher gescheut. Es fehlen schlicht 
qualifiziertes Verwaltungspersonal und positive Erfahrun-

gen. Vielmehr wird der Innovationsdruck seitens der invol-
vierten Akteure als Last erfahren. Eine Mitarbeiterin eines 
niedersächsischen Kreisgesundheitsamts berichtet: 
„Immer diese Modellprojekte, immer diese Leuchtturmprojekte. 
Ständig soll ich mir was ausdenken. Ich bin ja kein Er finder. Ich 
muss hier ständig das Rad neu erfinden. Immer schneller, hö-
her, weiter, schöner und so innovativ, dass es sich noch nie je-
mand ausgedacht hat. […] Dann ist es zu Ende und dann inte-
ressiert es keinen, wie die Weiter finanzierung geht. Dann funk-
tioniert die Weiter finanzierung nicht und dann ist es auf Eis 
gelegt und alle sind frustrier t. Die Leute, die man eingestellt hat 
für diese zwei, drei Jahre. Die Leute, die Bürger, die mitge-
macht haben. Alle sind frustrier t.“

Es spricht einiges dafür, die Versorgungsorganisation nicht 
aufgrund der Problemnähe per se zu regionalisieren oder 
gar zu kommunalisieren. Die Problemnähe schafft noch 
keine gemeinwohlorientierte Politik. Zu gewichtig sind fi-
nanzielle Handlungsspielräume, Akteursinteressen und Ei-
genlogiken des Verwaltungshandelns. Das bewahrheitet 
sich für die Krankenkassen, KVen und Kommunen gleicher-
maßen. Letztere sehen sich mit zahlreichen Problemen kon-
frontiert, die nicht zuletzt „wegen einer unzureichenden 
bundes- oder landesweiten Regulierung“ (Gerlinger 
et al. 2018: 120) entstanden sind. 

Fazit

Weder der staatlichen Bedarfsplanung noch der Zulas-
sungspraxis der gemeinsamen Selbstverwaltung ist es ge-
lungen, eine regional ausgewogene Verteilung der Ärzte-
schaft sicherzustellen. Auch im Rahmen inkrementeller Ge-
sundheitsreformen gelingt es den handelnden Akteuren 
des korporatistischen Arrangements nicht, einer wohnort-
nahen, qualitativ angemessenen Versorgung aller gerecht 
zu werden. Vielmehr zeigen Einblicke in diverse Regionen, 
wie weiterhin nach dem Muster trial and error vorgegan-
gen wird. Die beschriebene strukturelle Transformation 
der Versorgung hat zu Unsicherheiten geführt. Insgesamt 
ist zwar seit den 1990er Jahren mehr Vernetzung zu beob-
achten, aber ihr Modus ist durch Vermarktlichung zuneh-
mend gebrochen und für sozial Schwache, wie immobile, 
ältere, peripher lebende Menschen, problematisch. Sie 
sind häufiger auf kontinuierliche Behandlungsverläufe an-
gewiesen und leiden deshalb besonders unter Instabilitä-
ten in der Versorgung. 
Sollte der Regulierungsmodus unverändert bestehen, wird 
die anstehende Ruhestandwelle bundesweit zu vielen 
unterversorgten Regionen führen. Ob sich der ländliche 
Raum bis dahin als Laboratorium für die Zukunft der Ge-
sundheitsversorgung bewährt, hängt maßgeblich vom 
Agieren des Staates ab. Aktuell ist eine diskursive Ver-
schiebung der Verantwortung hin zu kommunalen und re-
gionalen öffentlichen Akteuren zu beobachten, wobei 
wachsende Mängel in der materiellen Versorgungslage 
Legitimationsgrundlagen in Frage stellen. Sollte in dieser 
Konstellation der Ruf nach privater Leistungserbringung 
lauter werden, wäre gut daran getan, die bisher stiefmüt-
terlich behandelten Fragen von Gemeinwohlorientierung 

Einige Gemeinden versuchen über großflächige Werbung, 
Ärzte für die lokale Arbeit zu gewinnen.� Andrea Futterer
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und ländlicher Entwicklung in ihren unterschiedlichen Di-
mensionen zu behandeln. 
Zur Debatte stehen, mal mehr mal weniger ernst verfolgt, 
der Relaunch des Korporatismus, die solidarische Finan-
zierung der Gesetzlichen Krankenversicherung im Rahmen 
einer Bürgerversicherung, die Überwindung der sektora-
len Strukturen und die Patientenorientierung. Paradoxer-
weise hat die staatlich erwirkte Reformgeschichte den 
Staat nicht nachhaltig entlastet. Ganz im Gegenteil zie-
hen ländliche Versorgungsfragen ihn zunehmend in Ver-
antwortung und scheinen ihn zu überfordern. Als bundes-
weites, sich zuspitzendes Problemfeld stellt die ambulante 
Versorgung in der Fläche eine soziale Infrastruktur dar, die 
sich – um in den Worten des ehemaligen Bundesgesund-
heitsministers zu bleiben – in einem Zustand multipler Fehl-
steuerung befindet.
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Zwischen Marktgläubigkeit und 
Vergesellschaftung: Wer gestaltet 
Wohnungspolitik? 
Johanna Betz

 
Die fortschreitende Urbanisierung und das vermehrte 
Einströmen von globalem anlagesuchenden Kapital in 
den deutschen Wohnimmobilienmarkt führen zu einer 
„Rückkehr der Wohnungsfrage“. Während die Gentrifi-
zierung immer peripherer gelegene Stadtteile erfasst, 
wird es für viele Haushalte immer schwieriger, nicht in 
prekäre Wohnverhältnisse oder Wohnungsnot zu gera-
ten und somit erhebliche Einschränkungen der Lebens-
qualität und demokratischer Partizipationsmöglichkeiten 
zu erfahren. Der Beitrag von Johanna Betz führt zunächst 
anhand von Statistiken schlaglichtartig aus, wie sich die 
derzeitige Wohnungsnot äußert und erläutert regulative 
Schritte, die zum fortschreitenden Abschmelzen bezahl-
barer Bestände führten und dies weiter bedingen. An-
schließend präsentiert die Autorin aktuelle Debatten 
über eine gerechte Wohnversorgung, die im Spannungs-
feld von Vergesellschaftung und privatwirtschaftlich 
orientierter Wohnungspolitik verhandelt wird.�

Wohnen: Jenseits des Gemeinwohls?

Im Verlauf der letzten zehn Jahre sind die Miet- und Immo-
bilienpreise in deutschen Groß- und Universitätsstädten 
rasant gestiegen. Zurückzuführen ist dies auf die zuneh-
mende Urbanisierung, aber auch auf die erhöhte Nach-
frage nach (vermeintlich) sicheren Anlagemöglichkeiten 
für Kapital, das im Anschluss an die globale Wirtschafts- 
und Finanzkrise von 2007/08 auf den deutschen Immobi
lienmarkt strömt (Heeg 2013). Wie hoch die Mieten sind, 
und wie stark die Mietpreise allein zwischen 2016 und 
2020 gestiegen sind, ist Tabelle 1 zu entnehmen. Die Im-
mobilienpreise klettern noch schneller in die Höhe, in 
Frankfurt am Main beispielsweise seit 2016 jährlich um 
10 Prozent.1

Diese Entwicklung führt dazu, dass mittlerweile fast die 
Hälfte der Haushalte sehr hohe Mietkosten zu tragen ha-
ben: 49,2 Prozent der etwa 8,4 Millionen Haushalte, die in 
den Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern zur Miete 
leben, müssen mehr als 30 Prozent ihres Nettoeinkommens 
für die Warmmiete ausgeben (Holm et al. 2021). Damit gilt 
die Mietbelastungsquote als zu hoch (s. a. Praum 2016). 
Insbesondere für Haushalte mit geringen Einkommen oder 
für kinderreiche Familien ergeben sich Schwierigkeiten bei 
der Deckung unverzichtbarer Konsumausgaben. Gespart 
wird am Essen, bei Kinobesuchen, (Mieter-)Vereinsmit-
gliedschaften oder Geburtstagsgeschenken für die Kin-
der. Wenn die Mietsteigerungen nicht zu räumlicher Ver-
drängung aus angestammten Nachbarschaften führen, 
findet eine „Verdrängung aus dem Lebensstil“ statt. Dabei 
wird zwar das gewohnte Umfeld räumlich nicht verlassen, 
dennoch erleben die Betroffenen gravierende Einschrän-

kungen ihrer Lebensqualität und von Möglichkeiten gesell-
schaftlicher Teilhabe.
Während auf der einen Seite die finanziellen Belastungen 
eines Großteils der Mieter:innen steigen, füllen sich auf der 
anderen Seite die Konten. Der Immobilienbesitz ist in der 
Bundesrepublik sehr ungleich verteilt – und mit ihm die 
Möglichkeit, über die Mieteinnahmen und Preissteigerun-
gen Vermögen zu generieren. Das Immobilienvermögen 
der Privathaushalte, das rund die Hälfte des gesamten pri-
vaten Vermögens ausmacht, stieg von „5,3 Billionen Euro 
im Jahr 2011 auf 9,7 Billionen Euro oder 287 % des BIP im 
Jahr 2018“ (Baldenius et al. 2019: 209). 70 Prozent dieser 
Vermögenszuwächse sind auf höhere (Boden-)Preise zu-
rückzuführen. Am stärksten profitiert haben die reichsten 
10 Prozent der Bevölkerung, die 2011 im Besitz von 59,6 Pro-
zent des Immobilienvermögens waren. Haushalte der unte-
ren Einkommenshälfte konnten hingegen aufgrund der ge-
ringen Eigentumsquoten nicht vom Boom profitieren.
Dass die Wohnraumversorgung eine Umverteilungs
maschine gesellschaftlich produzierten Reichtums darstellt 
und bestehende soziale Ungleichheiten vertieft, stellt in-
frage, dass eine verstärkte Bautätigkeit allein bereits eine 
Lösung der mannigfaltigen Probleme der Wohnungskrise 
herbeiführen könnte. Dennoch wird genau dieses Argu-
ment („man müsse nur bauen, bauen, bauen“) wiederholt 
von zahlreichen Politiker:innen angeführt, um andere woh-
nungspolitische Instrumente wie den Mietendeckel, das 
Vorkaufsrecht oder die Vergesellschaftung beiseite zu 
schieben.

Tabelle 1 

DIE ZEHN TEUERSTEN STÄDTE FÜR MIETER

Mietsteigerung 
2016–2020

Miete im 1. Quartal 
2021 pro qm

München +12,4 % 18,48 €

Frankfurt +14,5 % 15,75 €

Stuttgart +14,7 % 14,74 €

Berlin  +8,6 % 13,68 €

Hamburg +10,8 % 13,50 €

Freiburg +17,5 % 13,46 €

Düsseldorf +11,6 % 13,20 €

Mainz +15,4 % 13,03 €

Darmstadt +16,1 % 13,01 €

Wiesbaden +11,4 % 12,95 €

Quelle: Empirica, Berechnungen Handelsblatt, 
www.handelsblatt.com/finanzen/immobilien/mietpreise-in-deutschland-in-diesen- 

staedten-sind-die-mieten-pro-quadratmeter-am-hoechsten/25430390.html? 
ticket=ST-775143-ScoNLMckNrwH9Ybj2cCb-cas01.example.org [14.12.2021]
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Bezahlbarer Neubau ist dennoch unverzichtbar. Eine so-
zial gerechte Wohnraumversorgung erfordert jedoch eine 
breite Palette an Maßnahmen, die es ermöglicht, Investiti-
onen in bezahlbaren Wohnraum und andere öffentliche 
Infrastrukturen zu tätigen, die dem Umstand Rechnung 
trägt, dass alle Menschen unterschiedliche Bedürfnisse 
und Wünsche an ihr Zuhause haben, und dass über die 
Wohnsituation persönliche Entfaltungsmöglichkeiten vor-
strukturiert und der Zugang zu anderen öffentlichen 
Gütern mitentschieden wird: Wie leicht erreichbar sind 
öffentliche Grünflächen und Naherholungsgebiete? Wie 
hoch ist die Lärm- und Schadstoffbelastung, wie die Nähe 
zu Bildungseinrichtungen, Gesundheitsversorgung, der 
Anschluss an die Verkehrsinfrastruktur? Die Wohnsituation 
bedingt die Möglichkeit, für sich selbst und andere Sorge 
zu tragen (Power/Mee 2020).

Die wohnungspolitische Agenda  
unternehmerischer Städte 

Durch eine Reihe gesellschaftlicher und weltwirtschaft
licher Umbrüche, wie dem relativen Zugewinn der Finanz-
wirtschaft gegenüber dem produzierenden Gewerbe, än-
derte sich das Zusammenleben in den Städten und die 
Struktur der Wohnungsmärkte seit den 1990er  Jahren 
grundlegend. Gemäß dem politischen Leitbild des schlan-
ken Staates wurde Staatlichkeit damals diskursiv mit Starr-
heit, Übermaß und Ineffizienz assoziiert – und somit zum 
Gegenpol eines vermeintlich glamourösen, flexiblen und 
innovativen Unternehmertums stilisiert. Um sich den neuen 
Anforderungen anzupassen, wurde die Verwaltungsarbeit 
grundlegend reformiert (New Public Management) und öf-
fentliches Eigentum in großem Umfang privatisiert. Durch 
eine Übertragung von Aufgaben an die Kommunen wollte 
der Bund eine Optimierung der Wohnungspolitik einleiten. 
Dies wurde von Seiten der damaligen Wohnungsforschung 
kritisch bewertet. Die Forscher:innen befürchteten eine feh-
lende zeitgemäße und konsistente wohnungspolitische 
Strategie auf kommunalerer Ebene. Sie bemängelten den 

einseitigen Rückzug des Bundes zulasten der Kommunen 
(Rink/Egner 2020: 28). Als sogenannte unternehmerische 
Städte sollten stattdessen Kommunen mit anderen Kommu-
nen in Konkurrenz um die Ansiedlung von Unternehmen 
und zahlungskräftigen Haushalten treten (unternehmeri-
sche Stadtpolitik) (Schipper  2013; Heeg/Rosol  2007). 
Stadtentwicklungs- und wohnungspolitisch implizierte 
dies einen Fokus auf Wohnungsbau im Hochpreissegment, 
über den die solventen Haushalte in die Städte gezogen 
werden sollten. In Einklang mit der Umstrukturierung ande-
rer wohlfahrtsstaatlicher Leistungen, etwa der Rente, er-
folgte ein Risikotransfer vom Staat zu den Privathaushal-
ten. So werden seit den 1990er Jahren vermögende Privat-
haushalte angehalten, über den Erwerb von Wohneigen-
tum die eigene Altersvorsorge abzusichern (Heeg 2017).

Die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit und 
die Transformation der Eigentumsverhältnisse

Der zunächst weitreichendste regulative Schrit t auf Bun-
desebene, der die Transformation des Versorgungsregimes 
einleitete, war 1988 die Abschaffung der Wohnungsge-
meinnützigkeit durch die schwarz-gelbe Bundesregierung. 
Diese zentrale wohnungspolitische Errungenschaft aus der 
Zeit der Weimarer Republik bot Steuererleichterungen für 
Unternehmen an, die sich auf das Kostenmietprinzip, eine 
Gewinnbeschränkung auf vier Prozent, die zweckgebun-
dene Reinvestition der Mittel in den Wohnungsbau und ei-
nen sozialen Versorgungsauftrag einließen. Die Woh-
nungsgemeinnützigkeit trug so maßgeblich zur Herausbil-
dung eines bezahlbaren Marktsegments bei (Voll-
mer 2018: 14). Während Fachkreise damals eine Reform 
unter sozial- und wohnungspolitischen Gesichtspunkten 
forderten, wurde die Wohnungsgemeinnützigkeit wider 
entsprechender Empfehlungen abgeschafft. Realisiert 
werden konnte dies im Zuge eines Steuerreformpaktes, 
nachdem die Wohnungsgemeinnützigkeit zum fiskalischen 
Problem erklärt wurde und somit in den Kompetenzbereich 
des Bundesfinanzministeriums fiel (Holm et al. 2017). Die 

Am 6. April 2019 protestierte 
in Berlin ein breites Bündnis 
gegen die Erhöhung von Mie­
ten und die damit verbundene 
Verdrängung von Mieterinnen 
und Mietern.
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Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit war nicht 
nur Auslöser einer Welle von Mietsteigerungen, sondern 
bildete auch den Grundstein der nachfolgenden En-bloc-
Privatisierungen in den 1990er und 2000er Jahren. So wur-
den anders als in Großbritannien oder Osteuropa die 
Wohnungsbestände hierzulande nicht an die jeweiligen 
Mieter:innen veräußert, sondern zu Paketen geschnürt und 
an Private Equity Fonds veräußert (Metzger 2020: 134).
Nach der Wiedervereinigung wurde zeitgleich eine Ver-
änderung der Eigentümerstruktur auf dem damals wenig 
segregierten Wohnungsmarkt in den neuen Bundeslän-
dern eingeleitet. Zentral gelegene, in der DDR in Staatsei-
gentum überführte Altbauwohnungen wurden an ihre ur-
sprünglichen Eigentümer:innen zurückgegeben. Nur ein 
Bruchteil dieser Personen war jedoch längerfristig am Ei-
gentum der Immobilien interessiert und verkaufte sie rasch 
weiter, meist an Eigentümergemeinschaften wohlhaben-
der westdeutscher Privatpersonen. Da die Gebäude 
schlecht instandgehalten waren und Gelder zur Sanierung 
in die Innenstädte der neuen Bundesländer gelenkt wer-
den sollten, erhielten diese für ihre Investitionen bedeu-
tende Steuererleichterungen. Die großen Siedlungen au-
ßerhalb der Stadtkerne hingegen wurden meist gebündelt 
an institutionelle Investoren weiterverkauft (Bernt/
Holm 2020).
Der Ausverkauf öffentlichen Eigentums setzte sich bun
desweit in den 2000er Jahren fort. 2006 verkaufte bei-
spielsweise die Stadt Dresden alle 47.830  öffentlichen 
Wohnungen in der Stadt an den US-Investor Fortress (Glat-
ter 2020). In Berlin umfasste allein der Verkauf des öffentli-
chen Wohnungsunternehmens GSW im Jahr 2004 knapp 
67.000 Wohneinheiten, die sich heute im Besitz der Aktien-
gesellschaft Deutsche Wohnen SE, Teil von Vonovia SE, 
befinden. Der Kaufpreis entsprach im Durchschnitt etwa 
6.200 Euro pro Wohnung. Neben den Wohnungen wur-
den auch öffentliche Liegenschaften veräußert. Die akku-
mulierten Einnahmen aus den Jahren 1989 bis 2017, die 
sich aus den Grundstücksverkäufen des Landes Berlin und 
denen der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften 
ergeben, betragen 5,2 Milliarden Euro. Diese Summe ist 
ein verschwindend geringer Betrag, gemessen am gesam-

ten Berliner Haushalt für das Jahr 2018, der 28 Milliarden 
Euro betrug2 (Schüschke 2020). Zudem spiegelt der einma-
lige Verkaufspreis nicht die volks- und betriebswirtschaftli-
chen Gesamtkosten wider, da er die entgangenen Erträge 
und Wertsteigerungen nicht berücksichtigt. Öffentliche 
Flächen sind zudem unverzichtbar, um die Infrastrukturver-
sorgung mit Kitas, Krankenhäusern, Schulen etc. sicherstel-
len und flexibel auf die Bedürfnisse der Bevölkerung re-
agieren zu können (Christophers 2018).

Die Erosion des sozialen Wohnungsbaus

Eine der zentralen Säulen der Organisation einer bezahl-
baren Wohnraumversorgung ist bzw. war lange der sozi-
ale Wohnungsbau. Im Gegenzug für die Inanspruchnahme 
staatlicher Fördermittel von Bund, Ländern und Kommunen 
verpflichten sich Wohnungsunternehmen, die Sozialwoh-
nungen errichten, dazu, die Miete für einen bestimmten 
Zeitraum – früher meist um die dreißig Jahre, heute oft kür-
zer – nicht über eine bestimmte Höhe anzuheben und der 
Kommune (anteilig) ein Belegungsrecht zu überlassen. 
Nach dem Ablauf der vertraglich festgelegten Mindest-
laufzeit wird die Miete sukzessive an das Marktniveau an-
gepasst. Der soziale Wohnungsbau, der seine Hochphase 
in den 1950er und 1960er Jahren erreichte (s. Abb. 1), ad-
ressierte ursprünglich die „breiten Schichten“ der Bevölke-
rung. Bezahlbare Wohnungen für einen Großteil der Be-
völkerung waren bis in die 1960er und 1970er Jahre ein 
fester Bestandteil des Gesellschaftsvertrags. Über sie 
sollte die Verfügbarkeit „günstiger“ Arbeitskräfte sicherge-
stellt werden, die für das exportorientierte Wachstumsmo-
dell notwendig waren. Bereits 1950 wurde im Ersten Woh-
nungsbaugesetz eine Gleichstellung privater und gemein-
nütziger Träger als Empfänger von Subventionen für den 
sozialen Wohnungsbau festgelegt. Damit war ein Grund-
stein für die Spekulation mit dem Bau und der Bewirtschaf-

Abbildung 1
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tung von Sozialwohnungen gelegt – der auch darin seinen 
Ausdruck fand, dass Sozialwohnungen trotz der hohen 
Subventionen mitunter teurer vermietet wurden als frei
finanzierte Wohnungen in der Nachbarschaft (Holm 
et al. 2018). Von Beginn an war der soziale Wohnungsbau 
als „vorübergehende sozialpolitische Intervention“ konzi-
piert und sollte der Überbrückung des Übergangs zu einer 
rein markt- und privatwirtschaftlich organisierten Woh-
nungswirtschaft dienen (Holm et al. 2018: 53). 
Der Rückzug aus dem sozialen Wohnungsbau durch den 
Bund verlangsamte sich in den 1990er Jahren zunächst 
durch die Ankurbelung der Baukonjunktur. Schrit t für Schrit t 
wurde er dann jedoch durch die Subjektförderung in Form 
von Wohngeld ersetzt. 2001 wurde mit dem Wohnraum-
fördergesetz die erste grundlegende Reform des sozialen 
Wohnungsbaus seit den 1960er Jahren beschlossen. Fest-
gelegt wurde damit die Verkleinerung der Zielgruppe des 
sozialen Wohnungsbaus, wodurch dieser zum „Ausnah-
mesegment“ degradiert wurde (Schönig 2018: 240). Er ad-
ressiert nunmehr lediglich Personen, die sich am Markt 
nicht selbst angemessen mit Wohnraum versorgen können. 
Diese Entwicklung der Förderpolitik und der geringe Anteil 
an Sozialwohnungen, der oft nur sechs  Prozent beträgt, 
steht einem mit rund 40 bis 50 Prozent sehr hohen Anteil der 
Mietenden in den Großstädten entgegen, die vom Einkom-
men her Anspruch auf eine Sozialwohnung hätten (siehe 
u. a. Schipper 2018: 88).

Das Mietrecht: Regeln für das Verhältnis  
zwischen Mietenden und Vermietenden

Flankierend zum sozialen Wohnungsbau und zur Woh-
nungsgemeinnützigkeit spielte der im internationalen Ver-
gleich ausgeprägte gesetzliche Mieterschutz schon früh 
eine entscheidende Rolle. Daher – und aufgrund des Vor-
handenseins qualitativ hochwertiger Mietwohnungen – 
stellten Mietwohnungen lange auch für die Mittelschicht 
eine gute Wohnoption dar. Die vertragliche Ausgestaltung 
der Mietverhältnisse ist auf Bundesebene im Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) geregelt. Bei Rechtsstreitigkeiten kön-
nen sich Mieter:innen von Mietervereinen wie dem Deut-
schen Mieterbund oder Mieter helfen Mietern juristisch bera-
ten lassen und ggf. vor Gericht ziehen. „Knapp 250.000-
mal strit ten [2016] nach Angaben des Deutschen Mieter-
bunds (DMB) Mieter und Vermieter vor Amts- und 
Landgerichten.“3 Oft sind jedoch Haushalte in prekären 
Wohnsituationen nicht im Mieterverein Mitglied.
Im Bereich des Mietrechts gab es zu Beginn der 
2000er Jahre mit dem Mietrechtsreformgesetz einige Mo-
dernisierungen, wie beispielswiese die Absenkung der 
Kappungsgrenze für Mieterhöhungen von 30 Prozent auf 
20 Prozent, was insbesondere bei den vielen aus der Miet-
bindung fallenden Sozialwohnungen relevant wurde 
(§558, Abs. 3 BGB, s. Abb. 3). Außerdem wurde ein asym-
metrischer Kündigungsschutz zur Stärkung der vertrag
lichen Position der Mieter:innen eingeführt, der drei Mo-
nate statt zuvor zwölf Monate und auf der 
Vermieter:innenseite maximal neun Monate vorsah. Dies 
sollte den erhöhten Mobilitätsanforderungen der Bevölke-
rung Rechnung tragen. Um Streit zu vermeiden, wurde eine 
„Vereinfachung und Objektivierung des Mieterhöhungs-
verfahrens“ eingeführt, wonach qualifizierte Mietspiegel 
(§558d BGB) und die Mietdatenbank (§558e BGB) als Be-

gründung für eine Mieterhöhung vorgelegt werden müs-
sen. Die Neuregelung der Modernisierungsumlage (§559, 
Abs. 1 BGB) war Ausdruck eines gestiegenen ökologischen 
Bewusstseins (Egner et al. 2004: 56).
Genau dieser Paragraph (§559 BGB) steht in den letzten 
Jahren im Zentrum von Auseinandersetzungen. Er erlaubte 
zunächst elf  Prozent, seit einer Novelle ab Januar  2019 
noch acht  Prozent der Modernisierungskosten auf die 
Mieter:innen umzulegen. Häufig intransparent (über Toch-
terfirmen) abgewickelte energetische Sanierungsarbeiten, 
die mitunter erst nach jahrzehntelang unterlassener In-
standhaltung begonnen werden, können von Unterneh-
men zur Profitmaximierung eingesetzt werden und führen 
in vielen Fällen zu Verdrängung (Betz et al. 2019; Groß-
mann 2020). Neben den sozialen Folgekosten wird auch 
die ökologische Sinnhaftigkeit von Modernisierungsarbei-
ten angezweifelt, da über Abbau und Transport des mitun-
ter umweltschädlichen Bau- und Dämmmaterials hohe ex-
ternalisierte Kosten entstehen, die unberücksichtigt blei-
ben (Café 2Grad Frankfurt 2021). 
Juristische Auseinandersetzungen können sich über Jahre 
hinziehen und sind kräftezehrend – zumal vor dem Hinter-
grund der zunehmenden Konzentration der Marktmacht 
bei einzelnen, immer größer werdenden Großkonzernen 
wie der Vonovia SE. Sie stellt eine Herausforderung für den 
rechtlichen Mieterschutz dar. Vonovia und Deutsche Woh-
nen, die Vonovia im Herbst 2021 übernahm, bewirtschaften 
zusammen rund 550.000 Wohnungen im Wert von mehr 
als 80 Milliarden Euro, der größte Teil davon in Deutsch-
land. Ihre strukturelle Ausrichtung auf die Optimierung von 
Renditen geht mit der Aufgliederung in zahlreiche Subfir-
men – Vonovia SE gliedert sich in rund 600 in- und auslän-
dische Tochtergesellschaften auf4 – ebenso wie, mit dem 

Während einer Demonstration 
in Berlin forderte ein Teilneh­
mer die Enteignung großer 
Wohnungskonzerne und bes­
seren Mieterschutz.
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dpa-Zentralbild | Robert Michael

46

Jo
ha

nn
a 

B
et

z



Versenden automatisierter Mieterhöhungs- und Kündi-
gungsschreiben. Über prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
wird zusätzlich eine gewerkschaftliche Organisierung und 
Mobilisierung der Belegschaften erschwert (Metzger 
2020). Trotz der Corona-Pandemie verbuchte der Konzern 
2020 einen Rekordgewinn von 3,3 Milliarden Euro5 (opera-
tiver Gewinn: 1,35 Milliarden Euro). Für die Belange der 
Mieter:innen werden keine zuverlässigen Kommunikati-
onskanäle bereitgestellt. Mit ihrer professionalisierten und 
rein auf Ertragssteigerung abzielenden Bewirtschaftungs-
politik geben sie auf dem Wohnungsmarkt den Takt vor. 
Seit der Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit, 
den Privatisierungen und der sukzessiven Degradierung 
des sozialen Wohnungsbaus zum „Ausnahmesegment“ 
(Schönig 2019) gibt es dort kein mietpreisdämpfendes Ge-
gengewicht mehr. Auch wenn die Bestände gewinnorien-
tierter Unternehmen nur einen Teil des Marktbestandes 
bereitstellen, haben sie erheblichen Einfluss auf dessen 
gesamte Entwicklung – auch weil sie insbesondere in ehe-
mals bezahlbaren Segmenten eine entscheidende Rolle 
spielen. Bisher waren sie erfolgreich darin, finanzialisierte 
Denk- und Kalkulationsweisen zu verallgemeinern und sich 
als handlungsstarke Partner von Kommunen zu inszenie-
ren.
Welche Art der Partnerschaft geschlossen wird, verdeut-
licht exemplarisch der folgende „Meisterdeal“6: Im 
Mai 2021 wurde bekannt gegeben, dass sich die SPD im 
Berliner Senat im Zuge der Fusion von Vonovia und Deutsche 
Wohnen eine Option für den Rückkauf von 20.000 Woh-
nungen gesichert hat. Die ehemals öffentlichen Bestände 
wurden zum Teil mit öffentlichen Fördermitteln des sozialen 
Wohnungsbaus errichtet. Der schließlich vereinbarte 
Rückkaufpreis für 14.750 Wohnungen betrug 2,43 Milliar-

den Euro, was einem Preis von rund 163.000  Euro pro 
Wohnung entspricht. Er verursacht enorme finanzielle Kos-
ten und reproduziert spekulative Tendenzen, anstatt ein 
Abkühlen auf dem überhitzten Immobilienmarkt zu be
wirken.7 

Wohnen und die Eigentumsfrage: Perspektiven der 
Dekommodifizierung und Demokratisierung

Von Teilen der Bevölkerung werden radikalere politischere 
Maßnahmen eingefordert: Zeitgleich zur Bundestagswahl 
2021 stimmten die Berliner:innen in einem Volksentscheid 
über die Vergesellschaftung von Wohnungsbeständen ab, 
die von großen, finanzmarktorientierten Unternehmen be-
wirtschaftet werden. Das Ergebnis: 56,4 Prozent der wäh-
lenden, wahlberechtigten Bevölkerung sprechen sich für 
Enteignungen aus. Spätestens damit rückt bei Debatten 
um eine angemessene Organisation der Wohnraumver-
sorgung wieder die Eigentumsfrage in den Vordergrund. 
Sie scheint einen geeigneten Hebel darzustellen, um Spe-
kulation zu begrenzen, bezahlbare Mieten sicherzustellen 
und das lebensnotwendige öffentliche Gut Wohnen zu 
stärken.
Konkret geht es beim Volksentscheid darum, die rund 
240.000 Wohnungen, die sich derzeit im Besitz von Unter-
nehmen mit einem Bestand von mehr als 3.000 Wohnun-
gen in Berlin befinden, in eine Anstalt öffentlichen Rechts 
zu überführen und sie gemeinwohlorientiert zu bewirt-
schaften. Die zukünftige Entwicklung der Bestände würde 
dann über institutionalisierte Mitbestimmungsmechanis-
men an Interessen der Bewohner:innen ausgerichtet wer-
den. Den rechtlichen Rahmen für das Vorhaben liefert Arti-
kel 15 des Grundgesetzes.8

Initiiert wurde die Enteignungskampagne von der Berliner 
Mieter:innenbewegung. Sie ist Ausdruck einer jüngeren 
Mobilisierungswelle, die sich bundesweit vor allem im Ver-
lauf der letzten zehn Jahre abzeichnet und die den „Mie-
tenwahnsinn stoppen“ will – massive Immobilien- und 
Mietpreissteigerungsraten in manchen Stadtteilen und 
Städten, die zu den weltweit höchsten zählen (Baldenius 
et al. 2019). Die aktuellen Proteste, die in Form von Vernet-
zungen gegen Verdrängung artikuliert werden (Vollmer 
2019a, 2018; Rink/Vollmer 2019), knüpfen an eine lange 
Geschichte von sozialen Bewegungen für eine gerechte 
Wohnraumversorgung und ein Recht auf Stadt an (Lefeb-
vre 2016 [1968]). Sie erarbeiten – gemeinsam mit Akteuren 
aus Verwaltung, Politik und Wissenschaft – Ansätze und 
Ideen, um der Überhitzung der Immobilienmärkte entge-
genzuwirken und Umverteilungsprozesse einzuleiten. Als 
notwendig wird hierfür eine schrit tweise Dekommodifizie-
rung und Demokratisierung des Wohnens erachtet (Voll-
mer 2019b; Schipper 2018). Eingefordert wird ein sozial 
gerechtes Agieren der Verantwortungsträger:innen, aber 
keine klassisch autoritär gesteuerten, wohlfahrtsstaatlichen 
Ansätze. Stattdessen soll die staatliche Versorgungsinfra-
struktur mit direkter demokratischer Einflussnahme seitens 
der Bevölkerung kombiniert werden (Endres 2015).
Die Forderung nach der Rekommunalisierung von Wohn-
raum spielt dabei eine wichtige Rolle. Sie kann unter-
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schiedliche Formen annehmen, wie das kommunale Vor-
kaufsrecht in Milieuschutzgebieten,9 oder die Neugrün-
dung kommunaler Wohnungsunternehmen.10 Auch eine 
vorausschauende, langfristige Boden(vorrats-)politik, ein 
Privatisierungsstopp und die Vergabe öffentlicher Flächen 
in Erbpacht spielen in den öffentlichen Debatten mittler-
weile eine Rolle. Argumente, die für die Rekommunalisie-
rung von Wohnraum angeführt werden, gleichen oftmals 
Argumenten für die Rekommunalisierung netzgebundener 
Infrastrukturen: der Ausbau der kommunalen Handlungs- 
und Gestaltungsmacht, positive finanzielle Effekte durch 
langfristige, kontinuierliche Einnahmen (z. B. in Form von 
Miete) sowie erhöhte Beitragseinnahmen. Auch positive 
Effekte auf den Arbeitsmarkt aufgrund der verstärkten Ko-
operationen mit lokalen Unternehmen werden hervor
gehoben (Jensen 2020). Herausfordernd bleibt, dass bei 
den derzeit etablierten Verfahren der Rekommunalisierung 
größtenteils nicht notwendigerweise mit spekulativen 
Tendenzen auf dem Markt gebrochen wird, da die öffent-
lichen Institutionen auf dem Markt gängige Preise zah-
len  und sie somit „zum kalkulierten Teil von Marktstra
tegien  der Immobilienwirtschaft werden“ können (Jen-
sen 2020: 158 f.).
In vielen Städten wird daran gearbeitet, gemeinnützige 
Akteure und gemeinwohlorientiertes, wohnungswirtschaft-
liches Wissen zu stärken und auszubauen.11 Auch wenn 
diese Vorhaben wichtige Beiträge und realpolitische An-
knüpfungspunkte für andere Kommunen und Länder lie-
fern, ist der quantitative Umfang und der mietpreisdämp-
fende Effekt bisheriger Rekommunalisierungs- und Koope-
rationsvorhaben zwischen der Kommune und gemeinnützi-
gen Trägern gering. Ein tiefgreifender Kurswechsel in der 
Bundespolitik und die erstmalige Anwendung von Arti-
kel 15 des Grundgesetzes – die Vergesellschaftung – wür-
den es möglich machen, das zu ändern. 
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70 Jahre Baden-Württemberg! Dieser 248 Seiten starke 
Band präsentiert anhand von 350 Fotos eine Alltags-
geschichte des Landes. Als visueller Zugang zur jüngsten 
Landesgeschichte legt er die großen Entwicklungen seit 
Gründung des Südweststaats am 25. April 1952 offen: 
gesellschaftliche Modernisierung und Liberalisierung, 
kulturellen Wandel, technischen Fortschritt und grund-
legende Demokratisierung. 

Ergänzt wird der multimediale Fotoband um QR-Codes, 
die direkt zu Filmschätzen aus der Landesgeschichte 
führen. Tauchen Sie ein in sieben Jahrzehnte baden-
württembergischer Geschichte!

Autorinnen und Autoren: Philipp Gassert, Maike Hausen, 
Sabine Holtz, Verena Schweizer und Reinhold Weber.

18 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop  
der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop
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Verkehr und saubere Luft: 
ziemlich beste Feinde
Melanie Nagel

 
Autos prägen seit Jahrzehnten das städtische Leben, 
Straßenzüge durchkreuzen städtische Gebiete und Park-
häuser vereinnahmen öffentliche Räume. Mit der Indus
trialisierung und dem zunehmenden Verkehr in den Städ-
ten hat die Luftverschmutzung so immer weiter zugenom-
men und führt zur gesundheitlichen Beeinträchtigung der 
Menschen. Gleichzeitig trägt der Erfolg der Automobil-
industrie erheblich zum Wohlstand und zur Beschäfti-
gung in Deutschland und in der Europäischen Union (EU) 
bei. Die öffentliche Debatte ist daher geprägt von diesem 
fundamentalen Konflikt: Aspekte des Gesundheits- und 
Umweltschutzes stehen Argumenten der individuellen 
(Auto-)Mobilität und des ökonomischen Erfolgs der Au-
tomobilindustrie gegenüber. Melanie Nagel skizziert, 
wie sich dieses Spannungsfeld – sowohl in den lokalen 
Debatten (etwa in Stuttgart als Autostadt mit bundesweit 
besonders hohen Verschmutzungswerten) als auch in den 
Aushandlungen auf den verschiedenen politischen Ebe-
nen – darstellt. Dabei werden die relevanten Schad-
stoffe, deren gesundheitliche Auswirkungen und die ver-
kehrsbedingte Problemlage näher erklärt. Gesetze und 
Richtlinien im EU-Mehrebenensystem bilden den Rah-
men für Maßnahmen zur Luftreinhaltung. Abschließend 
wird ein Ausblick gegeben auf eine mögliche Lösung 
dieses Konflikts: durch eine Verkehrswende – im Sinne 
einer Antriebs- und Mobilitätswende – sowie dem Zu-
sammenspiel von Maßnahmen für Luftreinhaltung und 
Klimaschutz.�

Verkehr und saubere Luft – ein unlösbarer Konflikt? 

Der motorisierte Straßenverkehr verursacht den größten 
Anteil der Luftverschmutzung in den Städten durch Schad-
stoffe wie Stickstoffdioxid und Feinstaub. Diese Emissionen 
führen zu schweren gesundheitlichen Belastungen, beson-
ders für Menschen mit chronischen Erkrankungen, ältere 
Menschen oder Kinder. Davon betroffene Menschen ha-
ben eine kürzere Lebenserwartung – die Europäische Um-
weltagentur (EUA) spricht in diesem Zusammenhang von 
422.000 vorzeitigen Todesfällen durch Feinstaub-Exposi-
tion für das Jahr 2015 in Europa.1 Auch wirtschaftliche Be-
lastungen entstehen durch Luftverschmutzung, wie höhere 
Kosten für das Gesundheitssystem und eine geringere Pro-
duktivität durch krankheitsbedingte Ausfälle. 
Autos und individuelle motorisierte Mobilität prägen seit 
Jahrzehnten das städtische Leben: Straßenzüge durch-
queren und verbinden Städte, Parkhäuser und -flächen 
vereinnahmen große Teile städtischer Gebiete. Allerdings 
hat individuelle Mobilität in der Corona-Zeit zunächst in-
sofern einen Einbruch erlebt, als viele Menschen im Home-
office arbeiteten und pandemiebedingt ihre Kontakte re-
duzierten. Nach den Lockerungen der Pandemiebestim-
mungen haben sich jedoch weiterhin mehr Menschen für 

die Fahrt mit dem Auto entschieden – aus Sorge vor Anste-
ckung – statt für öffentliche Verkehrsmittel. Es wird vermutet, 
dass sich dieser Trend fortsetzt. 
Die Automobilindustrie ist, gemessen am Umsatz, der be-
deutendste Industriezweig in Deutschland. Die Branche 
erwirtschaftete im Jahr 2019 einen Umsatz von 436 Milliar-
den Euro und bot Arbeitsplätze für 833.000 Personen.2 Da-
her besteht ein enger Zusammenhang zwischen Wohl-
stand und Beschäftigung in Deutschland und auch in der 
Europäischen Union (EU) auf der einen und dem Erfolg der 
Automobilindustrie auf der anderen Seite. Nach vielen 
Jahren des Wachstums steht diese nun vor einem Struktur-
wandel. Emissionen sollen drastisch reduziert werden, um 
die im Pariser Abkommen gesteckten Klimaziele der Emissi-
onsreduktion zu erreichen. Die Verkehrswende mit E-Mobi-
lität und neuen Mobilitätskonzepten führt zu einer tiefgrei-
fenden Transformation dieser Schlüsselindustrie. Zudem 
sollen mit der europäischen Verordnung zu Emissionsnor-
men Nr. 2019/631 vom 17. April 20193 Emissionen im Stra-
ßenverkehr weiter gesenkt werden. Das Bundeswirt-
schaftsministerium4 kommentierte, dass es wichtig sei, „[…] 
diese Regelung so auszugestalten, dass niedrige Emissi-
onswerte erreicht werden können, ohne jedoch die Pro-
duktion und Arbeitsplätze zu gefährden“. 
Damit ist die öffentliche Debatte geprägt von einem funda-
mentalen Konflikt, der schon lange besteht und sich aktuell 
weiter zuspitzt: Aspekte des Gesundheits- und Umwelt-
schutzes stehen Argumenten der individuellen (Auto-)Mo-
bilität und des ökonomischen Erfolgs der Automobilindus-
trie gegenüber. 
Nachfolgend wird skizziert, wie sich dieses Spannungs-
feld – sowohl in den lokalen Debatten als auch in den Aus-
handlungen auf den verschiedenen politischen Ebenen – 
darstellt. Um die Relevanz dieser Diskurse besser einzuord-
nen, werde ich zunächst erklären, welche Schadstoffe re-
levant sind und wie die gesundheitlichen Auswirkungen 
und die verkehrsbedingte Lage der Luftverschmutzung ak-
tuell aussehen. Abschließend münden meine Ausführun-
gen in einen Ausblick auf Entwicklungen, die diesen Kon-
flikt entschärfen können. 

Um welche Luftschadstoffe geht es?

Das Umweltbundesamt (UBA) erklärt, dass zwar seit 
den 1970er Jahren politische Maßnahmen und technische 
Anstrengungen unternommen wurden, um die Emissionen 
von Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffoxiden (NOx), flüch
tigen organischen Verbindungen ohne Methan (NMVOC) 
sowie von Feinstaub (PM2.5) zu verringern. Die Verbes
serungen für die Umwelt sind bisher dennoch nicht zufrie-
denstellend.5 Mit der „Nachhaltigkeitsstrategie“ (2016) 
hatte sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, diese 
Emissionen weiter deutlich zu senken.6 Viele der genann-
ten Luftschadstoffe sind problematisch für Mensch und 
Umwelt.
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Dieser Beitrag konzentriert sich auf die Luftschadstoffe, die 
hauptsächlich durch den Verkehr verursacht werden: Fein-
staub, Stickstoffdioxid und Ozon. Bei Feinstaubemissionen 
handelt es sich um winzig kleine Partikel, die Krebs auslö-
sen und tief in die Lunge eindringen können, wenn man sie 
einatmet. Stickstoffdioxid, kurz NO2, wird in den Städten 
vielfach überhöht gemessen, da die Hauptquelle Diesel-
motoren sind. Ozon ist ein Reizgas und entsteht vor allem 
in den Sommermonaten aus Stickoxiden in den Autoabga-
sen und löst bei vielen Menschen gesundheitlich Beschwer-
den aus (Mrasek 2020). Trotz der Dieselfahrverbote gibt es 
immer noch in vielen Innenstädten unverändert hohe 
Ozonwerte. Meiyun Lin, Atmosphärenforscherin an der 
Universität Princeton in den USA, sieht eine Verbindung 
zum Klimawandel mit heißen und trockenen Wetterepiso-
den. Daraus resultierende Dürren und der Stress für die 
Pflanzen führten dazu, dass die Pflanzen nicht mehr so viel 
Ozon aus der Luft herausfiltern können. Diese negative 
Rückkopplung habe sie auch im Sommer 2018 und 2019 
beobachten können, sowohl in Deutschland als auch in an-
deren Regionen Europas (Lin et  al.  2020). Verschiedene 
Studien bestätigen die These, dass Pflanzen bei Dürre 
nicht mehr so viel Ozon aufnehmen können. Auch die Phy-
sikerin Dagmar Kubistin, Leiterin der Spurengas-Gruppe 
beim Deutschen Wetterdienst, bestätigt diese Annahme: 
Die Luft werde zwar sauberer, bei extremen Wetterbedin-
gungen, wie bei heißem Sommerwetter, wird es jedoch 
weiterhin zu hohen Ozonwerten kommen (Mrasek 2020). 
Luftverschmutzung ist ein Problem mit lokalen, aber gleich-
zeitig auch grenzüberschreitenden Auswirkungen, da 
Schadstoffemissionen abhängig von Wind- und Wetter-
einflüssen Landesgrenzen überwinden. Schon bald wurde 
erkannt, dass dies nur durch internationale Anstrengungen 
wirksam bekämpft werden kann. Die Genfer Luftreinhalte-
konvention (1979) wurde verabschiedet, gefolgt von acht 
weiteren international verbindlichen Vereinbarungen zur 
Luftreinhaltung. Die neueste ist die NEC-Richtlinie (EU) 
2016/2284 (NEC bedeutet national emissions ceiling, natio-
nale Emissionshöchstgrenze) und enthält relative Minde-
rungsverpflichtungen für die Jahre 2020 und 2030, prozen-
tual gerechnet im Vergleich zu 2005. Für 2030 sind die an-

gestrebten Veränderungen für Stickstoffdioxid (SO2) 
58 Prozent und Feinstaub (PM 2.5) 43 Prozent. Folgende 
Abbildung 1 zeigt, dass die gemessenen Werte der Luft-
qualität in Deutschland deutlich von den Empfehlungen 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) für die Grenz-
werte von Feinstaub, Stickstoffdioxid und Ozon abwei-
chen. 

(Neue) Emissionsgrenzwerte und gesundheitliche 
Auswirkungen

Die Europäische Kommission legt dar, dass durch Luftver-
schmutzung mehr Menschen versterben als durch Unfälle 
im Straßenverkehr. Sie beklagt die vorzeitigen Todesfälle 
als häufigste umweltbedingte Todesursache in der EU.7 Die 
bestehenden EU-Grenzwerte basieren auf der bisher übli-
chen Annahme, dass die Schadstoffe unterhalb eines ge-
setzten Grenzwertes größtenteils unbedenklich wären. 
Wissenschaftliche Erkenntnisse und neuere Empfehlungen, 
die ich im Folgenden skizzieren werde, führen nun dazu, 
dass diese Annahme hinterfragt wird und voraussichtlich 
die EU-Richtlinien überarbeitet werden.
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat aktuell ihre 
Warnung vor gesundheitlichen Auswirkungen durch Luft-
verschmutzung bekräftigt und fordert mit der WHO Luft-
qualitätsrichtlinie8 vom September 2021 strengere Richt-
werte. Sie betont vor allem, dass es keine Unbedenklich-
keitsschwellen für Stickstoffdioxid und Feinstaub gibt und 
somit die bisherigen Grenzwerte für Luftschadstoffe zu än-
dern sind. Barbara Hoffmann, Professorin für Umweltepi-
demiologie an der Universität Düsseldorf, bestätigt, dass 
eine Verschärfung der Grenzwerte dringend notwendig 
sei (Mrasek  2021). Sie vertrit t diesselbe Auffassung wie 
über einhundert Fachgesellschaften weltweit, die sich zu 
den neuen Richtlinien der WHO zu Wort meldeten. Ihre 
Studien kommen zu dem Schluss, dass auch „ein bisschen“ 

Abbildung 1

51

VerKeHr uNd SauBere Luft: 
ZIeMLIcH BeSte feINde 

 



Luftverschmutzung schädlich sei für den Körper, wenn 
diese täglich und jährlich eingeatmet werden. Daher be-
grüßen sie als wichtigste Neuerung der WHO-Leitlinien 
die abgesenkten Werte für die Langzeitkonzentration, die 
für Feinstaub und Stickstoffdioxid gelten sollen. Zudem hat 
die WHO eine maximale Konzentration für den Ozon-
Langzeitwert definiert, was eine Neuerung darstellt. 
Die WHO-Richtlinie empfiehlt zudem einen Grenzwert für 
Feinstaub (PM 2.5 – das ist Staub mit einem Partikeldurch-
messer von bis zu 2,5 Mikrometern) von 5 Mikrogramm pro 
Kubikmeter. Aktuell liegt der Grenzwert in der EU bei 25 
und ist damit fünf Mal so hoch. Annette Peters, Professorin 
für Epidemiologie und Direktorin des Instituts für Epidemio-
logie am Helmholtz Zentrum in München, begrüßt diese 
Anpassung ausdrücklich und weist auf die Veränderung 
bei Stickstoffdioxid hin (Mrasek 2021). Dieser Wert wurde 
von 40 auf nunmehr 10 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft 
gesenkt. Die beiden Wissenschaftlerinnen Peters und 
Hoffmann heben die Gesundheitsgefahren hervor: Bereits 
niedrig dosierte Stickstoffdioxide können im Körper Ent-
zündungen herbeiführen. Diese bewirken eine Störung des 
Gleichgewichts zwischen Blutverklumpung und Auflösung 
dieser Blutklümpchen, woraus Schlaganfälle oder Herzin-
farkte resultieren können. Zudem werden in wissenschaft
lichen Studien weitere Schäden durch Stickoxide beschrie-
ben, wie eine reduzierte Lungenfunktion und geschädigte 
Schleimhäute. Herz- und Kreislauferkrankungen nehmen 
zu, Allergien werden begünstigt und die Sterblichkeit ist 
erhöht. Insgesamt sei die negative Wirkung von Feinstaub 
und Stickstoffdioxid eindeutig bestätigt. 
Seit etwa einem Jahr wird auch ein Zusammenhang von 
Belastungen durch Feinstaub und einer zunehmenden Er-
krankung an Covid-19 diskutiert. Im deutschen Ärzteblatt 
vom Oktober 2020 wurde darauf hingewiesen, dass durch 
eine erhöhte Feinstaubbelastung in der Luft, wie sie durch 
Autoabgase entstehen, die Lebenserwartung im weltwei-
ten Durchschnitt um zwei Jahre gesenkt werde. Darüber 
hinaus würden nach einer neuen Studie diese Emissionen 
auch die Sterblichkeit durch das Corona-Virus erhöhen. In 

der zitierten Studie von Pozzer et al. (2020), basierend auf 
epidemiologischen Daten aus den USA und China, sehen 
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Hinweise 
darauf, dass Inzidenz und Schwere der Covid-19-Erkran-
kungen mit der schlechten Luft zusammenhängen. Der von 
ihnen geschätzte Anteil der Covid-19-Todesfälle liegt bei 
19 Prozent. Daraus schließen sie, dass Feinstaub ein wich-
tiger Kofaktor sei, der zu einem höheren Sterblichkeits
risiko bei Covid-19 führe. 

Emissionen durch motorisierter Verkehr

Zwischen der Art und dem Aufkommen des Verkehrs und 
sauberer Luft in den Städten gibt es einen starken Zusam-
menhang. Seit der Industrialisierung und dem Beginn des 
zunehmenden Verkehrs in den Städten war die Luft stark 
verschmutzt und führte zur gesundheitlichen Beeinträchti-
gung der Menschen. Diese Situation hat sich insgesamt 
gesehen deutlich verbessert, meist aufgrund von neuen 
technischen Möglichkeiten, wie die Messwerte des UBA 
zeigen (siehe Abbildung 2). Einzig die Treibhausgase stag-
nieren auf dem gleichen Niveau im Vergleich zu 1990. Die 
Problemlage hat sich offensichtlich verändert: PKW und 
LKW emittieren pro Fahrzeug deutlich weniger Luftschad-
stoffe als noch vor 30  Jahren – jedoch ist der Verkehr 
zahlenmäßig deutlich angewachsen. Der PKW-Verkehr 
hat insgesamt um knapp 14 Prozent zugenommen. Zudem 
erbringt ein PKW mit Dieselmotor im Vergleich zu 1995 
rund 193 Prozent mehr Fahrleistung. Insgesamt sind die ge-
samten Kohlendioxid-Emissionen des Verkehrs zwischen 
1995 und 2018 um 3,7  Prozent angestiegen. Weil auch 
deutlich mehr LKW unterwegs sind, erhöhte sich hier der 
Schadstoffausstoß (absolute Kohlendioxid-Emissionen) um 
22 Prozent im Vergleich zu 1990. 
Gründe für die Verbesserungen der einzelnen Fahrzeug
emissionen sind laut UBA die stufenweise verschärften ge-
setzlichen Abgasvorschriften für neu zugelassene PKW. 
Ein weiterer Grund ist die gesetzliche Verpflichtung zur 
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Verbesserung der Qualität des genutzten Kraftstoffs. Bei 
benzinbetriebenen PKW gab es deutliche Verbesserun-
gen durch die neu geregelte Katalysatortechnik. Kritisch 
hingegen ist, dass beim dieselbetriebenen PKW bisherige 
Spielräume bei der Gesetzgebung ausgenutzt wurden. 
Zudem konnten die im Labor getesteten technischen Ver-
besserungen im Realbetrieb nicht umgesetzt werden, da 
Abschalteinrichtungen diese Emissionsverbesserung ver-
hinderten und mehr Abgase als zugelassen beim Fahren 
unter realen Bedingungen ausgestoßen wurden. Hinzu 
kommen sogenannte Rebound-Effekte: Obwohl die Moto-
ren viel effektiver als früher sind, sind diese deutlich grö-
ßer, schwerer und leistungsstärker; auch die Anzahl der 
Fahrzeuge nimmt insgesamt zu. Da die Nutzerinnen und 
Nutzer oft ein weniger schlechtes Gewissen beim Fahren 
mit einem „umweltfreundlichen“ E-Auto haben, nutzen sie 
es auch häufiger.

Richtlinien und Gesetze im EU-Mehrebenensystem 

In der Wissenschaft wird seit etwa zwei Jahrzehnten die 
EU-Mehrebenenpolitik vermehrt empirisch untersucht, 
wobei sich u. a. zeigt, dass die Implementation auf lokaler 
Ebene eine besondere Herausforderung darstellt 
(Thomann/Sager 2017; Gollata/Newig 2017). Die Steue-
rung und Regelung im politischen Mehrebenensystem wird 
oft mit dem wissenschaftlichen Konzept des multilevel 
governance (MLG) analysiert. Das MLG Konzept wird häu-
fig als theoretischer Rahmen verwendet für die Analyse der 
besonderen Verflechtungen und die auf Partnerschaft und 
Konsens ausgerichtete Entscheidungsfindung der EU 
(Hooghe et al. 2001). Dabei geben die Nationalstaaten 
Entscheidungskompetenzen an die übergeordnete EU-
Ebene ab. Auf europäischer Ebene werden Richtlinien ab-
gestimmt und erlassen, die dann auf nationaler Ebene in 
Gesetze überführt und schließlich auf lokaler Ebene imple-
mentiert werden. Bei Governance geht es um eine ge
meinsame Problemlösung von staatlichen und privaten Ak-
teuren. 
Wie kann das Problem der Luftverschmutzung gelöst wer-
den? Welche Interessenlagen zwischen Vertreterinnen 
und Vertretern ökonomischer und ökologischer Interessen 
treffen aufeinander? Wie kann staatliche Gewährleistung 
sauberer Luft gelingen? Die politische Aushandlung dieser 
Interessen und somit die Gewährleistung des öffentlichen 
Guts „saubere Luft“ findet auf verschiedenen politischen 
Ebenen statt: Die EU-Richtlinie 2008/50/EU vom 21. Mai 
2008 reguliert die maximale Konzentration der Grenz-
werte der Luftqualität und deren zulässige Dauer der Ein-
wirkung. Auch die konkreten Messvorschriften, wie Mess
standorte und erfasste Gebiete, die Zahl der Messstellen, 
die Veröffentlichung der Messergebnisse und besondere 
Anforderungen an die Messgeräte werden darin geregelt. 
Darüber hinaus werden erforderliche Reaktionen bei der 
Überschreitung der angegebenen Messwerte genannt, 
wie die Erstellung von lokalen Luftreinhalteplänen und die 
Pflicht zur Meldung an die Kommission. Sobald die Mess-
werte überschrit ten werden, müssen in den Luftreinhalte-
plänen enthaltene Maßnahmen ergrif fen werden, um 
möglichst zeitnah eine Verbesserung herbeizuführen. 
Diese Regelungen der EU finden Eingang in das nationale 
Bundes-Immissions-Schutz-Gesetz (BImSchG) und die 
39.  Bundes-Immissions-Schutz-Verordnung (39.  BImSchV). 

Grundsätzlich wird versucht, die Luftverschmutzung direkt 
an der Quelle zu reglementieren (Stark/Peters 2000: 187). 

„Dieselgate“ und EuGH-Urteil

Der Diesel-Skandal im September 2015 enthüllte illegale 
Manipulationen verschiedener Autohersteller, die das Ziel 
hatten, die gesetzlich vorgegebenen Grenzwerte zu um-
gehen. Dieser Skandal führte zu einer Krise der Automobil-
industrie. Die Abweichungen zwischen den realen Emissi-
onswerten und den auf dem Prüfstand gemessenen Wer-
ten machten deutlich, dass die gesundheitlichen Gefahren 
durch die Dieselfahrzeuge deutlich höher waren als bisher 
angenommen. Nach Bekanntwerden der Manipulationen 
wurde bei den Dieselgipfel-Gesprächen 2017 auf den 
föderalen Ebenen (Bund, Länder, Kommunen) darüber 
verhandelt, wie Nachbesserungen der Industrie durch 
Software- oder Hardware-Nachrüstung durchgeführt 
werden können. Eine Folge war, dass aufgrund dieser Ma-
nipulationen und den nun offensichtlichen Gesundheitsge-
fahren durch Autoabgase in politischen Debatten vermehrt 
eine Verkehrswende gefordert wurde.
Nicht nur die Abgasmanipulationen, auch jahrelange 
Überschreitungen der Grenzwerte rücken die Automobil
branche in ein schlechtes Licht. Die EU-Kommission warf 
Deutschland (und auch anderen Ländern) vor, dass sie sich 
nicht ausreichend um gute Luftqualität in den Städten be-
mühten. Seit 1999 gelten Grenzwerte für Stickoxide, die 
nach einer Übergangsfrist spätestens 2010 eingehalten 
werden mussten. In diesen zehn Jahren sei es den ange-
klagten EU-Staaten nicht gelungen, die Grenzwerte einzu-
halten. In der politischen Debatte entsteht der Eindruck, 
dass dies aus Rücksicht auf die Automobilindustrie ge-
schieht (Ehring 2021). Das Urteil des EuGHs vom Juni 2021 
machte jedenfalls deutlich, dass Fahrverbote und weitere 
Maßnahmen ergrif fen werden müssen, da schon verein-
zelte Überschreitungen von Grenzwerten gegen EU-Recht 
verstoßen. Aufgrund fehlender oder nur wenig effektiver 
Sanktionsmechanismen der EU ist nicht davon auszuge-
hen, dass die verurteilten Staaten zeitnah Maßnahmen er-
greifen werden, um die Situation nachhaltig zu verbessern. 

Lokale Debatten sind kontextabhängig

Umweltpolitik wird als ein sozial konstruiertes Politikfeld 
betrachtet. Die Interpretationen der Ursachen und Lösun-
gen von Umweltproblemen sind umstritten. Verantwortliche 
in der Politik berücksichtigen jeweils unterschiedliche 
Interessenlagen, da sie aufgrund ihrer Parteizugehörigkeit, 
ideologischen Ausrichtung und Wählerschaft mehr oder 
weniger wirtschaftliche oder ökologische Interessen vertre-
ten. Die konträren Sichtweisen und Konfliktlinien in der öf-
fentlichen Debatte stellen einen wesentlichen Kern umwelt-
politischer Entscheidungsprozesse dar. Den Argumenten 
für strengere Maßnahmen und für die Gewährleistung 
sauberer Luft wird meist widersprochen wegen mutmaßlich 
negativer Auswirkungen auf die Wirtschaft. Politische Dis-
kurse beeinflussen zudem politische Entscheidungen und 

53

VerKeHr uNd SauBere Luft: 
ZIeMLIcH BeSte feINde 

 



staatliches Handeln. Umweltschutzorganisationen wie die 
Deutsche Umwelthilfe (DUH), Bürgerinitiativen wie das Klima- 
und Umweltbündnis in Stuttgart (KUS), oder Umweltaktivistin-
nen und -aktivisten bringen sich vermehrt in die politische 
Debatte ein. Durch erfolgreiche Klagen der DUH gegen 
verschiedene Städte oder öffentlichkeitswirksame Aktionen 
verschaffen sie sich mehr Aufmerksamkeit in der Debatte, 
wie etwa critical mass, eine weltweite Bewegung, bei der 
sich nichtmotorisier te Verkehrsteilnehmerinnen und Ver-
kehrsteilnehmer scheinbar zufällig treffen, um auf ihre An-
liegen und Rechte gegenüber dem Autoverkehr aufmerk-
sam zu machen. 
Aufschlussreich sind auch die politischen Aushandlungs-
prozesse in von Luftverschmutzung betroffenen Städten, 
eingebettet in ihren jeweiligen Kontext: Stuttgart als ty
pische Autostadt und Standort der Automobil- und deren 
Zuliefererindustrie, Berlin als Sitz von Regierungen auf der 
Bundes- und Landesebene sowie der kommunalen Ebene 
und mit einem gut funktionierenden ÖPNV-System. Diese 
Städte und vier weitere werden in unserem BMBF-Projekt 
eingehender untersucht. Erste Erkenntnisse zu den Fallstu-
dien zeigen, dass in Berlin die Debatte geprägt ist durch 
Nachhaltigkeits- und Gesundheitsbelange. „Pop-up“-Rad-
wege und „Kiezblocks“ für weniger Autoverkehr wurden 
schnell und unbürokratisch in der Corona-Zeit installiert, 
und die Transformation der Mobilität ist eines der dominie-
renden Themen in der öffentlichen Debatte. In Stuttgart 
beobachten wir im öffentlichen Diskurs ein Beharren auf 
bisherigen Mobilitätsformen, bei der Lösung der Luftver-
schmutzungsproblematik werden Techniklösungen favori-
siert. Zudem zeichnet sich eine Polarisierung der Debatte 
ab. Dabei lassen sich zwei diskursive Lager ausmachen: 
Die eine Gruppe im Diskurs betrachtet die Luftverschmut-
zungsthematik als gelöst, die andere betont die Notwen-
digkeit einer Verkehrswende. 
Durch die Corona-Zeit hat sich vieles verändert, und es be-
steht die Vermutung, dass es einen diskursiven Wandel zu 
mehr Nachhaltigkeit und Gesundheitsbewusstsein gibt. In 
der wissenschaftlichen Literatur werden Krisen oft als pro-
duktiv für einen Wandel gesehen (Newig et al. 2019). Ist 
die Corona-Krise eine Art game changer? Fahrradfahren 

und Aktivitäten (Wandern, Spazierengehen, Joggen) an 
der frischen Luft nehmen zu. Gibt es einen Trend zu mehr 
Nachhaltigkeit und Gesundheitsbewusstsein? Der Verkauf 
von E-Bikes boomt und dadurch wird der Autoverkehr redu-
ziert. Die ersten Ergebnisse meiner Studie zeigen, dass sich 
die diskursive Polarisierung zum Thema Luftreinhaltung in 
Stuttgart noch mehr verschärft zwischen automobilaffinen 
und umweltschutzorientierten Diskursteilnehmerinnen und 
-teilnehmern. In Berlin hingegen verstärkt sich der Trend zu 
mehr Umweltschutz und ein Wandel der Mobilität. Dort 
finden sich auch viele Bürgerinitiativen und Gruppen von 
Umweltaktivistinnen und -aktivisten, die sich für weniger 
Autos und mehr Rechte nichtmotorisierter Verkehrsteilneh-
merinnen und -teilnehmer einsetzen. 

Die Mobilitätswende als Lösung? 

Verschiedene Entwicklungen und Erkenntnisse bei der Luft-
reinhaltung machen deutlich, dass dringend gehandelt 
und die Luftverschmutzung drastisch reduziert werden 
muss. Dabei gehen Maßnahmen für die Luftreinhaltung 
einher mit Klimaschutz. Die drei relevantesten Luftschad-
stoffe Feinstaub, Stickstoffdioxid und Ozon führen nach 
wissenschaftlichen Erkenntnissen zu erheblichen Gesund-
heitsrisiken. Die WHO bekräftigt diese hohe Relevanz für 
den Schutz der Gesundheit mit den aktuellen Empfehlun-
gen vom September 2021. Sie wirkt darauf hin, dass die EU 
Grenzwerte angepasst und verschärft werden. Das EuGH-
Urteil und Erkenntnisse aus dem Dieselabgas-Skandal ha-
ben auch gezeigt, dass reale Verbesserungen der Luftqua-
lität nur herbeigeführt werden, wenn zeitnah nachhaltige 
Veränderungen bei den Emissionsverursachern, das heißt 
hauptsächlich im Bereich Verkehr, umgesetzt werden. Der 
Ausbau der Elektromobilität im Zusammenhang mit der 
Energiewende (Ausbau von Wind- und Solarkraft) hilf t da-
bei, CO2- und Feinstaub-Abgase der Autos zu reduzieren. 
Die Automobilindustrie hat diese Notwendigkeit erkannt: 
VW-Chef Herbert Diess verkündete etwa in einem Artikel 
der Zeitung Der Tagesspiegel als neue Strategie, bis 2030 
die Hälfte der Autos auf Batterieantrieb umzustellen und 

Das Neckartor in Stuttgart ist über die Stadt hinaus für seine schlechten Luftwerte bekannt. Als Reaktion wurden durch die 
Stadtverwaltung sowohl eine Messstation als auch Filtersäulen errichtet.� Melanie Nagel
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zudem den CO2-Fußabdruck seiner Autos deutlich zu sen-
ken. Grund dafür sei „im Einklang mit dem Pariser Abkom-
men“ zu handeln, aber auch das wirtschaftliche Interesse 
der weltweiten Marktführerschaft.11 Des Weiteren sollen 
effektivere Abgaskatalysatoren für die fossilbetriebenen 
Autos helfen, den Ausstoß von Stickoxiden stärker zu redu-
zieren. Dadurch wird auch der Klimawandel bekämpft. Zu-
dem ermöglichen die Maßnahmen, gegen hohe Ozon-
werte vorzugehen, die durch Hitzewellen und Dürren ver-
stärkt werden. 
Unzählige Bürgerinitiativen, Umweltorganisationen und 
Gruppen von Aktivistinnen und Aktivisten setzen sich ver-
stärkt dafür ein, dass der Autoverkehr in den Städten redu-
ziert wird und andere Verkehrsteilnehmerinnen und -teil-
nehmer gleichberechtigt öffentliche Straßen und Räume 
nutzen können. Der Think Tank „Agora Verkehrswende“ 
zeigt in zwölf Thesen auf, wie eine Verkehrswende gelin-
gen kann.12 Zentrale Forderungen dabei sind: Nur mit einer 
Verkehrswende ist die Vollendung der Energiewende mög-
lich. Diese gelingt nur mit der Mobilitätswende und der 
Energiewende im Verkehr. Dabei ist Effizienz ein Leitprin-
zip, autonome Fahrzeuge werden gemeinschaftlich ge-
nutzt. Elektromobilität ist der Schlüssel der Verkehrswende. 
Klimaneutrale Kraftstoffe ergänzen Strom aus Wind und 
Sonne und beim Güterverkehr gilt es die Schiene zu stär-
ken und die Straße zu dekarbonisieren. Luftreinhaltemaß-
nahmen und die Bekämpfung des Klimawandels sind somit 
direkt miteinander verbunden. Die Verkehrswende – im 
Sinne einer Antriebs- und Mobilitätswende – ist dabei ein 
zentraler Ansatzpunkt.
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Digitale Infrastrukturen im Wandel  
Jeanette Hofmann

 
Eine vergleichsweise junge Infrastruktur stellt das Inter-
net dar. Anhand seiner Einrichtung und Entwicklung in 
den letzten fünfzig Jahren lassen sich wichtige Motive 
und Dynamiken in der Aushandlung von Infrastrukturen 
studieren. Gleichzeitig verdeutlichen die anhaltenden 
Weiterentwicklungen und neue Problemlagen, wie un-
vorhersehbar und auch widersprüchlich die Entwicklung 
einer Infrastruktur sein kann. In ihrem Beitrag zeigt Jea-
nette Hofmann auf, wie sich in der Konkurrenz von staat-
lichen und akademischen, später kommerziellen Akteu-
ren zunächst eine dezentrale digitale Infrastruktur durch-
setzte. Durch seine flache, deregulierte Struktur schuf 
das Internet Voraussetzungen für technische, aber auch 
gesellschaftliche Innovationen und neue Kommunika-
tions- und Organisationsformen. Unter dem zunehmen-
den Eindruck dominierender privater Anbieter geraten 
nun staatliche Einrichtungen unter Druck, dem fragmen-
tierten und monopolisierten Netzwerk mit regulatori-
schen Schritten zu begegnen.�

Im Zuge der Digitalisierung erlebt der Infrastrukturbegriff 
einen anhaltenden Aufschwung. Dieser zeigt sich etwa da-
ran, dass Technologien und Kommunikationsdiensten häu-
fig eine infrastrukturelle Qualität zugesprochen wird. Da-
mit erweitert sich zugleich der ursprüngliche Bezugsrah-
men des Begriffs: Infrastrukturen bezeichnen nicht mehr 
allein den territorialen, organisationsübergreifenden Un-
terbau für den Transport von Menschen und Dingen, son-
dern sie schließen nun auch systemische und vernetzte Zu-
sammenhänge mit ein, um auf diese Weise den Aspekt der 
verlässlichen Verfügbarkeit von Vorleistungen und Res-
sourcen zu betonen. So ist etwa von „Infrastrukturen der 
Künstlichen Intelligenz“ die Rede, wenn es darum geht, die 
Funktionsweise von Sprachassistenten zu erklären (Craw-
ford/Joler 2018: 14). Viel Hoffnung wird gegenwärtig auch 
in den Aufbau von Dateninfrastrukturen gelegt, ohne dass 
immer klar wäre, was damit genau gemeint ist.
Darüber hinaus lässt sich eine Verlagerung von öffent
lichen zu privat betriebenen Infrastrukturen beobachten. 
Erstens sind viele Infrastrukturen, darunter auch die Kom-
munikationsnetze, seit dem Ende des vergangenen Jahr-
hunderts privatisiert worden, freilich ohne dass dies ihre 
öffentliche Bedeutung geschmälert hätte, im Gegenteil. 
Zweitens scheint sich mit dem Wandel der Datennetze der 
einstmals organisationsübergreifende Charakter des Be-
grif fs allmählich zu verlieren. Im aktuellen Sprachgebrauch 
jedenfalls unterhalten die großen Zugangs- und Inhaltean-
bieter mittlerweile eigene Infrastrukturen, die es ihnen er-
möglichen, das öffentliche Internet zu umgehen (Stocker 
et al. 2021). Auch wenn man Infrastrukturen gemeinhin mit 
Langlebigkeit und Stabilität assoziiert, ist das Internet ein 
anschauliches Beispiel dafür, dass Infrastrukturen nicht nur 
technisch, sondern auch semantisch beständig in Bewe-
gung sind. Diese Dynamik stellt die gesetzliche Regulie-
rung des Digitalen vor erhebliche Herausforderungen, 
weil zuweilen ihre Grundannahmen in Frage gestellt wer-

den. Die Entstehung und Entwicklung der Datennetze so-
wie ausgewählte Regulierungsansätze werden im Folgen-
den nachgezeichnet. 

Entstehung der Datennetze

Wenn man sich die heutige Bedeutung des Internets für 
Gesellschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit vor Augen 
führt, ist es geradezu erstaunlich, wie ungeplant sich seine 
Entwicklung vollzogen hat. Das wichtigste Datennetz ent-
stand aus einer Vielzahl von Initiativen, die darauf zielten, 
die wachsende Anzahl von Großrechnern in Wissenschaft 
und Wirtschaft miteinander zu vernetzen. Zur Infrastruktur 
werden solche Vorhaben allerdings erst, wenn es einem 
von ihnen gelingt, sich als allgemein akzeptierter Stan-
dard zu etablieren, an dem sich alle weiteren Ausbaumaß-
nahmen orientieren müssen. Nicht zuletzt deshalb ist die 
Entstehungsgeschichte von technischen Großprojekten 
voller Auseinandersetzungen. Die Gestaltung wie auch 
die Funktionalität von Infrastrukturen sind selten alternativ-
los. Zudem erfordern die verfügbaren Optionen häufig 
Abwägungen zwischen verschiedenen Gütekriterien: Die 
schnelle Lösung ist unter Umständen weniger flexibel oder 
der sicheren Lösung mangelt es an Geschwindigkeit. Ent-
sprechend formieren sich in den frühen Tagen einer Infra-
struktur Machtkämpfe um Richtungsentscheidungen, die 
sich dann als verschüttete Zeitgeschichte und vergessene 
Alternativen in ihrem Design sedimentieren.
In den 1970er Jahren war noch vollkommen offen, wie ein 
universales Datennetz beschaffen sein und welche Orga-

1977 stellte die Deutsche 
Bundespost den Bildschirmtext 
(BTX) vor, der Funktionen des 
Telefons und des Fernsehers 
für die digitale Kommunikation 
kombinieren sollte. Durchset­
zen konnte sich dieses öffent­
liche Datennetz allerdings 
nicht.
�picture-alliance / dpa | DB Hoffmann
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nisation genügend Marktmacht mobilisieren würde, um 
eine weltweit anerkannte Netzarchitektur zu etablieren. 
Zunächst entwickelten große Computerhersteller wie IBM 
und DEC eigene Netzarchitekturen, die jedoch untereinan
der inkompatibel waren. Kommunikationsinfrastrukturen 
wie das Telefonnetz oder die Briefpost sind aber ohne in-
ternationale, herstellerübergreifende Standards nicht 
denkbar. Zwei Gruppen konkurrierten ab den 1980er Jah-
ren um die Definitionshoheit über den künftigen Datenver-
kehr: die überwiegend staatlich organisierten Telefonge-
sellschaften und die aufstrebende Computerindustrie (Ab-
bate 1999).
Die staatlichen Telefongesellschaften planten ein interna-
tionales, von den nationalen Postbehörden betriebenes 
öffentliches Datennetz mit einem vorgegebenen Anwen-
dungskatalog. Das von Informatiker:innen an Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen entwickelte Gegenmodell 
zielte auf ein „inter net“, das die Vielzahl bereits bestehen-
der Netze miteinander verbinden sollte. Im Vordergrund 
stand hier das Ziel der Interkonnektivität zur Überwindung 
der babylonischen Vielfalt in der Datenkommunikation. 
Während das Modell des öffentlichen Datennetzes einen 
zentral verwalteten Netzbetrieb vorsah, beschränkte sich 
das Konzept eines „Netzes der Netze“ bewusst auf mini-
male Designanforderungen, die verschiedene Nutzungs-
weisen ermöglichen sollten. Diesem Verzicht auf eine hier-
archisch kontrollierte Netzarchitektur hat man später die 
außerordentliche Innovationsdynamik des Internets zuge-
schrieben.
Wie konnte sich das Internet gegen die politische Macht 
der Postbehörden, die hinter der Idee des öffentlichen Da-
tennetzes stand, durchsetzen? Noch in den frühen 
1990er Jahren galt das Internet als akademisches Spiel-
zeug, das bald durch ein international förmlich vereinbar-
tes und nationalstaatlich betriebenes Datennetz ersetzt 
werden würde. Insofern erweist sich die Ausbreitung des 

Internets im Rückblick als eine unwahrscheinliche Entwick-
lung. 
Timing und Zugangshürden spielen eine große Rolle in der 
Etablierung von Infrastrukturen, wie man derzeit auch in 
der Konkurrenz zwischen Platt formanbietern beobachten 
kann. Beliebte Internetdienste wie die E-Mail standen im 
Internet nicht nur früher zur Verfügung, der Netzzugang 
war auch deutlich kostengünstiger. Schlussendlich aus-
schlaggebend aber war wohl das WorldWideWeb, ein 
Kommunikationsdienst, der sich ab den frühen 1990er Jah-
ren schnell im offenen Internet durchsetzen konnte, weil 
das Allzwecknetz nicht für einzelne Anwendungen opti-
miert war. Mit der Durchsetzung des Internets war der 
Wettbewerb zwischen dezentralen und zentral gesteuer-
ten Netzarchitekturen allerdings nicht entschieden. Dave 
Clark (2016) erzählt die Geschichte des Datennetzes als 
eine stetige Abfolge von Verzweigungen, in denen ver-
schiedene Lösungen bis heute um die Vorherrschaft ringen 
und alle weiteren Entwicklungsoptionen prägen.
Bis heute bildet das Internet einen Zusammenschluss auto-
nomer Netze, die untereinander verbunden werden müs-
sen, um einen weltweiten Datenverkehr zu ermöglichen. Im 
Unterschied zur Telefoninfrastruktur, deren physische Lei-
tungen und Nummerierungssysteme die geopolitische 
Ordnung der Nationalstaaten, Regionen und Städte wi-
derspiegeln, ist der territorialstaatliche Bezug des Inter-
nets indirekter. Der Datenfluss orientiert sich nicht an nati-
onalen Grenzen und geographischen Entfernungen, son-
dern er folgt der Netztopologie der Netzbetreiber. Wich-
tige Zwischenstationen für die Datenrouten sind Internet 
Exchange Points, an denen Internetzugangsanbieter die 
Übergabe des Datenflusses untereinander organisieren. 
Der deutsche Netzknoten DE-CIX gehört zu den frühen und 
weltgrößten Austauschpunkten (Meier-Hahn 2019). 
Neben dem öffentlichen Internet haben sich mit der Zu-
nahme zeitkritischer Kommunikationsformen wie etwa 
Cloud-Diensten oder Videoübertragungen eine Vielzahl 
privater Netze etabliert. Um das Internet für die Übertra-
gung von Videodiensten zu optimieren, entstanden Ende 
der 1990er  Jahre spezielle Content Delivery Networks 
(CDNs), die die Daten sprichwörtlich bis zur letzten Meile 
vor die Haustür der Nutzer:innen befördern. Neuere 
Schätzungen besagen, dass inzwischen rund 90 Prozent 
des globalen Datenverkehrs auf das Konto von Videoüber-
tragungen hauptsächlich im Unterhaltungsbereich gehen 
(Labovitz 2019: 6).1 Ein immer größerer Anteil des Datenver-
kehrs konzentriert sich seither auf eine schrumpfende Zahl 
von Anbietern (Arbor Network Report 2009, zit. nach Lehr 
et al. 2019: 23). Die Größten unter ihnen (z. B. Google, Net-
flix, Amazon und Facebook) unterhalten ihr eigenes globa-
les Netzwerk, das ihnen eine weitreichende Qualitätskon-
trolle über ihre Datenflüsse ermöglicht. 
Die „Ehe“ zwischen der Unterhaltungsindustrie und dem 
Internet (Lehr/Sicker 2016: 11) bleibt nicht ohne Folgen für 
die Topologie des Internets. Es verschwindet die hierarchi-
sche Struktur, bestehend aus globalen Backbones und lo-
kalen Zugangsanbietern, zugunsten eines weitgehend fla-
chen Internets. Dieses reduziert die Anzahl der Sprünge, 
die der Datenfluss zwischen Sender und Empfänger absol-
viert (Stocker et al. 2021), weil die großen Anbieter ihre In-

57

dIGItaLe INfraStruKtureN IM waNdeL 
  
 



halte immer näher bei den Kund:innen vorrätig halten. Im 
Ergebnis durchläuft das Internet einen gleichzeitigen 
Wachstums- und Schrumpfungsprozess: Während das Da-
tenvolumen jährlich um rund 40 bis 50  Prozent zunimmt, 
verringert sich die Anzahl der Anbieter etwa im gleichen 
Umfang, und die privaten CDNs sind zur vorherrschenden 
Infrastruktur geworden (Labovitz 2019). Gleichzeitig steigt 
die funktionale Diskrepanz zwischen dem öffentlichen In-
ternet und den privaten, proprietären Datennetzen. In dem 
Maße, in dem die großen Anbietenden das nichtspeziali-
sierte „best effort“-Allzwecknetz umgehen und vorrangig 
in den Ausbau privater Netze investieren, reduziert sich 
der Beitrag der öffentlichen Netzinfrastruktur auf eine 
zwar allgemein zugängliche, aber „lower-grade communi-
cation platform“ (Stocker et al. 2021: 3). 
Diese Entwicklung ist nicht frei von Paradoxien. Die ver-
teilte, nicht eigentumsrechtlich geschützte Struktur des In-
ternets, die lange Zeit als Grund für seine Innovations-
freundlichkeit gefeiert wurde, wird heute als Ursache dafür 
genannt, dass sich selbst als erforderlich akzeptierte Wei-
terentwicklungen immer schwerer realisieren lassen. Ein 
Beispiel dafür ist der schleppende Umstieg auf den neuen 
Adressierungsstandard IPv6, der die seit vielen Jahren be-
stehende Knappheit der Internetadressen beseitigen soll 
(Huston 2021). Die vormalige Stärke der verteilten, offenen 
Netzarchitektur, die keine technischen und rechtlichen 
Barrieren gegen neue Dienste oder Anbieter enthält, hat 
sich offenbar in eine Schwäche verkehrt. Dem Netz der 
Netze mangelt es an Steuerungsmöglichkeiten, um selbst 
allgemein als sinnvoll erachtete Veränderungen umfas-
send umzusetzen. Die Neuerungen wiederum, die sich im 
Bereich der privaten Netze etablieren, interpretieren das 
Internet gewissermaßen als Vertriebskanal und dienen 
vielfach der Optimierung zeitkritischer Dienste (Lehr/Stri-
cker 2016). Damit weicht der Wandel des Netzes von ei-
nem ehernen Grundprinzip des einstigen Allzwecknetzes 
ab, das sich von den Telefonnetzen ja gerade darin unter-
schied, nicht auf einzelne Anwendungen zugeschnitten zu 
sein (Clark 2018). Weil sich öffentliche und private Daten-
netze immer mehr überlagern und die einstmals konstituie-
renden Merkmale des Internets uneindeutiger werden, 
stellt sich für die Gründungsgeneration daher mittlerweile 
die Frage, ob sich das Internet überhaupt noch definieren 
lässt und worin gegebenenfalls seine Essenz besteht (Lehr 
et al. 2019).

Plattformen als Kommunikations- und 
Organisationsform der Zukunft

Eine weitere wichtige Ursache für die zunehmende Kon-
zentration der Datenflüsse besteht in der Ausbreitung von 
Platt formen, die man als mächtige „Infrastrukturunterneh-
men“ verstehen kann (Rahman 2018: 234). Die Metapher 
der Platt form (vgl. dazu Gillespie 2018) bezeichnet einen 
neuen Typ der Kommunikationsinfrastruktur, der in wach-
sendem Umfang gesellschaftlichen Austausch organisiert. 
Technisch gesehen handelt es sich bei Platt formen um sich 
beständig aktualisierende Datenbanksysteme, die eine 
Kommunikation in Echtzeit ermöglichen. Kommunikation ist 
hier in einem sehr weiten Sinne zu verstehen; sie schließt 
neben der Verbreitung nutzergenerierter Inhalte und jour-
nalistischer Angebote auch wirtschaftliche Transaktionen 
auf digitalen Marktplätzen mit ein. Platt formen „kooptie-

ren“ (Stark/Pais 2021) gewissermaßen Akteure, Anliegen 
und Ressourcen, um das Zusammenspiel zwischen ihnen 
gemäß der selbst gesetzten Hausregeln zu organisieren. 
Dies betrif ft die Vermittlung von Taxifahrten ebenso wie 
die Hotelbuchung, die Essenslieferung, Beziehungsanbah-
nung oder den Verkauf des gebrauchten Wintermantels. 
Je mehr Daten die Beteiligten dabei hinterlassen, desto 
stärker können die Platt formen ihre Vermittlungsleistungen 
personalisieren. 
Ihre große Komplexität verstecken Platt formen hinter stan-
dardisierten Nutzungsoberflächen und Programmier-
schnittstellen (Application Programming Inter face, API), die 
den Austausch unter den Nutzenden vereinfachen, aber 
zugleich auch in erheblichem Umfang formatieren und ku-
ratieren. Platt formen normieren Verhaltensweisen und ver-
sehen sie mit einem eigenen Vokabular: „liken“, „teilen“, 
„folgen“, „befreunden“, „bewerten“. Sie haben das Poten-
tial, die gewachsene Bedeutung gesellschaftlicher Institu-
tionen wie etwa die der Freundschaft zu überformen. Darin 
macht sich eine oft übersehene Eigenschaft von Infrastruk-
turen bemerkbar: Ihr struktureller Beitrag zur gesellschaft-
lichen Ordnung erschöpft sich nicht in materiellen Vorleis-
tungen wie Schienen, Kanälen, Strom- und Datenleitun-
gen, er erstreckt sich auch auf die Normalisierung spezifi-
scher Nutzungsweisen und Handlungsroutinen 
(Barlösius 2019). Infrastrukturen sind daher mit einer Spra-
che verglichen worden, deren Regeln man sich erst aneig-
nen muss, um einen Nutzen aus ihnen ziehen zu können 
(Larkin 2013). 
Volkswirtschaftlich betrachtet handelt es sich bei Platt for-
men um zwei- oder mehrseitige Märkte, die als digitale 
Vermittlungsinstanzen neue Beziehungs- bzw. Transakti-
onsmöglichkeiten zwischen Organisationen oder Indivi-
duen überwiegend algorithmisch herstellen. Weil sie un-
terschiedliche Akteursgruppen koordinieren, werden sie 
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auch als „Intermediäre“ bezeichnet. Nicht nur für die Be-
treibenden und Investor:innen, auch für die Nutzenden be-
misst sich der Wert einer Platt form maßgeblich an ihrer 
Größe. Je mehr Mitglieder, desto vielfältiger, aber oft auch 
qualitativ hochwertiger die möglichen Beziehungen, Infor-
mationen und Dienste. Diese auch als „Netzwerkeffekt“ 
bekannte Dynamik erzeugt starke, auch grenzüberschrei-
tende gesellschaftliche Integrationseffekte. Zugleich sor-
gen Netzwerkeffekte jedoch auch für die Bildung von 
Monopolen (Srnicek 2017). Die datenbasierten Geschäfts-
modelle der Platt formen wirken in immer mehr gesellschaft
lichen und wirtschaftlichen Bereichen strukturbildend. 
Einige Beobachter:innen betrachten Platt formen gar als 
charakteristische Organisationsform des frühen 21. Jahr-
hundert (Stark/Pais 2021).
Die Platt formisierung (Helmond 2015) trägt erheblich zur 
Entstehung großer Datenmengen unter der Kontrolle weni-
ger Unternehmen bei. Big Data bildet das Vorprodukt für 
eine neue Generation von Verfahren und Dienstleistungen, 
die sich auf Maschinelles Lernen und Robotik stützen. Sie 
nutzen statistische Methoden des Modellierens, um Mus-
ter in großen Datensätzen aufzuspüren, aus denen dann 
Vorhersagen und Regeln abgeleitet werden. Predictive 
analytics, das Schlussfolgern und Verallgemeinern (Ma-
cKenzie  2015) von bestehenden Datenkorrelationen auf 
künftige Ereignisse oder Handlungsweisen, wird derzeit 
auch unter Künstliche Intelligenz rubriziert. Ihr wird das Po-
tential zugeschrieben, Entscheidungsabläufe in zuneh-
mendem Umfang zu automatisieren (Domingos 2015).
Das Maschinelle Lernen spielt schon heute eine große, 
wenngleich opake Rolle im digitalen Alltag. Von Suchma-
schinen über Spamfilter, Spracherkennung und Empfeh-
lungssystemen bis zur Personalisierung von Informations-
flüssen – immer mehr Dienste und Anwendungen verwen-
den sich selbst programmierende Systeme, die im Hinter-

grund ihren jeweiligen Output optimieren (Domingos 2015). 
Getragen von dem Versprechen höherer Effizienz, Ge-
rechtigkeit und Qualität, erschließt sich das Maschinelle 
Lernen neue Einsatzfelder und dehnt sich auch auf Berei-
che aus, die bislang eher als digitalisierungsfern galten. 
Dazu gehören etwa die Sozialverwaltung, Arbeitsver
mittlung, Krankenpflege, Rechtsprechung, Polizeiarbeit 
und Grenzkontrolle (Burrell/Fourcade 2021). Manche Be
obachter:innen gehen davon aus, dass die nächste Etappe 
im digitalen Wandel in der Optimierung des menschlichen 
Körpers besteht: „Intelligente“ Hörgeräte und Herzschrit t-
macher könnten den Weg in eine Zukunft ebnen, in der die 
gewohnte Unterscheidung zwischen Menschlichem und 
Technischem allmählich ihren Sinn verliert (Harari 2015). 
Unser Verständnis von Infrastrukturen würde eine solche 
Entwicklung sicher nicht unberührt lassen.

Regulierung digitaler Infrastrukturen

Seit den frühen 2000er Jahren lässt sich auf der nationalen 
wie auch der supranationalen Ebene eine anhaltende Zu-
nahme der Regulierung von digitalen Infrastrukturen be-
obachten. Darin drückt sich zum einen die zunehmende 
Abhängigkeit der Gesellschaft von digitalen Kommunikati-
onsdiensten und damit einhergehend eine neue Form der 
Verletzlichkeit aus. Zum anderen zeigt sich darin aber auch 
ein Wandel der gesellschafts- und wirtschaftspolitischen 
Konjunkturen. Bis in die 1980er Jahre galt der Betrieb von 
Infrastrukturen in den meisten Ländern als staatliche Auf-
gabe. In Deutschland orientierte sich der Ausbau von 
Transportsystemen und Kommunikationsnetzen an dem im 
Grundgesetz verankerten Ziel der „Einheitlichkeit“, das 
1994 durch das Kriterium der „Gleichwertigkeit“ von Le-
bensverhältnissen in Deutschland ersetzt wurde. Die neoli-
berale Wende in der Wirtschaftspolitik hat auch die Netz-
politik in Deutschland stark beeinflusst (Hofmann 2019). So 
bestand hierzulande zwar immer ein Rechtsanspruch auf 
einen Telekommunikationsanschluss, aber der Ausbau des 
für das Internet so wichtigen Glasfasernetzes überließ die 
Bundesregierung dem Markt.
Entsprechend beschränkte sich die Regulierung des Inter-
nets bis in die späten 1990er Jahre auf das erforderliche 
Minimum für den Netzbetrieb. Dazu gehörte die Einigung 
auf technische Normen, die das Netz erschaffen und den 
Datentransport ermöglichen. Die wichtigsten Standards 
definieren die Internetadressen und das Domainnamen-
system. Für die Namen und Nummern des Internet muss zu-
sätzlich sichergestellt sein, dass diese tatsächlich nur ein-
mal vergeben und genutzt werden. Früher wurden für sol-
che Koordinationsaufgaben internationale Organisatio-
nen wie die Internationale Fernmeldeunion eingerichtet. 
Im Falle des Internets hat sich eine solche völkerrechtliche 
Lösung nicht durchsetzen können, stattdessen gründete 
die US-Regierung 1998 die Internet Corporation for Assig-
ned Names and Numbers (ICANN), die seither für die Regu-
lierung des Domainnamensystems zuständig ist (Muel-
ler 2002). Nationale Regierungen wirken an den Entschei-
dungen von ICANN zwar mit, üben jedoch lediglich eine 
beratende Funktion aus. Auch die Verwaltung der Internet-

Das Internet wächst und 
schrumpft zugleich. Während 
das Datenvolumen jährlich um 
vierzig bis fünfzig Prozent 
steigt, wird die öffentliche 
Netzinfrastruktur zugunsten 
privater Netzwerke vernach­
lässigt.
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adressen folgt dem Prinzip der wirtschaftlichen Selbstre-
gulierung. Es sind vorwiegend die Internet Service Provider, 
die sich auf Regeln für die Adressenvergabe einigen. 
Erst in jüngster Zeit zeichnet sich zumindest in Kontinental-
europa ein zögerliches Umdenken ab. Nachdem Deutsch-
land bei der Versorgung mit Glasfaseranschlüssen im eu-
ropäischen Vergleich kontinuierlich die hinteren Ränge be-
legt (Monopolkommission 2021), hat die Bundesregierung 
mit der Ende 2021 in Kraft getretenen Reform des Telekom-
munikationsgesetzes (TKG) erstmals einen Rechtsanspruch 
auf schnelles Internet geschaffen – allerdings ohne festzu-
legen, was schnelles Internet genau ist (Rudl 2021). Diese 
Aufgabe delegiert das TKG an die Bundesnetzagentur. 
Mit der neuen Regelung verschafft sich die Bundesregie-
rung zudem die Möglichkeit, Unternehmen zum Ausbau 
des Netzes in unterversorgten Regionen zu verpflichten 
und die Kosten hierfür durch ein Umlageverfahren auf alle 
Netzbetreiber zu verteilen.
Größere Aufmerksamkeit als das Umdenken beim Netz-
ausbau genießen in Deutschland Fragen des Datenschut-
zes und der Platt formregulierung. Der Datenschutz spielt 
im Internet eine zentrale Rolle, seit personenbezogene Da-
ten faktisch den Status einer Zweitwährung erlangt haben. 
Ein Spezifikum digitaler Geschäftsmodelle besteht darin, 
dass die Nutzung vieler Kommunikationsdienste wie Such-
maschinen, soziale Netzwerke oder Chatdienste mit der 
Preisgabe personenbezogener Daten bezahlt werden. In-
zwischen hat sich die datenbasierte Wertschöpfung zu ei-
nem wichtigen Innovationstreiber digitaler Infrastrukturen 
entwickelt. Der Daseinszweck vieler Platt formen besteht in 
der Sammlung von Nutzungsdaten, aus denen sich „pre-
diction products“ (Zuboff 2019) gewinnen lassen.
Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist die Inwertsetzung per-
sonenbezogener Daten problematisch, weil sie das Grund-
recht auf informationelle Selbstbestimmung untergräbt. 
Vor allem seit digitale Kommunikationsdienste eine unver-
zichtbare, den Alltag prägende infrastrukturelle Bedeu-
tung gewinnen, verschwindet die Freiheit, sich gegen die 
Preisgabe der Privatsphäre zu entscheiden. Die 2018 in 
Kraft getretene europäische Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) zielt darauf, diese Entwicklung aufzuhal-
ten, indem bestehende Prinzipien wie die informierte Ein-

willigung und die Zweckbindung der Datenverarbeitung 
gestärkt und neue Instrumente wie Datenschutz durch 
Technikgestaltung (privacy by design) geschaffen werden. 
Kritiker:innen bemängeln allerdings, dass die traditionel-
len Konzepte des Datenschutzes nicht geeignet sind, um 
Menschen gegen die neuen Formen der Datenanalyse ef-
fektiv zu schützen (Wachter/Mittelstadt 2019).
Die Regulierung der Platt formen richtet sich auf die Kom-
munikationsmacht wie auch auf die Monopolstellung der 
großen Betreiber. Eine zentrale Rolle für die Entwicklung 
von Kommunikationsplatt formen wie Facebook , Twitter und 
Instagram spielt das sogenannte „Haftungsprivileg“, das in 
Europa im Jahr 2000 mit der E-Commerce-Richtlinie Gel-
tung erlangte. Ohne ein solches Haftungsprivileg wären 
die Betreibenden für die Beiträge ihrer Mitglieder verant-
wortlich und müssten folglich die Rechtmäßigkeit aller öf-
fentlichen Äußerungen auf ihren Platt formen prüfen; ein 
Aufwand, der der massenhaften Verbreitung nutzergene-
rierter Inhalte faktisch die wirtschaftliche und operative 
Grundlage entzogen hätte.
Was für Kommunikationsinfrastrukturen wie die Post, die 
für den Inhalt der Briefe, die sie transportiert, auch nicht 
verantwortlich ist, noch selbstverständlich war, ist zum Pro-
blem geworden, seit Platt formen die Möglichkeit zur öf-
fentlichen Rede für alle geschaffen haben. Seither stellt 
sich die schwierige Frage, wie Desinformationskampag-
nen und verbale Gewalt im Internet bekämpft werden kön-
nen, ohne das für die demokratische Praxis zentrale Grund-
recht auf Informationsfreiheit zu beschädigen. Das 2017 in 
Deutschland eingeführte Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
(NetzDG) zielt darauf, die Verbreitung rechtswidriger Äu-
ßerungen im Internet zu bekämpfen, indem Platt formen da-
rauf verpflichtet werden, solche Inhalte schneller und sys-
tematischer als bisher zu löschen (Gorwa 2019). Eine Be-
gleiterscheinung dieser Regelung ist, dass die großen kom-
merziellen Platt formanbieter sachlich wie technisch in den 
Dienst der Strafverfolgung gestellt werden. Diese reagie-
ren auf die Privatisierung der Rechtsdurchsetzung mit dem 
Aufbau umfassender Filtersysteme, die rechtswidrige In-
halte durch maschinelles Lernen erkennen und eliminieren 
sollen; eine Art „kollateraler Zensur“, wie Balkin (2018) und 
andere Kritiker:innen argumentieren. Der Entwurf des Digi-

Mit der Errichtung der Aktien­
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tal Service Act (DSA) der Europäischen Union verspricht den 
Trend zur Einschränkung des Haftungsprivilegs fortzu-
schreiben, indem er den großen Platt formbetreibern einen 
langen „Katalog von Sorgfaltspflichten“ auferlegt 
(Busch 2021: 19). 
Die Monopolstellung der Platt formen fordert auch das 
Wettbewerbsrecht heraus. Vergleichbar mit dem Urheber-
recht, das sich um die Jahrhundertwende herum neu erfin-
den musste, um auf die Kopiermöglichkeiten von Compu-
tern und Internet zu reagieren (Boyle 2008), steht jetzt das 
Wettbewerbsrecht vor der Aufgabe, die herkömmlichen 
Definitionen von Marktmacht und deren Missbrauch zu 
aktualisieren. Ein Grund hierfür liegt in den Eigenheiten 
der Datenökonomie, in der sich Marktmacht und ihre uner-
wünschten Folgen auf neue Weise bilden. So kann etwa 
die exklusive Verfügung über große Datenmengen dazu 
führen, dass einzelne Anbieter wie Google im Bereich der 
Suchmaschinen oder Amazon im Einzelhandel den Markt 
so beherrschen, dass der Wettbewerb faktisch zum Erlie-
gen kommt. 
Das Wettbewerbsrecht reagiert auf die Gefahr kippender 
Märkte mit der neu geschaffenen Möglichkeit, bereits tätig 
zu werden, bevor sich der Missbrauch einer marktbeherr-
schenden Stellung nachweisen lässt (Monopolkommis-
sion 2021). Mit diesen präventiven Eingrif fsmöglichkeiten 
verschwimmen die Unterschiede zwischen den gesetz
lichen Instrumenten der Wettbewerbspolitik, die norma-
lerweise erst nach eingetretenen Schadensfällen aktiv 
wird, und jenen der wirtschaftspolitischen Regulierung 
(Haucap/Schweitzer  2021: 19). Zudem wird nun der Zu-
gang zu Daten als neuer Faktor für die Definition von 
Marktmacht anerkannt. Der geplante Digital Market Act 
(Gesetz über digitale Märkte, DMA) der Europäischen 
Kommission (Europäische Kommission 2020) radikalisiert 
die Reform des deutschen Wettbewerbsrechts, indem er 
den großen Platt formen automatisch eine Reihe von Ver-
haltenspflichten auferlegt. Diese sollen jeweils dann gel-
ten, wenn Platt formen den Status als Gatekeeper bzw. Tor-
wächter auf einem Markt erlangt haben. Nicht zu verges-
sen sind auch die neuen Auskunftsrechte, die der DMA den 
Aufsichtsbehörden einräumt, um der Intransparenz der 
Platt formen besser begegnen zu können. 

Fazit

Mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung reagieren die 
Nationalstaaten und die Europäische Kommission also auf 
den Wandel der digitalen Infrastrukturen, indem sie inte
ressanterweise ihre eigenen Handlungsgrundlagen er-
neuern. Es ist anzunehmen, dass die zunehmende Regulie-
rung wiederum Einfluss auf die weitere Entwicklung digita-
ler Platt formen und Märkte sowie der Infrastruktur insge-
samt nimmt. 
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1	 Solche Zahlen sind jedoch mit Vorsicht zu genießen, weil eine allge-
mein anerkannte Methode zur Klassifizierung von Datentypen nicht exis-
tiert. Zu berücksichtigen ist auch, dass das steile Wachstum des Datenver-
kehrs aufgrund der Streamingdienste die übrigen Kommunikationsdienste 
marginaler erscheinen lässt als sie tatsächlich sind.
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Deutsche Bildungslandschaften
Christine Steiner, Alexander Kanamüller, Ronald Langner, Tabea Schlimbach

 
Bildungslandschaften haben Konjunktur. Bundesweit 
gibt es inzwischen zahlreiche Bildungsnetzwerke, die 
sich als Bildungslandschaften verstehen oder ihnen zu-
gerechnet werden. Das Ziel von Bildungslandschaften ist 
es, durch die koordinierte Zusammenarbeit verschiede-
ner Bildungsakteure, etwa von Bildungseinrichtungen, 
Familien oder zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
das regionale Bildungsangebot zu verbessern und die 
Bildungsqualität zu erhöhen. Dabei haben im Lauf 
der  Zeit Planungs- und Steuerungsaspekte gegenüber 
pädagogischen und soziokulturellen Aspekten an Be-
deutung gewonnen. Bildungslandschaften lassen sich 
allerdings weder problemlos implementieren noch blei-
ben sie ohne Risiken und unerwünschte Nebenwirkun-
gen. Der Beitrag von Christine Steiner, Alexander Kana-
müller, Ronald Langner und Tabea Schlimbach zeichnet 
anhand konzeptioneller Grundzüge, thematischer Dis-
kussionsschwerpunkte und vorliegender empirischer Be-
funde das Potenzial, aber auch die Bruchzonen und Pro-
blemlinien nach.�

Schule bekommt Gesellschaft:  
Das Konzept der Bildungslandschaft

Über Bildungslandschaften wird in Deutschland seit den 
1990er  Jahren intensiv diskutiert. In der regen Debatte 
zeichnen sich zwei Konstanten ab: Das ist zum einen die 
Idee eines erweiterten, am Lebenslauf, insbesondere am 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen orientierten 
Bildungsverständnisses. Damit wird betont, dass Lernpro-
zesse auch vor und neben der Schule oder der beruflichen 

Bildung statt finden, beispielsweise in Kindertagesstätten, 
im Rahmen der außerschulischen Bildung oder der Weiter-
bildung, und in Familien und unter Gleichaltrigen. Zum an-
deren wird der Wert regionaler Zusammenarbeit heraus-
gestellt, vor allem zwischen Bildungseinrichtungen wie der 
Schule, dem Kindergarten oder Berufsschulen, aber auch 
zwischen Bildungseinrichtungen und Eltern, zivilgesell-
schaftlichen Akteuren, etwa Vereinen, oder auch Wirt-
schaftsunternehmen.
Obwohl oder vielleicht auch gerade weil Bildungsland-
schaften und -netze inzwischen weit verbreitet sind, wird 
es zunehmend schwerer zu beschreiben, was genau eine 
Bildungslandschaft ist und was die verschiedenen Koope-
rationen gemeinsam haben (Gumz  2019, Schmachtel/
Olk 2017, Matern/Lindner 2015). Die Schwierigkeiten re-
sultieren nicht zuletzt daraus, dass Bildungslandschaften 
mit pädagogischen Ansätzen ebenso in Verbindung ge-
bracht werden wie mit Strategien der Stadtteilentwick-
lung, dem Ausbau von Ganztagsschulen oder neuen Steu-
erungsformen im Bildungsbereich. 
Ursprünglich handelte es sich bei Bildungslandschaften 
um Schulentwicklungsprojekte. Dazu zählen etwa das 
nordrhein-westfälische Modellprogramm „Selbständige 
Schule“ (Holtappels et al. 2008) oder das in einigen Regio
nen Baden-Württembergs durchgeführte Projekt „Regio-
nale Bildungslandschaften“ (Maag  Merki et  al.  2008). 
Beide Projekte wurden in Zusammenarbeit mit der Bertels-
mann Stiftung durchgeführt. Dabei sollte durch die Vernet-
zung von Schulen sowie zwischen Schulen und außerschu-
lischen Partnern Wissen und Erfahrungen ausgetauscht 
und im Rahmen eigenverantwortlicher Schulentwicklungs-
prozesse Ressourcen gebündelt werden. Die Projekte 
knüpften an die größere Gestaltungsfreiheit an, über die 
Schulen seit der Einführung sogenannter output-orientier-

Ursprünglich bezogen sich Bil­
dungslandschaften auf Schul­
entwicklungsprojekte. Mittler­
weile wird damit die Vielfalt 
an schulischen und außerschu­
lischen, untereinander vernetz­
ten Angeboten rund um die 
Bildung und Betreuung von 
Schülerinnen und Schülern 
beschrieben. 
 picture alliance /  
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ter Steuerungsformen im Bildungswesen verfügen. Für die 
weitere Entwicklung von Bildungslandschaften waren ver-
schiedene Formen regionaler Begleit- und Unterstützungs-
systeme von Bedeutung, etwa Steuerungsgruppen und Bil-
dungsbüros zur Koordinierung der Projektbeteiligten.
Die Perspektive auf Bildungslandschaften änderte sich im 
Anschluss an die vielfach als Schock erfahrene Veröffent
lichung der ersten PISA-Studie zu den Basiskompetenzen 
von Schülerinnen und Schülern. Sie wurden nun vor allem 
unter sozialintegrativen Gesichtspunkten diskutiert und 
auf bereits etablierte Formen der Zusammenarbeit bezo-
gen. Dazu gehört neben der Kooperation zwischen der 
Kinder- und Jugendhilfe und Schulen (u. a. Maykus 2009) 
auch die gemeinsame Arbeit kommunaler Politik und Ein-
richtungen mit lokalen Unternehmen und/oder zivilgesell-
schaftlichen Initiativen in der Stadt- oder Quartiersent-
wicklung (etwa Baumheier/Warsewa 2009). Mit Bildungs-
landschaften wird die Hoffnung verbunden, durch gezielte 
Investitionen in die Bildungsinfrastruktur und die Aktivie-
rung endogener Potenziale sozialräumliche Segregations-
prozesse, d. h. die Abwärtsspirale aus ausbleibenden In-
vestitionen in die soziale und bildungsbezogene Infra-
struktur und dem zunehmenden Wegzug eines Teils der 
Wohnbevölkerung, abzuschwächen, wenn nicht gar auf-
zuhalten (Olk et al. 2011).
Für die sozialintegrative Perspektive auf Bildungsland-
schaften spielt zudem der bundesweite Ausbau von Ganz-
tagsschulen eine wichtige Rolle. Ganztagsschulen sollen 
Schülerinnen und Schüler zum einen mit einem breiten 
Spektrum an zusätzlichen Angeboten beim Lernen und in 
ihrer sozialen Entwicklung unterstützen. Zum anderen sol-
len sie durch eine verlässliche Bildung und Betreuung über 
den ganzen Tag für Eltern eine bessere Vereinbarkeit von 
Erwerbsarbeit und Familienleben gewährleisten. 
Die Formulierung genuin familien- und arbeitsmarktpoli
tischer Ziele im Rahmen einer bildungspolitischen Reform 
war zumindest in Deutschland neu. Sie ist aber Ausdruck 
der wachsenden Bedeutung öffentlicher Bildungs- und Er-
ziehungsangebote aufgrund einer veränderten Erwerbs-
teilhabe, insbesondere von Frauen bzw. Müttern. Neu war 
auch die Fokussierung auf zusätzliche, außerunterricht
liche und -schulische Angebote für Kinder und Jugend
liche. Anders als beispielsweise in den USA (Mahoney 
et al. 2005) waren in Deutschland zusätzliche, ergänzende 
Lernformate kein systematischer Bestandteil des Schul
alltags oder von Schulentwicklungsprozessen. Sie sind 
vielmehr konstitutiver Teil der außerschulischen Bildung 
und der sozialen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen. Die 
Vernetzung mit außerschulischen Akteuren, d. h. mit Verei-
nen, Trägern der Kinder- und Jugendhilfe oder auch Unter-
nehmen und anderen Bildungsanbietern, ist ein wesent
liches Gestaltungselement von Ganztagsschulen, wenn-
gleich in der Praxis eine Vernetzung verschiedener Bil-
dungsorte an und durch Ganztagsschulen eher selten 
statt findet (StEG-Konsortium  2019). Allerdings geht der 
Ganztagsschulausbau durch die Vereinbarungs- und Ver-
tragsgestaltung etwa mit Bildungsanbietern mit erweiter-
ten Steuerungsmöglichkeiten für die Schulträger einher 
(Tillmann 2011; Tillmann 2020). Beides, die Aufforderung 
zur Zusammenarbeit wie auch die neuen Steuerungsmög-
lichkeiten von Kommunen im Schulbereich, hat die klare Po-
sitionierung der kommunalen Spitzenverbände zur Bil-
dungslandschaft befördert. 

Die kommunale Bildungslandschaft

Seit sich sowohl der Deutsche Städtetag (DST  2012, 
DST 2007) als auch der Deutsche Verein für private und 
öffentliche Fürsorge (u. a. DV 2007) verstärkt dem Konzept 
Bildungslandschaft zuwenden, rücken administrativ-pla-
nerische Aspekte vermehrt in den Mittelpunkt der Diskus-
sion. Auf Basis eines erweiterten Bildungsverständnisses 
wird für ein kommunales System der integrierten Schul-, 
Jugendhilfe-, Sozial- und Familienpolitik sowie für eine 
gleichrangige Bedeutung von informeller, non-formaler 
und formaler Bildung plädiert (Brüschweiler/Falken-
reck 2016). Die Verbünde knüpfen damit auch an die Erfah-
rungen des Bund-Länder-Programms „Lernen vor Ort“ 
(2009–2014) an, in dessen Rahmen Kommunen beim Auf-
bau eines Bildungsmanagements und -monitorings unter-
stützt wurden (BMBF 2021). Bildung soll unter kommunaler 
Federführung so organisiert werden, dass alle relevanten 
Bildungsakteure, einschließlich der Familien, im Rahmen 
verbindlicher Strukturen produktiv im Sinne der Verbesse-
rung des kommunalen Bildungsangebotes zusammenar-
beiten. In der Münchner Erklärung des Deutschen Städte-
tages (2012) wird auch auf die notwendige Reform der fö-
deralen Bildungspolitik durch eine zumindest partielle Ver-
lagerung der Entscheidungshoheit in Richtung der 
Kommunen aufmerksam gemacht. Die Bildungslandschaft 
ist damit jenen Reformkonzepten zuzurechnen, die sich von 
der „Kommunalisierung“ eine Erhöhung der Effizienz und 
Effektivität öffentlicher Leistungserbringung, eine größere 
Bürgernähe und die Förderung von Partizipation verspre-
chen (Grohs et al. 2012). Im Bildungsbereich wird die Zu-
sammenarbeit zwischen verschiedenen regionalen Akteu-
ren und eine (mögliche) Verlagerung von Aufgaben der 
Verwaltung und Steuerung auf die kommunale Ebene be-
reits seit den ersten Erprobungen als „Regionalisierung“ 
adressiert (Jungermann et al. 2015). 
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Anhand der hier knapp nachgezeichneten Debatte zu Bil-
dungslandschaften lässt sich erkennen, dass in der steue-
rungsorientierten Diskussion wesentliche Elemente vor-
gängiger Überlegungen zusammengeführt werden: Die 
Schulentwicklungsprojekte markieren nicht nur den Beginn 
eines bis heute erkennbaren Interesses von Kommunen 
an einer erweiterten Verantwortung für Schulen. Es wird 
auch an die in den Modellprogrammen erprobte Struktur 
regionaler Unterstützungssysteme angeknüpft. Letzteres 
schließt an die auch in anderen Bereichen der öffentlichen 
Infrastruktur zum Einsatz kommende netzwerkförmige Leis-
tungserbringung an (Reichert 2003). Aus dem sozialinte
grativen Diskussionsstrang über Bildungslandschaften 
wird die Beteiligungsorientierung sowie die Idee der Steu-
erung von Bildungslandschaften als Aushandlungsprozess 
aufgegriffen. Zugleich wird der Kreis der Bildungsakteure 
und Bildungsbereiche, die der Bildungslandschaft zuge-
rechnet werden, deutlich erweitert. Ziel ist ein integriertes 
System, das bildungs- und sozialpolitische Zielsetzungen 
verknüpft. So konzipiert, nehmen Bildungslandschaften 
damit durchaus eine Komplexität an, die gewissermaßen 
im Kontrast zu einer strategischen Steuerung und einem 
gezieltem Rearrangement von Bildungsanbietenden und 
-angeboten steht.

Vernetzte Bildung zwischen Konzept und Praxis

Es liegen noch nicht viele empirische Untersuchungen zur 
Steuerungspraxis in kommunalen Bildungslandschaften 
vor. Sie zeigen aber, dass die Steuerungsansätze nicht 
dem Muster eines rationalen Bildungsmanagements ent-
sprechen. Vielmehr ist ein pragmatisches Wechselspiel 
aus unterschiedlich hierarchischen und horizontalen Steu-
erungsimpulsen der beteiligten Akteure zu beobachten 
(Stolz et al. 2010). Entscheidungen oder Maßnahmen wer-

den nicht selten unabhängig von ihrer tatsächlichen Effi
zienz oder ihrem Nutzen als rational dargestellt. Verwal-
tungen signalisieren damit die vermeintliche Angemessen-
heit ihres Handelns und der etablierten organisatorischen 
Arrangements (Brüggemann 2021; Stolz et al. 2011).
Allerdings begünstigen auf diese Weise legitimierte For-
men der Zusammenarbeit einige Akteure, während sie an-
dere Mitwirkende benachteiligen. Unterschiedliche Betei-
ligungschancen und Machtverhältnisse zwischen den Ak-
teuren der Bildungslandschaft werden in jüngster Zeit im 
Zusammenhang mit Ökonomisierungsprozessen diskutiert. 
Die Soziologin Heike Gumz (2019) weist darauf hin, dass 
Akteure wie Vertreterinnen und Vertreter der außerschu
lischen Kinder- und Jugendarbeit nicht nur seltener in Bil-
dungslandschaften aktiv, sondern auch in relevanten Gre-
mien unterrepräsentiert sind. Die Erziehungswissenschaft-
lerin Anika Duveneck hat mit ihrer Untersuchung der loka-
len Bildungslandschaft Campus Rütli in Berlin-Neukölln 
die ambivalenten Folgen des Modellprojektes für die an 
der Schule bzw. im Modellprojekt Tätigen und Engagier-
ten nachgezeichnet (Duveneck 2016). 
Dazu gehört beispielsweise, dass bereits bestehende in-
formelle Formen der Zusammenarbeit durch das Projekt le-
diglich sichtbar gemacht, und nun in der Öffentlichkeit als 
Ergebnis engagierter kommunaler Politik wahrgenommen 
wurden. Während sich dabei langjährige Partner der 
Schulen durch die Formalisierung ihrer Zusammenarbeit in 
ihrem Selbstverständnis infrage gestellt und in ihrem Enga-
gement gebremst fühlten, führte die öffentlichen Wahrneh-
mung des Modellprojektes zu einem verstärkten Konkur-
renzdenken unter den Bildungsakteuren im Bezirk und zu 
Nachteilen bei der Beantragung von Fördermitteln. Die 
Mitarbeitenden, welche die öffentliche Aufmerksamkeit für 
das Projekt als Bestätigung ihrer Arbeit und als Chance für 
die Kinder und Jugendlichen des Bezirkes sahen, enga-
gierten sich wiederum verstärkt für das Campus-Projekt. 
Allerdings sind sie nur marginal an entscheidungsrelevan-
ten Gremien beteiligt. Die Befunde dieser Studie verdeut
lichen, dass in diesem Fall das Potenzial an unterstützen-
den Sozialbeziehungen, auf das Bildungslandschaften 
setzen, nicht aufgrif fen und entwickelt, sondern letztlich 
sogar reduziert wurde. Auf lange Sicht sind solche Konstel-
lationen kontraproduktiv, weil sich dabei Akteure unter 
Umständen aus solchen Netzwerken zurückziehen.
Gleichwohl: Der Austausch und die Zusammenarbeit in ei-
nem Netzwerk wird oft als unterstützend und bereichernd 
erlebt (Rürup et al. 2015). Die Fallstudie von Rürup und Röb-
ken (2015), die durchaus als eine Art Gegenbeispiel zur 
Studie von Duveneck gelesen werden kann, plausibilisiert 
die dargestellten Ambivalenzen. Anhand eines kommuna-
len Projektes zur Umwandlung einiger Grundschulen zu 
Ganztagsschulen wird auf die Relevanz von konfliktreichen 
Aushandlungsprozessen aufmerksam gemacht. Trotz Kritik 
von verschiedenen Seiten gelang es der kommunalen Ver-
waltung durch das sukzessive Einbeziehen von Zivilgesell-
schaft, Schulen und freien Trägern, mithilfe einer transpa-
renten Kommunikation und einer intensiven, partizipativen 
Konzeptentwicklung das Projekt erfolgreich umzusetzen. 
Die Autoren heben hervor, dass aufgrund der ergebnis
offenen, gleichberechtigten Begegnungsmöglichkeiten 

Die Einrichtung einer Bildungs­
landschaft am Campus Rütli in 
Berlin hatte ambivalente Fol­
gen: Während einige die 
öffentliche Aufmerksamkeit als 
Chance zur weiteren Gestal­
tung sahen, zogen sich andere 
zurück.
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zwischen den unterschiedlichen Akteuren trotz bleibender 
Finanzierungsrisiken und Abstrichen bei der Personalaus-
stattung eine gemeinsame normative Verständigung er-
reicht und (damit) Vertrauen aufgebaut bzw. bestätigt 
werden konnte. Dies habe sich letztlich als zielführender 
erwiesen als eine projektbezogene Vernetzung, die prag-
matisch und auf den gegenseitigen Nutzen der Beteiligten 
orientiert sei.
Stolz (2017) und Dhillon (2009) machen in diesem Zusam-
menhang darauf aufmerksam, dass Akteure nicht aus-
schließlich Nutzenerwägungen folgen, und betonen den 
Wert gemeinsamer Normen und vertrauensbasierter Part-
nerschaften. Vertrauensbasierte Partnerschaften könnten 
Konflikte erfolgreich überstehen. Sie tendieren allerdings 
zur sozialen Schließung, d. h. die Beteiligung neuer Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer ist nicht mehr ohne weiteres 
möglich.
Im Hinblick auf das Verwaltungshandeln heben Rürup und 
Röbken das kooperativ-moderierende Rollenverständnis 
als entscheidend für die Umsetzung des vorgestellten Pro-
jektes hervor. Ähnlich argumentieren Maag  Merki u.  a. 
(2008), die angesichts der von Interessensgegensätzen 
und Wahrnehmungsdifferenzen geprägten Austauschpro-
zesse in regionalen Steuerungsgruppen die Entwicklung 
neuer Rollenverständnisse in der Verwaltung für erforder-
lich halten. Das Potenzial für einen solchen Rollenwandel 
zeichne sich vor allem bei den in koordinierenden Grup-
pen Tätigen ab. Otto und Berkemeyer (2015) machen zu-
dem darauf aufmerksam, dass ein vertrauensvolles Ver-
hältnis zwischen der Projektkoordination und den Teilneh-
menden eines Schulentwicklungsprojektes zu effektiveren 
Arbeitszusammenhängen führten.

Kommunale Steuerung und lokales Sozialkapital

Bildungslandschaften gehen bei der Reorganisation der 
Beziehungen zwischen Bildungsakteuren davon aus, 
dass Räume Sozialbeziehungen nachhaltig prägen, dass 
Zusammenarbeit grundsätzlich von Vorteil ist und sich 
dadurch lokale Beziehungsressourcen bzw. lokales So

zialkapital besser oder effektiver nutzen lassen (Dirks/
Kessl 2012). Dabei bleiben sie durch organisationale so-
wie bundes- und länderspezifische Regelungen gerahmt,  
die mit zusätzlicher Organisationsarbeit und einer fortbe-
stehenden, die gewünschten Innovationen ausbremsen-
den Arbeitsteilung einhergehen (Steiner 2018).
Solche Kooperationsbeziehungen sind also mit hohen so-
zialen Kosten an Zeit und Arbeit und vielfach noch zu er-
werbendem Wissen verbunden; zugleich wird der Nutzen 
dieser Mühe oftmals erst zeitversetzt erfahrbar (Böttcher 
et  al.  2011). Das gilt insbesondere für eine erfolgreiche 
netzwerkförmige Zusammenarbeit, die lange, konflikt
reiche Aushandlungsprozesse zwischen den am Netzwerk 
beteiligten Akteuren voraussetzt (Niemann  2014). Bil-
dungslandschaften erfordern massive Investitionen in die 
Qualität der Sozialbeziehungen, d. h. in die Vertrauensbil-
dung, die Reziprozität des Austausches und faire Verfah-
rensregelungen zur Zusammenarbeit. Anders ausgedrückt: 
in das lokale Sozialkapital. Insofern bauen Bildungsland-
schaften nicht nur auf lokalem Sozialkapital auf; sie versu-
chen vielmehr, dieses neu herzustellen. 
Allerdings ist nicht allen lokalen Bildungsakteuren der Zu-
gang in die entsprechenden Netzwerke in gleicher Weise 
möglich. Dies ist nicht nur eine Frage der Handlungsfähig-
keit. Die erhofften Synergieeffekte wecken das Interesse 
und die Erwartungshaltung organisationsstarker Akteure 
hinsichtlich der kommunalen Koordinationsleistung (für 
den Übergang Schule-Beruf: Schlimbach 2021), schränken 
aber gerade auch die Mitwirkung von kleineren, informell 
verfassten und damit weniger professionalisierten Akteu-
ren ein (Tibussek 2009; Lowndes 2001). Damit beeinflussen 
diese Netzwerke nicht nur die bisherigen kooperativen Be-
züge von Bildungseinrichtungen. Sie begrenzen auch die 
Zusammenarbeit mit den Bildungsakteuren, deren Bei-
träge im Bereich non-formaler und informeller Bildung lie-
gen, wie zivilgesellschaftliche Initiativen und Vereine. Wie 
Untersuchungen zur Vernetzung lokaler Bildungsakteure 
für eine nachhaltige Entwicklung zeigen, ist der Austausch 
mit der kommunalen Politik schwach entwickelt (Kol-
lek 2015). Das ist in die kommunale „Sozialkapitalbilanz“ 
ebenso einzupreisen wie der Umstand, dass die Familien 

Netzwerkförmige Zusammen­
arbeit in Bildungslandschaften 
beruht häufig auf regelmäßi­
gen und kontinuierlichen Aus­
handlungsprozessen, Aus­
tausch und Vertrauensarbeit.
 Adobe Stock | Rawpixel.com
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oder Eltern, Bürgerinnen und Bürger nur am Rand der Bil-
dungslandschaften stehen.
Soziales Kapital wird sich nur bedingt entfalten, wenn es 
an ansprechbaren und interessierten politischen Akteuren 
und inklusiven Institutionen für jene Akteure mangelt, die 
mit den initiierten Vernetzungsaktivitäten nicht erreicht 
werden. Es ist fraglich, ob das veränderte Selbstverständ-
nis der kommunalen Politik und Verwaltung hierfür hinrei-
chend sensibilisiert ist. Zunächst ist davon auszugehen, 
dass es nicht die Verwaltung schlechthin ist, sondern allen-
falls ein Teil der Verwaltung oder über Förderprogramme 
unterstützte Stellen und Einrichtungen des kommunalen 
Bildungsmanagements, die ein verändertes Rollenver-
ständnis repräsentieren. Zugleich ist deren Rolle darauf fo-
kussiert, zwischen verschiedenen Verwaltungsbereichen 
und der kommunalen Politik als auch den beteiligten ver-
waltungs- und politikexternen Bildungsakteuren in Bil-
dungslandschaften zu koordinieren (Brüsemeister  2017). 
Eine responsive kommunale Bildungs- und Sozialpolitik ist 
damit aber noch nicht gewährleistet.

Fazit

Häufig versprechen sich all jene, die eine Verlagerung öf-
fentlicher Aufgaben auf die kommunale Ebene befürwor-
ten, positive Effekte auf gesellschaftliche Integration. Da-
für werden folgende Argumente ins Feld geführt: eine grö-
ßere Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern; eine größere 
Überschaubarkeit von Problemlagen; höhere Chancen, 
jenseits von häufig nicht abgestimmten Fachpolitiken auf 
höheren politischen Ebenen die Interessen verschiedener 
Akteure zu bündeln und querschnittsorientierte, integra-
tive und präventiv ausgerichtete Lösungen zu entwickeln; 
sowie größere Spielräume beim Erproben innovativer Pro-
blemlösungsansätze (Bogumil/Holtkamp 2004).
Damit ist die Programmatik der seit einigen Jahren allerorts 
entstandenen regionalen, kommunalen und lokalen Bil-
dungslandschaften umrissen. Sie sollen durch eine Kombi-
nation aus netzwerkförmiger Koordination und multiplen 
Kooperationen zwischen verschiedenen Bildungsakteuren 
das regionale Bildungsangebot verbessern und dessen 
Bildungsqualität erhöhen. Allerdings zeigt sich anhand 
der sehr unterschiedlichen Perspektiven, Konzepte und An-
sätze sowie der thematischen Ausweitung und Vielfalt der 
adressierten Akteure, dass Lokalität kein Garant für eine 
größere Überschaubarkeit und einfachere Steuerbarkeit 
ist. Sowohl in der Diskussion als auch in der praktischen 
Erprobung einer vernetzten Bildung nehmen die Koordina-
tions- und Kooperationsschwierigkeiten und deren Bewäl-
tigung einen größeren Raum ein als die eigentlich inten-
dierten Ziele einer besseren Bildung und Erziehung.
Nicht zuletzt aus diesem Grund werden in jüngster Zeit die 
Ambivalenzen der Etablierung von Bildungslandschaften 
thematisiert und in den Kontext von Ökonomisierungspro-
zessen im Bildungswesen gestellt (etwa Matern/Lind-
ner 2015). Die Reflexion gesellschaftlicher Rahmenbedin-
gungen ist gerade auch bei der Untersuchung von projekt-
förmig organisierten nahräumlichen Bildungslandschaften 
notwendig. Allerdings liegt eine andere Lesart vernetzter 
Bildung näher, nämlich die einer Ausweitung der beste-
henden kommunalen Verantwortung im Bereich der Bil-
dung, Erziehung und Betreuung, die durch verschiedene 
bildungspolitische Reformen erforderlich geworden ist 

und Kommunen strategische Möglichkeiten eröffnet. Die 
zentrale Stellung von interinstitutionellen und multiprofes-
sionellen Kooperationen folgt daher weniger einer allge-
meinen Aktivierungslogik. Sie ist die Folge eines ausge-
prägten Strukturkonservatismus, nicht nur im Hinblick auf 
die Verantwortungsteilung, sondern auch im Hinblick auf 
die Wahrung der organisatorischen Eigenständigkeit. Das 
limitiert die Handlungsspielräume ebenso wie knappe öf-
fentliche Kassen. Bildungslandschaften können durchaus 
Beiträge zur Verbesserung kommunaler Bildung und Erzie-
hung leisten; ob sie ein umfassendes Bildungsreformkon-
zept sind, scheint eher fraglich.
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Notdürftige Infrastrukturen: 
Öffentliche Toiletten zwischen 
Neoliberalisierung und Utopie
Lilith Kuhn, Martine Kayser, Rosa Aue, Sabine Bongers-Römer

 
Kaum ein anderes menschliches Bedürfnis wird im Kon-
text von öffentlichen Infrastrukturen so wenig themati-
siert wie die Notdurft. Ein Blick auf Stadtplanung und 
-entwicklung zeigt, dass sich der Umgang mit und die 
Bereitstellung von öffentlichen Toiletten verändert hat: 
Während diese einst als wichtiger Bestandteil kommuna-
ler Daseinsvorsorge gehandelt wurden, werden sie heute 
unter klammen Haushaltskassen zunehmend privatisiert 
oder geschlossen. Die knappe Bereitstellung von öffent-
lichen Toiletten verstärkt dabei die Benachteiligung von 
Menschen, die besonders auf sanitäre Infrastrukturen im 
öffentlichen Raum angewiesen sind. Mit dem Konzept 
des „Recht auf Infrastruktur“ greift der Beitrag von Lilith 
Kuhn, Martine Kayser, Rosa Aue und Sabine Bongers-
Römer diese De_Privilegierungsstrukturen1 auf und stellt 
ihnen emanzipatorische Forderungen entgegen. Darauf 
aufbauend geben die von ihnen abschließend präsen-
tierten „Klo:topien“ utopische Denkanstöße für die Aus-
gestaltung nicht nur von sozial gerechten, sondern auch 
ökologisch nachhaltigen Infrastrukturen.�

Es gibt kaum ein anderes Thema als die Notdurft, das alle 
Menschen betrif ft und in öffentlichen und stadtpolitischen 
Diskursen doch so wenig Beachtung findet. In den letzten 
Jahren erschienen zwar mehrere interdisziplinäre Sammel-
bände zur städtischen Infrastruktur im deutschsprachigen 
Raum, aber Toiletten sind darin bislang kein Thema (etwa 
Bredella/Dähne 2013; Matern 2016; Flitner et  al.  2017). 
Obwohl die Notdurft als menschliches Grundbedürfnis 
omnipräsent ist, wird sie kaum im Zusammenhang mit öf-
fentlichen Räumen diskutiert. Die mangelnde Beachtung 
zeigt sich vielerorts auch in der defizitären Versorgungs
situation. So ist nicht nur die Ausstattung vieler Anlagen 
unzureichend, sondern ebenso ihre Verteilung. Die Toi-
lette wird zu einem umkämpften Raum im Spannungsfeld 
von neoliberaler Stadtentwicklung, gesellschaftlichen  
Ausschlüssen und emanzipatorischen Projekten (vgl. 
klo:lektiv 2020). Dabei sind öffentliche Toiletten ein wichti-
ger Bestandteil einer sozial-ökologischen Transformation: 
Sie ermöglichen die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, 
indem sie den Aktionsradius und die Aufenthaltsdauer von 
Menschen in einer „Stadt für alle“ erhöhen und einen ge-
schützten Ort in einer meist nur auf Kaufkraft und Konsum 
ausgerichteten Umgebung bieten. 
In diesem Beitrag rücken wir öffentliche Toiletten in den 
Fokus, um aktuelle gesellschaftliche Verhältnisse in den 
Blick zu nehmen und dabei das Spannungsverhältnis zwi-
schen politischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologi
schen Interessen auszuloten. Dazu betten wir öffentliche 
Toiletten zuerst in die Stadtplanung und -entwicklung ein. 
Anschließend setzen wir die Toilette in den Kontext gesell-

schaftlicher Ausschlüsse und konzeptualisieren sie als zen-
tralen Bestandteil einer progressiven Stadtentwicklung. 
Darauf aufbauend präsentieren wir sogenannte 
„Klo:topien“, utopische Gegenerzählungen zu notdürfti-
gen Infrastrukturen im Sinne einer sozial-ökologischen 
Transformation und erweitern dadurch aktuelle Debatten 
um staatliche Daseinsvorsorge.

Vom Aufstieg und Fall einer grundlegenden 
Infrastruktur

Die Geschichte öffentlicher Toiletten ist eng mit der städ
tischen Entwicklung, dem öffentlichen Gesundheitsbe-
wusstsein und dem technischen Fortschrit t verbunden 
(Greed 2003: 34–50; Kira 1987: 151). Popularität erlangte 
das heute weit verbreitete Wasserklosett im Zuge der In-
dustrialisierung und dem damit einhergehenden Wachs-
tum der Städte (Greed 2003: 40–42). Aufgrund fehlender 
Infrastruktur war es bis dahin üblich, die Exkremente vor 
dem Haus in Behältern zu sammeln und abholen zu lassen 
oder das „Geschäft“ im Freien zu verrichten (Kira 1987: 14). 
In den engen und dicht bevölkerten Städten führte diese 
Art der Entsorgung zur Verbreitung von Krankheiten wie 
Cholera (Greed 2003: 34–35, 37). Um die Gesundheit der 
städtischen Bevölkerung zu verbessern, wurde die Einfüh-
rung von Wasserklosetts angestrebt. Diese konnte nicht al-
lein durch persönliche Interventionen bewerkstelligt wer-
den. Daher bedurfte es zivilgesellschaftlicher und staat
licher Ansätze wie der Stadtplanung, die die Landnutzung 
und die massiven Investitionen in neue Abwasser- und Ent-
wässerungsinfrastrukturen koordinieren konnte. 

Abbildung 1: Zweiraum-City-Toilette am Brüsseler Platz in 
Köln� klo:lektiv
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Öffentliche Toiletten als Aufgabe von Stadtplanung und 
-entwicklung
Im 19. Jahrhundert galten die Spültoiletten als Symbol für 
den technologischen und wissenschaftlichen Erfolg (vgl. 
Edwards/McKie 1995). Allerdings hatten nach wie vor nur 
wenige Häuser private Badezimmer. Die meisten Menschen 
waren auf öffentliche Sanitäranlagen angewiesen (Cava-
nagh/Ware 1991: 9–17). Anders als heute wurde die Bereit-
stellung von öffentlichen Toiletten in dieser Zeit als wichtige 
kommunale Aufgabe angesehen. Denn neben der Gas- 
und Wasserwirtschaft waren die Sanitärversorgung und 
die Abwasserentsorgung zentrale Bausteine der auf die öf-
fentliche Gesundheit ausgerichteten Stadtplanung des vor-
letzten Jahrhunderts (Dyos  1968: 334; vgl. Wohl  1983). 
Dementsprechend wurde der Ausbau der Anlagen stark vo-
rangetrieben. Diese Entwicklung kann als Beispiel für die 
Idee des leistenden Staates, oder auch Wohlfahrtsstaates, 
gesehen werden. Von dieser Idee rückte man in den 1980er 
und 1990er Jahren ab. An die Stelle des leistenden Staates 
trat die Vorstellung des lenkenden Staates, auch Gewähr-
leistungsstaat genannt. Als Grund für diese Entwicklungen 
kann insbesondere die Neoliberalisierung angeführt wer-
den. Hierbei handelt es sich um einen Prozess der 
marktorientierten regulatorischen Umstrukturierung, der 
auf unterschiedlichen staatlichen Ebenen und in unter-
schiedlichen Formen beobachtet werden kann (Mayer 2018: 
484). Er ist mit einem endlosen Streben nach Vermarkt
lichung und Privatisierung verbunden.
Auf kommunaler Ebene wird in diesem Kontext häufig von 
unternehmerischer Stadtpolitik gesprochen (vgl. Schip-
per 2018). Diese zeichnet sich dadurch aus, dass die ge-
samte Stadt als Wettbewerbseinheit betrachtet wird, die 
sich gegenüber anderen Städten behaupten muss. So wird 
eine ökonomische Stadtpolitik verfolgt, die vor allem dar-
auf ausgerichtet ist, die Attraktivität der Stadt zu erhöhen. 
Da Kommunen vor der Herausforderung stehen, ohne fi-
nanziellen Ausgleich immer mehr Aufgaben erfüllen zu müs-
sen, setzen viele Kommunen auf einen Sparkurs, der sich 
auch auf den kommunalen Umgang mit öffentlichen Toilet-
ten auswirkt (Greed 2003: 51, 53–54). Viele öffentliche Toi
letten werden geschlossen, Standorte stärker nach Fre-
quenz priorisiert und das Netz nicht weiter ausgebaut. 
Ermöglicht wurde diese Entwicklung durch die Ermange-
lung einer klaren Rechtsgrundlage für die Bereitstellung 
von öffentlichen Toiletten. Diese zählt nicht zu den 
sogenannten „Pflichtaufgaben“ von Kommunen, sondern 

zu den „freiwilligen Leistungen“. Darüber hinaus wurde in 
vielen Städten auch das Management der öffentlichen 
Toiletten umstrukturiert. Hatten sich einst städtische Be-
schäftigte um die Reinigung und Instandhaltung der Anla-
gen gekümmert, wurden Ende des 20. Jahrhunderts häufig 
Verträge mit privatwirtschaftlichen Unternehmen abge-
schlossen, die diese Aufgabe übernahmen (vgl. Schrö-
der 2002; Greed 2003: 244). 

Öffentliche Toiletten als marktwirtschaftliches Gut
Bei der Kooperation mit privatwir tschaftlichen Unternehmen 
– sogenannte Public-Private-Partnerships; kurz: PPP-Modelle 
(Aigner-Walder 2018: 1821) – zur Bereitstellung öffentli-
cher Toiletten sind zwei Formen zu unterscheiden. Bei der 
Kooperation mit lokalen Unternehmen wird auf die beste-
hende Infrastruktur von ortsansässigen Geschäften zu-
rückgegriffen. Das Modell geht auf die Idee einer Konzept- 
und Werbeagentur zurück. Es sieht vor, dass Toiletten un-
abhängig vom Kund:innenstatus geöffnet werden. Im Ge-
genzug dafür erhalten Betriebe eine Entschädigung von 
der Stadt. Durch diese Vorgehensweise sollen Gastrono-
miebetriebe neue Kund:innen gewinnen und Städte finan-
ziell entlastet werden, da die Entschädigungszahlung an 
die Betriebe günstiger ist als andere Modelle. Die Betriebe 
dürfen von den Personen pro Toilettennutzung ein Entgelt 
von bis zu zwei Euro einfordern. Obwohl das Modell weit 
verbreitet ist, gibt es inzwischen Kommunen wie die Stadt 
Köln, die sich von dem Branding der Konzept- und Werbe-
agentur distanzieren und die Idee stadtintern, gleichwohl 
nach ähnlichen Gestaltungskriterien, realisiert haben. 
Auch die Kooperation mit international oder global agieren-
den Unternehmen ist darauf ausgerichtet, die städtische 
Verwaltung finanziell und personell zu entlasten. Das Mo-
dell war lange Zeit mit der Außenwerbebranche verknüpft 
und basiert auf der Idee, dass die Unternehmen die Bereit-
stellung und Bewirtschaftung der öffentlichen Toiletten 
übernehmen und die Stadt ihnen im Gegenzug die Werbe-
flächen in der Stadt überlässt (Knierbein 2010: 83, 150). 
Die Ausgestaltung des Angebotes sowie die Zuständigkei-
ten für die Reinigung und Instandhaltung wurden vertrag-
lich festgehalten. Hierbei zeichnet sich ein Trend zum Ein-
satz automatisierter und barrierearmer2 WC-Häuschen, 
sogenannte City-WCs oder City-Toiletten, ab (siehe Ab-
bildungen 1–3). 
Beide Formen der PPP sind auf unterschiedlichen Ebenen 
problematisch. Zwar wird das Argument der personellen 

Abbildung 3: Einraum-City-Toilette an einem Spielplatz in 
Münster  klo:lektiv

Abbildung 2: Einraum-City-Toilette am Dom in Münster 
 klo:lektiv
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und finanziellen Entlastung von Kommunen und Unterneh-
men angeführt, allerdings ist fraglich, wer tatsächlich pro-
fitiert. Soziale Ausschlussmechanismen bleiben unberück-
sichtigt. Weder die Kooperation mit lokalen noch die Zu-
sammenarbeit mit international oder global agierenden 
Unternehmen gewährleistet eine entgelt freie Nutzung des 
Angebotes. Hinzu kommt, dass die Städte durch die Ko-
operation mit den privatwirtschaftlichen Unternehmen bei 
der Bereitstellung von öffentlichen Toiletten stärker von 
marktwirtschaftlichen Interessen abhängig werden. Dies 
gilt insbesondere bei der Kooperation mit international 
oder global agierenden Unternehmen. Wie sich am Bei-
spiel der Stadt Berlin zeigt, stellte die Übernahme der Be-
reitstellung öffentlicher Toiletten für die Unternehmen der 
Außenwerbebranche lange eine Strategie zur Sicherung 
von Marktanteilen dar (Knierbein  2010: 158). Dadurch 
wird nicht nur die Bildung von Monopolen gefördert. Es 
besteht auch die Gefahr, dass die Unternehmen das Inte
resse an der Kooperation verlieren, wenn der wirtschaftli-
che Erfolg ausbleibt. Kritisch anzusehen ist außerdem der 
hohe Grad der Technologisierung, wodurch die Kommu-
nen auf externes Fachwissen angewiesen sind. 
Inwiefern diese Kooperationen auch zukünftig Anwen-
dung finden, ist derzeit offen. In den letzten Jahren lassen 
sich ähnlich wie in anderen Bereichen der Daseinsvor-
sorge (wie zum Beispiel der Abfallentsorgung) Tendenzen 
der Rekommunalisierung beobachten (Naumann  2018: 
342). So führt zum Beispiel die Stadt Köln das Toilettenma-
nagement inzwischen wieder selbst durch und setzt bei 
der Bewirtschaftung und Instandhaltung nur zum Teil auf 
die Kooperation mit lokalen Unternehmen. In aktuellen 
Fachbeiträgen wird die Möglichkeit der Zusammenarbeit 
mit privatwirtschaftlichen Unternehmen jedoch noch im-
mer als adäquate Strategie zur Sicherung der Versorgung 
angesehen (Cheng et al. 2017: 354). Vor dem Hintergrund 
angespannter kommunaler Haushalte stellt sich die Frage, 
inwiefern sich umfangreiche Umstrukturierungen durchset-
zen lassen oder öffentliche Toiletten maßgeblich der neo-
liberalen Logik unterworfen bleiben. Bisher gibt es keine 
klare rechtliche Grundlage für die Bereitstellung öffentli-
cher Toiletten, wodurch deren Förderung stark von den lo-
kalen Akteur:innen abhängt. Diese argumentieren häufig 
auf Basis vermeintlicher ökonomischer Sachzwänge. Nur 
selten wird die Bedürfnisbefriedigung priorisiert. 

Toiletten für alle?! Warum Pinkeln politisch ist

Medial kontrovers geführte Debatten wie etwa um Wickel-
tische in Herrentoiletten oder das entgelt freie Urinieren 
„für alle“ werfen grundsätzliche Fragen nach (Un-)Mög-
lichkeiten der Aneignung öffentlicher Räume sowie nach 
gesellschaftlicher Teilhabe und sozialer Gerechtigkeit auf 
(vgl. klo:lektiv 2020). So ist die Nutzung von öffentlichen 
Toiletten seit jeher an individuelle Erscheinungsbilder und 
körperliche Funktionen gebunden. Die offensichtlichsten 
Formen alltäglicher Diskriminierungserfahrungen resultie-
ren aus der vorherrschenden Idee der Zweigeschlechtlich-
keit. So müssen sich alle vor dem Eingang von WC-Anla-
gen für eine Option, „Männer- oder Frauentoilette“3, ent-
scheiden. Die zwei Toilettenräume unterscheiden sich nicht 
nur durch ihre Kennzeichnung, sondern auch in ihrer Zu-
gänglichkeit und in ihrem Design. Öffentliche Urinale sind 
in der Regel entgelt frei zugänglich, während für die Nut-

zung von Sitztoiletten meistens gezahlt werden muss. Zu-
dem werden durch die Bereitstellung von Sitztoiletten und 
Urinalen in „Männertoiletten“ mehr Ausscheidungsmög-
lichkeiten angeboten als in „Frauentoiletten“. Somit steht 
ein elementares menschliches Grundbedürfnis in direktem 
Bezug zu einer patriarchal4 organisierten Gesellschaft. 
Die Art und Weise, wie öffentliche Toiletten bestimmte 
Teile unserer Gesellschaft privilegieren, wird als potty pri-
vileging (vgl. Anthony/Dufresne 2007) bezeichnet. Davon 
sind auch weitere Gruppen betroffen: Zum Beispiel Men-
schen, die sich nicht mit dem bei der Geburt zugewiesenen 
Geschlecht identifizieren, sich keinem der beiden ver-
meintlich natürlichen Kategorien zuordnen oder von ande-
ren Menschen nicht eindeutig zugeordnet werden können. 
Sie stehen vor der Herausforderung, einen Toilettenraum 
zu finden, in dem sie sich wohlfühlen und von anderen 
Nutzer:innen angenommen werden. Denn die Nutzung 
der „falschen“ Toilette kann zu verbalen Attacken, Belästi-
gungen oder körperlicher Gewalt führen (vgl. Browne 2004; 
Cavanagh  2011; Doan  2010). Die vorherrschenden Ge-
schlechternormen wirken sich nicht nur auf soziale Interak-
tionsformen aus, sondern materialisieren sich darüber hin-
aus im Design und der Ausstattung öffentlicher Toiletten. 
Zum Beispiel sind Wickelmöglichkeiten in der Regel in den 
„Frauen-“ und Urinale nur in den „Männertoiletten“ vorzu-
finden. Daneben wird anhand öffentlicher Toiletten deut-
lich, dass die Bedürfnisse (und die sich daraus ergebenden 
Anforderungen an das Design) von Kindern, älteren Men-
schen, Menschen mit Be_hinderungen5 oder harnwegs- 
und darmerkrankten Menschen kaum adressiert werden. 
Etwa werden bei der Gestaltung von öffentlichen Toilet-
ten, die als barrierefrei ausgewiesen werden, nur einzelne 
Be_hinderungen berücksichtigt. Verschiedene Initiativen 
setzen sich daher für die Verbreitung von WC-Standards 
ein, die beispielsweise durch die Installation von höhen-
verstellbaren Pflegeliegen auch Kinder und Erwachsene 
mit komplexen Behinderungen inkludieren (vgl. toiletten-
fuer-alle.de). 
Die vorhergegangenen Beispiele verdeutlichen, wie wider-
sprüchlich das Handeln von Akteur:innen aus Stadtplanung 
und -politik aktuell ist: Gerade gesellschaftlich marginali-
sierte Gruppen und Menschen, die sich im Kontext unbe-
zahlter Sorgearbeit länger in konsumfreien öffentlichen 
Räumen wie auf Kinderspielplätzen, im ÖPNV oder in Park-
anlagen aufhalten, sind stärker von einer unzureichenden 
Infrastrukturversorgung betroffen als Angehörige einer 
vermeintlich „produktiven“ Sphäre (vgl. Kern  2020). Die 
wechselseitige Beziehung von Raum und sozialen Macht-
verhältnissen zeigt sich sowohl in den politischen und 
planerischen Entscheidungen als auch in der nach wie vor 
cis6-männlich dominierten Berufswelt von Sanitärtechnik 
und Planungspraxis (vgl. Greed 2003; Möllring 2003). 

Öffentliche Toiletten und das „Recht auf 
Infrastruktur“

Innerhalb von städtischen Verwaltungen und der Stadtpo-
litik haben „öffentliche Toiletten für alle“ keine Priorität. Al-
lerdings werden Toiletten als wichtiger Bestandteil städ
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tischer Infrastruktur angesehen. Spätestens seit den Lock-
down-Phasen in der COVID-19-Pandemie, in denen WC-
Anlagen vielerorts geschlossen waren, ist das Bewusstsein 
der Bevölkerung für die Relevanz frei zugänglicher Sani-
täranlagen geschärft. Dieses Bewusstsein steht im Kont-
rast zum Image öffentlicher Toiletten – so werden diese 
nach wie vor mit Ekel assoziiert und nur im äußersten Not-
fall aufgesucht. Ihr schlechter Ruf und Fälle von Vandalis-
mus führen dazu, dass öffentliche Toiletten im städtischen 
Kontext oft mit sozialen Problemlagen gleichgesetzt wer-
den. Darauf reagieren Stadtverwaltungen häufig mit der 
Schließung der Anlagen. Dieser restriktive Umgang ent-
spricht einem neoliberalen Paradigma, das in die spezifi-
sche Ausgestaltung städtischer Infrastrukturen einge-
schrieben ist. Die Städte halten meist zu wenig Räume für 
marginalisierte Gruppen bereit: Schlafangebote für Woh-
nungslose, Drogenkonsumräume oder Orte für körperliche 
und psychische Regeneration. Stattdessen stehen die Be-
dürfnisse von Menschen im Fokus, die gut in das Bild einer 
auf Kaufkraft ausgerichteten Stadt passen. Die hiermit ein-
hergehende Aufrechterhaltung „gesellschaftlicher De_Pri-
vilegierungsstrukturen“ (vgl. Pasch et al. 2021) – also die 
strukturelle und räumliche Benachteiligung bestimmter 
Gruppen – kann am Beispiel von Toiletten skizziert wer-
den. 
Um „Toiletten für alle“ als Ausdruck einer nichtprofitorien-
tierten Stadt zu thematisieren, kann das „Recht auf Stadt“ 
als politisches Ideal einen konzeptionellen Bezugspunkt 
geben. Angelehnt an die Forderungen sozialer Bewegun-
gen nach demokratischer und gemeinwohlorientierter Mit-
gestaltung von städtischen Räumen adressiert das „Recht 
auf Infrastruktur“ die infrastrukturelle Organisation und 
Ausgestaltung (vgl. Beveridge/Naumann  2017; Höhne/
Naumann 2018). In den Blick geraten alltägliche Aneig-
nungspraktiken der städtischen Bevölkerung abseits von 
Politik und Planung. Dass auch sanitäre Infrastrukturen den 
Anstoß zu Politisierung und Empowerment geben können, 
illustrieren unzählige Beispiele auf der ganzen Welt (vgl. 
McFarlane/Silver 2016; Speer 2016). In Kalifornien sind es 
etwa die Bewohner:innen eines Obdachlosencamps, die 
in alltäglichen Auseinandersetzungen mit staatlichen Ins-
tanzen das Grundbedürfnis nach (sanitärer) Infrastruktur 
formulieren und die Installation von Toilettenanlagen ein-
fordern (vgl. Speer 2016). 
Öffentliche Toiletten stehen in ihrer heutigen Erschei-
nungsform im Gegensatz zu diesen Forderungen: So wird 
die Zugänglichkeit vieler städtisch betriebener WC-Anla-
gen oft entweder durch die Erhebung eines Entgelts oder 
durch restriktive Maßnahmen wie dem Einsatz von Sicher-
heitspersonal oder Drehkreuzen beschränkt. Ziel dabei ist 
auch die Verdrängung von Nutzungspraktiken wie Körper-
pflege, Wäschewaschen oder das Auffüllen von Trinkfla-
schen. So werden alle Praktiken, die über das Urinieren, 
Defäkieren, das Wechseln von Menstruationsprodukten 
und das Wickeln von Kleinkindern hinausgehen, als verbo-
ten gekennzeichnet (vgl. Abbildung 4). In Shoppingmalls 
oder gastronomischen Betrieben knüpfen die Ausschluss-
mechanismen von WC-Anlagen die Notdurft direkt an die 
Kaufkraft von Konsument:innen.
Es zeigt sich, dass die öffentliche Sanitärinfrastruktur nicht 
nur anhand körperlicher Zuschreibungen Diskriminierun-
gen vornimmt, sondern sich auch ökonomische Ungleich-
heiten reproduzieren. Initiativen wie Was muss, das muss 
versuchen dem zu begegnen und rufen Restaurantbetrei-

bende dazu auf, ihre Toilette ohne entsprechende Zahlung 
nutzen zu lassen (vgl. wasmussdasmuss.com). Gleichzeitig 
versprechen Tendenzen der (Re-)Organisation öffentlicher 
Sanitärinfrastruktur eine Verbesserung der Versorgungs
situation. Inwiefern diese jedoch ein Umdenken im Sinne 
des „Recht auf Infrastruktur“ mit sich bringen, ist fraglich. 
Nichtkommerzialisierte öffentliche Räume für menschliche 
Grundbedürfnisse bleiben in der neoliberalen Stadt meist 
Mangelware. Deshalb widmen wir uns abschließend uto-
pischen Alternativen, die Klassen-, Geschlechterunter-
schiede und Ableismen7 zu überwinden suchen.

Klo:topien als Ausdruck einer sozial-ökologischen 
Transformation

Klo:topien zeigen utopische Gegenerzählungen zu not-
dürftigen Infrastrukturen im öffentlichen Raum auf und 
können dem notdürftigen Status quo etwas entgegenset-
zen. Sie sind in dem Sinne utopisch, dass sie keine Hand-
lungsempfehlungen für Kommunen bereithalten, sondern 
vielmehr Denkanstöße in den Raum stellen, deren Umset-
zung nicht immer realistisch, aber richtungsweisend ist. In 
Deutschland ist die öffentliche Toilettenversorgung von Pri-
vatisierung und Neoliberalisierung geprägt. Ziel ist seither 
weniger die Daseinsvorsorge oder das Gemeinwohl, son-
dern hauptsächlich die Wirtschaftlichkeit der Stadt. Dies 
entspricht einem Wohlstandsmodell, das auf ökono
mischem Wachstum basiert. Das Wachstumsparadigma 
steht im Kontext von Ressourcenausbeutung und zuneh-
menden sozialen Ungleichheiten. Es ist daher seit einigen 
Jahren in der Kritik und die Forderung nach einer „sozial-
ökologischen Transformation“ wird immer lauter (vgl. 
Brand 2014). Unter diesem Begriff werden grundlegende 
Veränderungen von Gesellschaft und Wirtschaft verstan-

Abbildung 4: Verbotene Dinge und Aktivitäten in der WC-
Anlage � klo:lektiv
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den, die die Werte des bestehenden Wohlstandsmodells 
hinterfragen. Sie fordern im Gegenzug einen „demokrati-
schen, gerechten und solidarischen Umbau hin zu einer 
nachhaltigen Produktions- und Lebensweise“ (ebd.: 12). 
Auch Klo:topien haben nicht nur eine soziale, sondern 
auch eine ökologische Komponente. Dabei geht es um den 
Umgang mit den Ausscheidungen selbst, die in herkömm
lichen mitteleuropäischen Spülklos in die Kanalisation ge-
spült werden. Während das Wasserklosett eine wichtige 
Errungenschaft in Sachen Hygienestandards darstellt, ig-
noriert es im Angesicht der aktuellen ökologischen Krise 
einerseits die zunehmende Wasserknappheit und ande-
rerseits das Potenzial unserer Ausscheidungen als Nähr-
stoffquelle. 
Kompostklos oder „Trockentrenntoiletten“, die unseren 
„Körpermüll“ nach der DIN-Verordnung DIN  SPEC  91421 
auf hygienische Art und Weise in Dünger verwandeln kön-
nen, zeigen in diesem Zusammenhang sinnbildlich, dass un-
sere Ausscheidungen in wertvolle Nährstoffkreisläufe ein-
gebettet sind (vgl. Häfner/Krause 2020). Klo:topien sind im 
Kontext einer sozial-ökologischen Transformation also 
nicht nur wichtig für eine sozial gerechte Stadt, sondern 
auch eine Metapher für ein neues Mensch-Natur-Verhältnis 
fernab von Ressourcenausbeutung. Erste Umsetzungen von 
Klo:topien in einem sozial-ökologischen Design gibt es 
längst. Junge Unternehmen wie EcoToiletten (vgl. www.eco-
toiletten.de) oder Finizio (vgl. www.finizio.de) verbinden 
ökologische Trockentrenntoiletten mit einem barriereärme-
ren Design (siehe Abbildung 5). Die Philosophin Eva von Re-
decker kommentierte eine solche Toilette aus dem Gemein-
schaftsgarten Moritzplatz Berlin Kreuzberg via Twitter wie 
folgt: „Wer wissen will, wie ein neuer, planetarer Universa-
lismus aussieht: rolli-gerechte all-gender Komposttoilette.“8 
Auch im Berliner Volkspark Hasenheide gibt es aktuell ein 
Pilotprojekt einer entgeltfreien, ökologischen und gender-
neutralen Toilette mit separatem Hockurinal, dem Missoir 
(vgl. www.missoir.de), und Stehurinal.

Gute Ideen und erste Umsetzungsversuche sind da. Doch 
warum finden wir Klo:topien nur als Einzelprojekte und 
nicht in den Toilettenkonzepten deutscher Städte – wenn 
es denn welche gibt? Eine Klo:topie zu entwerfen, bedeu-
tet demnach nicht, einfach „nur“ eine Toilette zu konstruie-
ren, deren Design auf alle Bedürfnisse abgestimmt ist. Viel-
mehr geht es darum, sich gesellschaftskritisch auf einen 
Gegenentwurf der sozial-ökologischen Transformation 
einzulassen. „Utopien sind demnach – wie Revolutionen – 
ihren Idealen gemäß unmöglich zu verwirklichen. […] 
Gleichwohl kommt der Utopie aber eine transformative, 
die soziale Welt in die Zukunft treibende Kraft zu“ (Wendt/
Görgen 2020: 20).
Bei der Suche nach Klo:topien, die über ein sozial-ökolo
gisches Design hinausgehen und Teil einer grundlegenden 
Veränderung der Gesellschaft sein wollen, landen wir 
schnell im aktivistischen Kontext. Auf Klimacamps treffen 
sich seit mehr als zehn Jahren jährlich mehrere tausend 
Menschen, um gemeinsam Utopien eines ökologisch ver-
träglichen und diskriminierungsfreien Zusammenlebens zu 
entwerfen und auszuprobieren (vgl. klimacamp-im-rhein-
land.de). Dies zeigt sich auch bei den selbst gebauten Toi-
letten: Die All-gender-Komposttoiletten bieten – neben 
Klopapier – Wasserflaschen und Schüsseln für die Reini-
gung von Menstruationscups und zeigen weitere Elemente 
eines geschlechtergerechten Umgangs mit der Notdurft. 
So gibt es beispielsweise nicht nur Steh-, sondern auch ge-
schlechtergerechte Hockurinale (siehe Abbildung 6). 
Doch was ist nun das Utopische an der dortigen Kloinfra-
struktur? Die Aufgaben der Klimacamporganisation wer-
den im morgendlichen Plenum verteilt. In den Camps soll 
damit die Utopie einer herrschaftsfreien Gesellschaft ge-
lebt werden, die von den Bewegungen auch gesamtge

Abbildung 5: „LIBRE – Die Bar­
rierefreie“ Finizio-Toilette im 
Gemeinschaftsgarten Moritz­
platz in Berlin � klo:lektiv
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sellschaftlich gefordert wird. Mit Workshops, Vorträgen, 
aber auch Aktionen des zivilen Ungehorsams setzen sie 
sich der kapitalistischen Verwertungslogik und Ausbeu-
tung der Umwelt entgegen (siehe Abbildung 7). In der ge-
meinschaftlichen Instandhaltung der Toiletteninfrastruktur 
als solidarische Praxis (die sogenannte Shit-Brigade) zeigt 
sich ein direkter Zusammenhang zwischen den Infrastruk-
turen der Notdurft und den gesellschaftspolitischen 
Inhalten der Bewegungen. Die Notdurft wird nicht privati-
siert, sondern als Kollektiv bearbeitet. Das Design orien-
tiert sich an den Bedürfnissen der Nutzer:innen und wird 
jährlich aufs Neue hinterfragt und angepasst (eigene Be-
obachtungen 2018–2021). Außerhalb des freien Marktes 
steht damit die Bedürfnisbefriedigung fernab von Hierar-
chien im Vordergrund, die nicht nur ökologischen und so-
zial gerechten Prinzipien folgt, sondern auch immer Klopa-
pier bereithält. 

Fazit

Öffentliche Toiletten bewegen sich auf einem schmalen 
Grat zwischen Notdurft und Notdürftigkeit. Zwar ist die 
Notdurft ein menschliches Grundbedürfnis, doch wird die 
Bereitstellung von Toiletten in öffentlichen und stadtpoli
tischen Diskursen wenig thematisiert. Hinzu kommt, dass 
die Bereitstellung öffentlicher Toiletten einer marktwirt-
schaftlichen Logik folgt. Damit steht nicht die Daseinsvor-
sorge für die Bürger:innen im Vordergrund, sondern die 
Wirtschaftlichkeit der Anlagen beziehungsweise Kosten-
einsparungen städtischer Haushalte. Infolgedessen wurde 
diese kommunale Aufgabe in der Vergangenheit immer 
mehr in private Hände gegeben. Hierdurch hat sich die 
Versorgungssituation allerdings nicht grundlegend ver-
bessert. Auch wenn sich die Zuständigkeit auf die Qualität 
des Angebotes auswirkt, ist diese maßgeblich von der Ge-

staltung der Anlagen selbst abhängig. Hier wird deutlich, 
dass gesellschaftliche Machtstrukturen auch das Design 
von öffentlichen Toiletten prägen. Viele öffentliche Toilet-
ten tragen somit zur De_Privilegierung aufgrund von 
Klasse, Alter, Geschlecht oder Be_hinderung bei. Anders 
ausgedrückt: In öffentliche Toiletten sind diskursive Macht
verhältnisse eingeschrieben, die Werte und Normen unse-
rer Gesellschaft widerspiegeln. Das „Recht auf Infrastruk-
tur“ kann hier richtungsweisend für eine progressive Stadt-
politik sein. Diese sollte sich jedoch nicht nur auf soziale 
Verhältnisse beschränken, sondern auch unseren Umgang 
mit der Umwelt beinhalten. Vor dem Hintergrund der öko-
logischen Krisen ist das absolut notwendig. Das Neuden-
ken von öffentlichen Toiletten als sozial-ökologische Infra-
struktur wird damit zu einem Sinnbild einer Gesellschaft, 
die gewaltvolle Hierarchien der heutigen Zeit in Frage 
stellt und zeigt, warum es bei Toiletten um mehr geht als nur 
um ein gutes Design. Intakte sanitäre Infrastrukturen gehö-
ren zu einer Grundvoraussetzung unseres Zusammenle-
bens und sollten deshalb auch als staatliche oder kommu-
nale Aufgabe so behandelt werden.
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ANMERKUNGEN

1	 Die Schreibweise „De_Privilegierung“ weist darauf hin, dass struktu-
relle Machtverhältnisse nie einseitig sind, sondern immer Privilegierung 
und Deprivilegierung voraussetzen (vgl. Pasch et al. 2021).
2	 Wir benutzen hier bewusst den Begriff „barrierearm“, da die meisten 
City-WCs nur einen Teil baulicher Voraussetzungen erfüllen, um auch für 
Menschen mit komplexen Be_hinderungen barrierefrei zu sein (vgl. www.
toiletten-fuer-alle.de [17.12.2021]).
3	 Die Verwendung von Anführungszeichen verweist auf die soziale Kon-
struktion von Geschlecht, die dieser binären Einteilung zugrunde liegt.
4	 Patriarchale Gesellschaften sind durch „männliche“ Perspektiven und 
Bedürfnissen geprägt.
5	 Der Annahme folgend, dass Menschen nicht nur durch ihre mentalen, 
kognitiven und körperlichen Konstitutionen, sondern auch durch äußere 
Umstände (z. B. räumliche oder gesellschaftliche Strukturen) behindert 
werden, weist die Schreibweise „Be_hinderung“ auf diese beiden Dimen-
sionen hin.
6	 Als „cisgender“, kurz: cis, werden Menschen bezeichnet, die sich mit 
dem ihnen bei Geburt zugewiesenen Geschlecht identifizieren, „cisgen-
der“ ist das Pendant zu „transgender“, kurz: trans.
7	 Der Begriff „Ableismen“ bezeichnet Diskriminierungsformen gegen-
über Menschen, denen körperliche und/oder geistige Be_hinderungen 
zugeschrieben werden.
8	 Eva von Redecker, Tweet vom 23.06.2021, URL: https://twitter.com/
EvRedecker/status/1407593531649179649 [17.12.2021].

Das Autor:innenkollektiv klo:lektiv ist ein Zusammenschluss der 
Geograph:innen Lilith Kuhn, Katharina Ciax, Christina Peklo, 
Martine Kayser, Sabine Bongers-Römer und Rosa Aue, die sich 
zur Aufgabe gemacht haben, das Thema Toiletten in (halb-)öf-
fentlichen Räumen stärker in wissenschaftliche, stadtpolitische 
und öffentliche Debatten einzubringen. Immer wieder zeigt die 
Toilette gesellschaftliche Machtverhältnisse und Ungerechtigkei-
ten in urbanen Räumen auf. Das klo:lektiv möchte persönliche 
Erfahrungen strukturell verorten und neue Möglichkeitsräume 
schaffen. Hierbei werden vor allem die Bereitstellung und Nutz-
barkeit von Toiletten als öffentliche Infrastruktur im Kontext ge-
samtgesellschaftlicher Strukturen und Problemlagen thematisiert. 
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Analyse des ukrainisch-russischen Konflikts

Winfried Schneider-Deters: 
Ukrainische Schicksalsjahre 2013–2019. Band 1: Der 
Volksaufstand auf dem Majdan im Winter 2013/2014. Band 
2: Die Annexion der Krim und der Krieg im Donbass. 

Berliner Wissenschaftsverlag, Berlin 2021. 
Bd. 1: 679 S., 66,00 Euro; Bd. 2: 881 S., 80,00 Euro.

Winfried Schneider-Deters, Politologe, ist bereits ein aus-
gewiesener Kenner der ukrainischen Politik. Er leitete von 
1996 bis 2000 das „Kooperationsbüro Ukraine“ der Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Kiew. Das Werk, das er jetzt vorge-
legt hat, stellt die Entwicklung in der Ukraine in den Jahren 
2014 bis 2019 umfassend dar: die Politik der Parteien und 
der Führungen des Staates, die Rolle der Oligarchen, der 
Sicherheitskräfte, die verbreitete Korruption. Im Mittel-
punkt steht der ukrainisch-russische Konflikt. Der Autor be-
handelt die Anlässe und tieferen Gründe, die russische 
Propaganda und Desinformation als wichtiges Einflussmit-
tel in der Ukraine und im Westen. Er berücksichtigt dabei 
auch die Geschichte der Ukraine im 20. Jahrhundert und 
das verbreitete, von Russland aktuell stets vorgehaltene 
Bild von den Ukrainern als Nationalisten, NS-Kollabora-
teuren und Antisemiten. Die militärischen Ereignisse und 
die diplomatischen Bemühungen um eine Regelung finden 
ausführliche Würdigung. Die Auseinandersetzung, die im 
März 2014 mit der Besetzung der Krim durch Russland be-
gann und bald zu einem regelrechten Krieg in der Ostukra-
ine führte, hatte zunächst eine innerukrainische Ursache in 
der „Majdan-Revolution“ vom Jahresbeginn 2014, so be-
nannt nach dem Platz (ukr: „majdan“) der Unabhängigkeit, 
der schon Ende 2004 Schauplatz einer Volkserhebung ge-
gen das korrupte Regime des Präsidenten Janukovyč ge-
wesen war. Schneider-Deters war nicht nur selbst Augen-
zeuge der Kämpfe in Kiew, er fügt zahlreiche Fakten, die er 
nach gründlicher Auswertung ukrainischer, russischer und 
westlicher Quellen für gesichert hält, zu einem klaren Bild 
zusammen.
Der erste Band dieses umfangreichen Werkes ist den Vor-
gängen auf dem Majdan bis zur gelungenen Machtüber-
nahme der Anti-Regierungs-Kräfte gewidmet, umfasst aber 
auch die juristische, journalistische und propagandistische 
Reaktion der folgenden Monate und Jahre auf die teil-
weise blutigen Kämpfe zwischen den Kräften des Regimes 
und den Aufständischen. Die gesicherten Fakten, ebenso 
die Behauptungen und Legenden über die tödlichen 
Schüsse auf die Regierungsgegner, aber auch die Opfer 
unter den Sicherheitskräften werden vom Autor umfassend 
dargestellt und minutiös untersucht. Im zweiten Band be-
handelt er die Annexion der Krim durch Russland und die 

Vorgänge in der Ostukraine. Während die Halbinsel durch 
eine glänzend geplante und durchgeführte Spezialopera-
tion des Geheimdienstes und militärischer Einheiten Russ-
lands besetzt wurde, scheiterte der Versuch, große Ge-
biete im Osten und Süden der Ukraine als „Neurussland“ 
unter Kontrolle zu bringen, am ukrainischen Widerstand. 
Der Verfasser beschreibt genau die Einzelheiten des von 
der russischen Militärführung – wie er nachweist, sogar in 
der Theorie weiterentwickelten – „hybriden“ bzw. „ver-
deckten“ Krieges, ebenso die zeitweilige offene Aggres-
sion russischer Militäreinheiten, wie sie besonders in den 
bisher größten Gefechten bei Ilovajs’k (September 2014) 
und Debal’ceve (Januar 2015) statt fand. Nicht nur dieses 
direkte Eingreifen, erzwungen durch eine unerwartete und 
erfolgreiche ukrainische Gegenoffensive auf Donec’k und 
Luhans’k April bis August 2014, macht Russland zur Kriegs-
partei. Auch die versuchte, teilweise gelungene Macht-
übernahme in der Ostukraine durch örtliche Kräfte war 
vom russischen Geheimdienst gesteuert und durchgeführt, 
wie der Verfasser schlüssig nachweist. 
Schneider-Deters beleuchtet mit den einzelnen Etappen 
der Krise stets auch die Reaktion der internationalen Staa-
tengemeinschaft, der Europäischen Gemeinschaften so-
wie der deutschen Politik. Seine Kritik an der Diplomatie 
Merkels und Steinmeiers, von ihm andernorts publiziert, 
kommt hauptsächlich in der Gegenüberstellung der Ereig-
nisse in der Ostukraine und der deutschen Forderungen an 
„beide Seiten“ zum Ausdruck. Deutschland und Frankreich 
wirkten 2014/2015 besonders auf die Ukraine ein und ak-
zeptierten Russland in der „Vierergruppe“ (Russland, Ukra-
ine, Frankreich, Deutschland) als Verhandlungspartner, 
der „seinen Einfluss“ auf die prorussischen Kräfte in den 
Gebieten Donec’k und Luhans‘k geltend machen solle. 
Diese Haltung korrespondiert mit Darstellungen in deut-
schen Medien, die – wie Schneider-Deters nachweist – rus-
sischer Propaganda zumindest nahekommen. Er zeigt im-
mer wieder die Diskrepanz auf zwischen den Ereignissen 
und dem in der deutschen Diplomatie und in manchen Me-
dien verbreiteten, weitaus idealeren Bild von der Rolle 
Russlands.
Zitate russischer und prorussischer Akteure in diesem 
Drama, die Eingeständnissen gleichkommen und die russi-
sche Aggression beweisen, werden mit der Propaganda-
behauptung konfrontiert, dass dies ein “innerukrainischer 
Konflikt“ sei. Auch die Frage der Sprachen in der Ukraine, 
bei deren Darstellung russisch immer wieder fälschlich als 
bedrohte Minderheitssprache dargestellt wird, behandelt 
Schneider-Deters kenntnisreich und im Einklang mit den 
Fakten. Zu Recht stellt er fest, das Russische könne sich un-
gehindert unter dem Schutz der ukrainischen Verfassung 
entfalten, und folgert: Eher benötige das Ukrainische eine 
stärkere Förderung als Staatssprache. 
Wichtig in diesem Zusammenhang ist die genaue Darstel-
lung der russischen, aus der Sowjetunion übernommenen, 
unter Putin aber konsequent erweiterten Desinformations-
technik (Stichwort: „Trolle“). Der Verfasser zeigt dies u. a. 
anhand der antieuropäischen russischen Berichterstat-
tung und Propaganda im Jahr 2013 vor dem damals schein-
bar bevorstehenden Beitrit t der Ukraine zur Assoziation 
mit der EU (dem Auslöser der Majdan-Revolution). Weitere, 
noch krassere Beispiele sind Behauptungen russischer Me-
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dien über den Schusswaffengebrauch auf dem Majdan, 
die Todesopfer nach heftigen Kämpfen zwischen prorus
sischen und proukrainischen Aktivisten in Odessa im 
Mai 2014 und die russische Desinformation nach dem Ab-
schuss der niederländischen Passagiermaschine MH17 
durch eine russische Luftabwehreinheit über der Ostukraine 
im Juli 2014.
Die Zurückhaltung mancher deutschen Politikerinnen und 
Politiker gegenüber Russland, die Ablehnung härterer 
Sanktionen, der Aufruf zur Erneuerung bzw. Stärkung der 
deutsch-russischen Partnerschaft, die ständige Forderung 
nach Dialogbereitschaft passen zu dem bislang geschei-
terten Versuch, gemeinsam mit Russland eine Lösung der 
Krise um die Ukraine zu erreichen. Von Putin- bzw. Russ-
landverstehern wird dabei gerne die besondere Verant-
wortung Deutschlands gegenüber Russland als Nachfol-
gerstaat der Sowjetunion, als Opfer des NS-Rassenwahns 
angeführt. Der Verfasser führt Äußerungen während einer 
Diskussion im öffentlich-rechtlichen deutschen Fernsehen 
an, die sogar Russland mit dem Vielvölkerstaat Sowjet-
union gleichsetzten. Die Ukrainer hingegen erscheinen in 
diesem Zusammenhang belastet wegen der angeblich be-
sonders starken Kollaboration mit dem Nazireich, dem ver-
meintlich vorherrschenden Antisemitismus und Nationalis-
mus. Schneider-Deters kritisiert diese Haltung im Anschluss 
an Timothy Snyder und korrigiert die historisch falschen 
Vorstellungen. Er weist nach, dass die russische Propa-
ganda sich genau diese Vorwürfe an die ukrainische Seite 
sofort nach dem Ausbruch der Majdan-Revolution zunutze 
machte: Die maßgeblichen Kräfte seien erneut Faschisten 
(in der Nachfolge der Nazi-Verbündeten) und Antisemiten. 
Russland habe also geradezu die Pflicht zum Eingreifen. 
Dagegen verweist der Verfasser auf die Haltung der ukra-
inischen Judenheit, die insgesamt den Majdan unter-
stützte, auf die nur marginalen Ergebnisse ukrainischer 
Rechtsextremisten bei den Wahlen 2014 und demgegen-
über auf den von Putin befeuerten ethnischen russischen 
Nationalismus als dominierenden Faktor der Politik. Aber 
auch das verbreitete Bild von der Ukraine im Zweiten Welt-
krieg sollte – so der Verfasser zu Recht – durch eine objek-
tivere Betrachtung der historischen Tatsachen ersetzt wer-
den: Die Ukraine lit t ganz besonders unter Krieg und Ter-
ror, weit mehr als die russischen Gebiete der Sowjetunion, 
denn sie war Hauptkriegsschauplatz und zur Gänze be-
setzt. Zu den vielen Opfern des Landes zählen u. a. die 
gefallenen Ukrainerinnen und Ukrainer der Roten Armee 
und der sowjetischen Partisanen, die pauschal der Sowje-
tunion (im allgemeinen Bewusstsein also „Russland“) zuge-
rechnet werden. Als Folgerung wiederholt Schneider-De-
ters die Forderung Snyders, eine besondere Verantwor-
tung Deutschlands gegenüber der Ukraine anzuerkennen 
und danach zu handeln. 
Auch wer schon in großen Zügen über die Entwicklung in 
der Ukraine und im ukrainisch-russischen Konflikt infor-
miert ist, wird in der Fülle der Ereignisse und Zitate man-
ches weniger bekannte und dennoch wichtige finden. 
Schneider-Deters bändigt die große Menge des Behan-
delten durch Einteilung in jeweils kurze Kapitel mit aussa-
gekräftigen Überschriften. Sehr nützlich sind Zusammen-
fassungen der Inhalte vor den einzelnen Bänden. Aller-
dings hätten Verzeichnisse von Namen und Stichwörtern 

die Benutzung erleichtert, zumal die Bände mit ihrer umfas-
send angelegten und dennoch an den entscheidenden 
Punkten ins einzelne gehenden Analyse auch als Nach-
schlagewerk dienen könnten. 
Im letzten Teil des zweiten Bandes geht der Verfasser auf 
die veränderte globale Sicherheitspolitik im Gefolge einer 
neuen Gegnerschaft zwischen Russland und dem Westen 
ein, wie sie sich im Gefolge der Majdan-Revolution und mit 
Putins ersten militärischen Aggressionen gegen die Ukra-
ine seit 2014 herausbildete, aber in den letzten Jahren erst 
von einem Teil der Politik und der Medien überhaupt wahr-
genommen wurde. Der Angriffskrieg des Putin-Regimes ge-
gen die Ukraine im Februar 2022 lag wohl auch außerhalb 
der Vorstellung selbst dieses genauen Beobachters, wenn-
gleich er die Möglichkeit einer baldigen echten Annähe-
rung zwischen Russland auf der einen Seite, der Ukraine 
und dem Westen auf der anderen verneint.
Seit dem 24. Februar 2022 ist die Staatenordnung durch 
einen Krieg vollkommen verändert, der nicht nur den Staat 
Ukraine in seiner Existenz bedroht, sondern weitreichende 
Folgen für ganz Europa hat. Das vorliegende Werk wird 
dadurch keineswegs in seinem Wert geschmälert, sondern 
ganz im Gegenteil: Jeder, der sich über die Vorgeschichte 
dieses Krieges, über Ursachen und Verlauf des russisch-
ukrainischen Konfliktes seit Ende 2013 und ebenso über die 
Gründe der jetzigen Konfrontation zwischen Russland und 
dem Westen informieren will, sollte dieses Werk unbedingt 
heranziehen.

Ernst Lüdemann

Tagelöhner der Moderne

Jessica Bruder:
Nomaden der Arbeit. Überleben in den USA im 
21. Jahrhundert.

Blessing Verlag, München 2019.
384 Seiten, 22,00 Euro.

The Ghost of Tom Joad ist ein Folkrock-Lied von  Bruce 
Springsteen. Es ist der Titeltrack zu seinem elften Studio
album, das 1995 veröffentlicht wurde. Tom Joad  ist die 
Hauptfigur in John Steinbecks Klassiker Früchte des Zorns 
(The Grapes of Wrath) von 1939. 2014 nahm Springsteen 
das Lied für sein achtzehntes Studioalbum High Hopes neu 
auf. Inspiriert wurde Springsteen u. a. durch The Ballad of 
Tom Joad von Woody Guthrie, durch die Lektüre des Ro-
mans sowie John Fords Verfilmung, in der die Figur von Tom 
Joad vom jungen Henry Fonda gespielt wird. 
In der Tradition sozialkritischer Schriftsteller wie Upton 
Sinclair, der in seinem 1905  erschienenen Roman Der 
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Dschungel die Ausbeutung in den Schlachthöfen von Chi-
cago und die Auswirkungen eines von Profitwahn diktier-
ten Kapitalismus beschreibt, schildert Steinbeck das 
Schicksal von Tausenden von Landarbeitern und Farm-
pächtern, denen die Depression und neue Agrartechniken 
den wirtschaftlichen Zusammenbruch brachten. Die Ereig-
nisse in der sogenannten Dust Bowl (deutsch: Staubschüs-
sel) in den 1930er Jahren waren im Grund die Verbindung 
einer Umweltkatastrophe mit einer Wirtschaftskrise: In den 
östlich der Rocky Mountains gelegenen trockenen Prärie-
zonen der USA hatte die Verdrängung des Präriegrases 
durch Weizen im Zuge der Urbarmachung seit dem späten 
19. Jahrhundert langfristig verheerende Auswirkungen für 
das regionale Ökosystem. Während das Präriegras den 
Boden vor Erosion bewahrt hatte, führten Weizenmonokul-
turen und Dürre zu gewaltigen Staubstürmen. Schwere Ern-
teschäden und der Preisverfall landwirtschaftlicher Pro-
dukte in der Weltwirtschaftskrise führten zur Abwande-
rung zahlloser Farmer aus der Dust Bowl. Sie machten sich 
mit ihren Familien auf den Weg nach Westen, um durch die 
Arbeit in den kalifornischen Obstplantagen eine neue 
Existenzgrundlage zu finden. Doch die Großgrundbesitzer 
zahlten Hungerlöhne, spekulierten mit brachliegendem 
Land und arbeiteten mit der Polizei zusammen, um jeden 
Widerstand der Arbeitssuchenden brutal zu unterdrücken. 
Wohl mehr als eine Millionen Menschen aus den beson-
ders betroffenen Gebieten in Oklahoma, Texas, Arkansas 
und Missouri kamen in den 1930er und 1940er Jahren al-
lein nach Kalifornien. 
Der Roman Früchte des Zorns begründete Steinbecks litera-
rischen Ruhm. Das Echo war gewaltig, als das Buch 1939 
erschien. Gegenschriften wurden veröffentlicht, Politiker 
und kirchliche Würdenträger verdammten das Buch. Stein-
beck wurde als Volksverhetzer und Klassenkämpfer stig-
matisiert – und von anderer Seite als Anwalt der Unter-
drückten und Ausgebeuteten gefeiert. 1940 bekam der 
spätere Nobelpreisträger Steinbeck für Früchte des Zorns 
den renommierten Pulitzer-Preis.
Jessica Bruder, die einige Jahre an der Columbia Gradu-
ate Journalism School lehrte, greift in ihrer journalistischen 
Arbeit für renommierte US-Zeitschriften (The New York 
Times Magazine, The Washington Post, The International He-
rald Tribune) wirtschaftlich-soziale Fragestellungen und 
subkulturelle Phänomene auf. Die preisgekrönte Repor-
tage Nomaden der Arbeit. Überleben in den USA im 21. Jahr-
hundert porträtiert das Leben von Zehntausenden, die in 
Amerika unterwegs sind. Die zumeist älteren Menschen le-
ben in Wohnmobilen, Vans und Anhängern. Sie übernach-
ten auf Zeltplätzen oder in der Wüste. Erschüttert von der 
Finanzkrise der 2010er Jahre ist ihnen der Boden für den 
wohlverdienten Ruhestand weggebrochen. Sie ziehen als 
Nomaden der Arbeit von einem Tageslohnjob zum nächs-
ten. 
In North Dakota verdingt sich ein 67 Jahre alter ehemali-
ger Taxifahrer als Helfer bei der Zuckerrübenernte. Von 
Sonnenaufgang bis nach Sonnenuntergang arbeitet er bei 
Temperaturen, die unter den Gefrierpunkt fallen. Er hilf t 
beim Entladen von Lastern, die mit mehreren Tonnen Zu-
ckerrüben von den Feldern angerollt kommen. Nachts 
schläft er in seinem Van. In Campbellsville (Kentucky) ver-
staut eine 66 Jahre alte ehemalige Bauleiterin Waren wäh-

rend der Nachtschicht in einem Lager der Firma Amazon 
und schiebt dabei einen Rollwagen meilenweit über den 
Betonboden. Die Arbeit ist todlangweilig. Sie bemüht sich, 
jedes Teil korrekt einzuscannen, um nicht gefeuert zu wer-
den. Morgens kehrt sie zu ihrem winzigen Trailer zurück, 
mit dem sie in einem Wohnmobil-Park steht. Die Tagelöh-
ner der Moderne übernachten auf Supermarktparkplät-
zen, in ruhigen Straßen von Vororten oder auf Raststätten. 
Im Mittelpunkt der Sozialreportage, für die Jessica Bruder 
über fünfzig  Interviews führte und 15.000  Meilen durch 
Amerika reiste, steht Linda May. Linda, Mitte sechzig, hat 
ihre beiden Töchter alleine großgezogen und verschie-
dene Berufe ausgeübt. Nun zieht sie ein Leben auf vier Rä-
dern einer Existenz auf Kosten ihrer Kinder, die selbst kaum 
über die Runden kommen, vor. Linda May arbeitet zumeist 
als Platzwart, letztlich als „Mädchen für alles“, auf Cam-
pingplätzen. Sie muss Tag und Nacht für neu Ankommende 
ansprechbar sein und putzt dreimal täglich die Toiletten. 
Linda hat sich während ihrer früheren Jobs – Kellnerin, Ver-
sicherungsagentin, Bauinspektorin, Händlerin für Boden-
beläge – nie um ihre Alterssicherung gekümmert. Nach 
Jahren schlechter Entlohnung verlor sie Wohnung und Job. 
Sie hat zwar Anspruch auf 500 Dollar Sozialhilfe im Mo-
nat. Eine Summe, die allerdings hinten und vorne nicht zum 
Leben reicht. So landete die vierfache Großmutter in einem 
Trailer und verbringt ihren Lebensabend in diesem Anhän-
ger. 
Für die modernen Nomaden im Rentenalter ist diese Le-
bens- und Wohnform oftmals die letzte Möglichkeit, nicht 
obdachlos auf der Straße zu landen. Sie sind billige Ar-
beitskräfte und Saisonpersonal. Durch die Workers on 
Wheels hat sich eine wahre Schattenwirtschaft entwickelt. 
Die ehemals normalen Menschen aus der US-amerika
nischen Mittelschicht haben beim Zusammenbruch der 
Börse im Jahr 2008 ihre Rücklagen für den Ruhestand ver-
loren, verdingen sich zu Billiglöhnen und sind an den Rand 
der Gesellschaft gedrängt. Sie bilden eine Schicksalsge-
meinschaft, die eigenen Regeln und Ritualen folgt, sich 
über Apps organisiert und sich untereinander solidarisch 
verhält. Die einfühlsamen Porträts zeigen, wie schmal der 
Grat zwischen einer scheinbar gesicherten Existenz und 
dem Absturz ins Prekariat letztlich sein kann. Viele derjeni-
gen, die nun in Wanderarbeit über die Runden kommen, 
waren in ihrem früheren Leben Manager, Lehrkräfte, Pro-
grammierer oder Büroangestellte und reisen nun von Job 
zu Job.
Die sachliche und zugleich mitfühlende Sozialreportage 
beschreibt ein Phänomen, das trotz seiner Brisanz weitge-
hend tabuisiert wird. An manchen Stellen geraten die 
Schilderungen jedoch allzu detailliert. Analytische Passa-
gen hingegen, die (sozial-)politische und ökonomische 
Strukturen, Ursachen und Verantwortlichkeiten in den Blick 
nehmen, sind eher selten. Ein engagiertes Buch ist es alle-
mal. Aussage und Gehalt des Buches waren mithin Anlass 
genug für die Schauspielerin Frances McDormand, die für 
ihre Hauptrolle in dem Drama Three Billboards Outside Eb-
bing, Missouri einen Oscar gewann, die Rechte zu erwer-
ben, eine Regisseurin zu suchen und das Buch zu verfilmen. 
Die in Peking geborene Filmemacherin Chloé Zhao, die in 
Nomadland Regie führte, wurde unlängst mit einem Oscar 
geehrt. McDormand selbst verkörpert in dem Film eine Frau 
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namens Fenn, die ihren Mann und Job verloren hat und 
seither mit einem klapprigen Van kreuz und quer durch 
Amerika reist und sich als Billiglohnkraft verdingt. Die meis-
ten der Darstellerinnen und Darsteller sind Laien, die sich 
selbst spielen. Mit beeindruckenden Bildern zeigt der Film 
die Würde und den Stolz der modernen Nomaden, trotz 
widriger Arbeits- und Lebensbedingungen. Dokumentiert 
wird, wie Menschen durch neoliberale Weichenstellungen 
und eine unzureichende soziale Absicherung an den Rand 
der US-amerikanischen Gesellschaft gedrängt werden. 
Ebenso wie die Sozialreportage spiegelt der Film die er-
nüchternde Botschaft von den Anfangsseiten des Buches 
wider: „Das letzte Stückchen Freiheit in Amerika ist ein 
Parkplatz.“

Siegfried Frech

Von mutigen Experimenten und „probaten Mitteln“

Michael Koß: 
Demokratie ohne Mehrheit? Die Volksparteien von gestern 
und der Parlamentarismus von morgen.

dtv, München 2021.
231 Seiten, 20,00 Euro.

Die Vorgänge des 5. Februar 2020 im thüringischen Land-
tag glichen einem parlamentaristischen Paradigmenwech-
sel. Thomas Kemmerich (FDP), Mitglied der kleinsten Land-
tagsfraktion, wurde nicht nur mit den Stimmen der eigenen 
Partei, sondern auch mit denen der AfD und der CDU zum 
Ministerpräsidenten des Freistaats Thüringen gewählt. Ein 
besonderes Politikschauspiel, das, eingefädelt durch den 
rechtsextremen Politiker Björn Höcke, die Gefahr anzeigt, 
in der sich die bundesrepublikanische Demokratie befin-
det – so der Lüneburger Politikprofessor Michael Koß in 
seinem populärwissenschaftlichen Buch „Demokratie ohne 
Mehrheit?“. In drei Teilen entwickelt der Autor seine The-
sen von schwindenden Mehrheiten, der überkommenden 
Vorstellung von „Volksparteien“ und einer neu einzuüben-
den demokratischen Grundhaltung.
In Österreich und Deutschland ist die Parteienlandschaft 
durch einander gleichende, weitestgehend parallel ver-
laufende Entwicklungen geprägt worden: Zwar haben die 
sogenannten Volkparteien seit den 1980er Jahren bestän-
dig an Zustimmung verloren, ihre Wirkmacht aber wurde 
bis zum heutigen Tage nicht oder nur temporär überwun-
den. Im Kielwasser dieser bedeutenden Institutionen konn-
ten sich erst spät andere Kräfte etablieren, so dass „heute 
von einem polarisierten Pluralismus im Sinne von Sartori 
die Rede sein kann“ (S. 64). Der Kalte Krieg, die Abgren-
zung vom Sowjetsozialismus und die allgemeine Akzep-

tanz des amerikanischen Kapitalismus als identitätsstif ten-
des System habe die vergleichsweise langanhaltende Ho-
mogenität des Parteiensystems bewirkt, so Koß. Kann das 
wirklich sein? Geraten bei einer solchen Betrachtungs-
weise nicht die Protestaktionen der späten 1950er und der 
1960er Jahre, die Studentenrevolte und die Antiatombe-
wegung, ja die ganze „68er-Bewegung“ aus dem Blick, die 
bereits früh als Antagonist jener Homogenität auftrat und 
so den politischen Diskurs pluralisierte?
Ab den späten 1970er Jahren, spätestens ab den 1980ern 
brach in Deutschland und Österreich eine neue Zeit des 
Parlamentarismus an: die Zeit der „Renegaten“. Anders als 
Lichtgestalten sind Renegaten „per se egozentrisch“ (S. 76) 
– sie neigen zum Narzissmus. Koß unterscheidet streng 
zwischen Lichtgestalten und Renegaten, die sich lediglich 
auf den ersten Blick ähneln. Bekanntester österreichischer 
Renegat mag Jörg Haider gewesen sein; in Deutschland 
dürften sich Oskar Lafontaine und Alexander Gauland 
diesen Titel teilen. Während der Hochzeit der Sozialdemo-
kratie verschafften die „Konfliktstrukturen des Kalten Krie-
ges“ (S. 87) den Kanzlern Kreisky und Brandt erstaunliche 
Freiheiten, die heute wohl nur schwerlich vertretbar wären 
– dem Einen wurde sein ungewöhnliches Verhältnis zur jü-
dischen Gemeinde und zu ehemaligen NS-Funktionären 
verziehen; der Andere durfte eine aus ökonomischer Sicht 
eher defizitäre Politik betreiben. Freilich, eine solche Politik 
war nur unter den wechselwirkenden Vorzeichen des Kal-
ten Krieges zwischen Verpflichtung und Freiheit möglich – 
ein Spiel, das die „Lichtgestalten“ Kreisky und Brandt her-
vorragend beherrschten.
Als die Paradigmen des Kalten Krieges zunehmend ver-
blassten, büßten auch die Volksparteien – in Deutschland 
und Österreich also Christ- und Sozialdemokraten – zu-
nehmend an Einfluss ein. In Österreich setzte diese Ent-
wicklung allerdings bereits deutlich früher ein: „Seit den 
späten 1980er Jahren ist es mit den Volksparteien in Öster-
reich vorbei, spätestens seit 2005 auch in Deutschland“ 
(S.  119). Mit dem Ende des Kalten Krieges verloren die 
Volksparteien den „Kitt“, der sie stets zusammengehalten 
und legitimiert hatte. Sozialdemokratische Abgrenzung 
von Sowjetsozialismus und christdemokratische Westbin-
dung (oder prowestliche Neutralität der ÖVP) waren nicht 
mehr notwendig. Stattdessen ergaben sich neue Räume 
und Politikfelder, die von jungen und innovativen Parteien 
besetzt wurden. Die Wurzeln des Niedergangs der kon-
sensualen Volksparteien liegen also in der Zeit vor Angela 
Merkel oder Sebastian Kurz. Zudem leiden die modernen 
Volksparteien unter dem Wegfall althergebrachter ideolo-
gischer „Leitplanken“. Mit dem Zusammenbruch des Kom-
munismus und der fortschreitenden Auslagerung national-
staatlicher Souveränität an eine übergeordnete Institution 
(EU) brachen alte Wegmarken weg – der politische Diskurs 
wandelte sich zum Transnationalen und verlor seinen ur-
sprünglichen Charakter, der die Volksparteien einst 
nährte. Vor diesem Hintergrund ist „[b]is auf Weiteres […] 
[eine] Rückkehr der Volksparteien ausgeschlossen“ (S. 147). 
Koß empfiehlt als Reaktion auf jene parteipolitischen Zäsu-
ren das häufigere Eingehen von Minderheitsregierungen, 
da sich Mehrheiten ohnehin in einem fluiden Wandel be-
finden. Ob allerdings Minderheitsregierungen in der Rea-
lität effizient arbeiten könnten, scheint zumindest fraglich. 
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Aktuellstes Beispiel dürfte die Regierung Ramelow II in Thü-
ringen sein, deren Damoklesschwert – ein Stabilitätspakt 
mit der CDU – stets niederzusausen droht. 
Koß freilich sieht dies anders und erklärt: „Minderheitsre-
gierungen sind also ein probates Mittel in Zeiten gesell-
schaftlicher Umbrüche ohne demokratische Nebenwirkun-
gen“ (S. 176). Eine überzeugende Erklärung allerdings, in-
wiefern Minderheitsregierungen „ein probates Mittel“ 
darstellen, bleibt der Autor dem Leser schuldig. Auf Lan-
desebene zeichneten sich Minderheitsregierungen häufig 
durch Kurzzeitigkeit aus – etwa im Falle der ersten Amtszeit 
von Hannelore Kraft in Nordrhein-Westfalen (2010–2012). 
Auf Bundesebene gab es in der Bundesrepublik noch keine 
Minderheitsregierung; ähnlich sieht es in Österreich aus, 
wo seit Bestehen der Republik erst eine Minderheitsregie-
rung die Führung des Staates übernahm. Von einem proba-
ten Mittel zu sprechen, ist insofern wenig einleuchtend, zu-
mal Koß die möglichen Einschränkungen – auf internatio-
naler Ebene – verschweigt: Wer erst nach Mehrheiten im 
heimischen Parlament suchen muss, der kann nur schwer-
lich Versprechen geben – er büßt so sein Gewicht als ver-
lässlicher Partner ein.
Was braucht es nun, damit die parlamentarische Demo-
kratie in der Bundesrepublik und in Österreich gefestigt 
der Zukunft entgegensehen kann? Geht es nach Koß, be-
nötigt es Transparenz und die Abkehr von alten, tradierten 
Strukturen beispielsweise durch das mutige Eingehen von 
Minderheitsregierungen in einer schnelllebigen Zeit. Ob 
diese helfen können, sollte hinterfragt werden. Der Schluss-
satz des Buches –„Der Kampf um die Demokratie geht wei-
ter“ (S. 231) – wiederum trif f t ins Schwarze. Diese Studie ist 
der beste Beleg für den fortwährenden Kampf!
Koß, dessen Buch sich „[n]ach fast 20 Jahren im Weinberg 
der Wissenschaft“ (S. 233) an einen Leserkreis außerhalb 
des akademischen Apparats richten soll, er füllt sein Anlie-
gen; freilich verwendet er teilweise eine Sprache, die mit-
unter an der Zielgruppe des Buches vorbeigeht. Schade!

Oskar Wache

Plakatkunst und Politik

Klaus Staeck:
Plakate.

Steidl Verlag, Göttingen, 2021.
144 Seiten, 16,80 Euro.

Wer dem Touristenmagnet Heidelberg einen Besuch ab-
stattet, sollte sich auf dem Weg durch die Altstadt nicht nur 
auf das weltberühmte Schloss, den Marktplatz mit Heilig-
geistkirche und die Alte Brücke konzentrieren oder der Hei-

delberger Romantik nachspüren. Es lohnt auch ein Weg 
durch die Seitenstraßen der Altstadt. In der Ingrimstraße 
an der Ecke Florinstraße sind in mehreren (Schau-)Fenstern 
Plakate zu sehen. Hierbei handelt es sich um Werke des 
wohl bekanntesten deutschen Plakatkünstlers Klaus 
Staeck, der dort seine Wirkungsstätte hat. 
Im Steidl Verlag, mit dessen Verleger Gerhard Steidl Klaus 
Staeck eine lange Zusammenarbeit und Freundschaft ver-
bindet, ist unlängst als Taschenbuch eine Ausgabe er-
schienen, die alle Plakate von Klaus Staeck beinhaltet – 
beginnend mit dem Plakat „Würden Sie dieser Frau ein Zim-
mer vermieten“ aus dem Jahr 1971. Auf dem Plakat ist zu 
diesem Spruch die Mutter Albrecht Dürers zu sehen, die 
dieser 1514 als todkranke Frau zeichnete. Es wurde zu-
nächst in Nürnberg plakatiert, als dort die Albrecht-Dürer-
Jubiläumsausstellung statt fand. Bereits seit Ende der 
1960er Jahre hatte Staeck erste Collagen und Drucke pro-
duziert, die ebenfalls in dem Band zu sehen sind. Das letzte 
abgebildete Plakat stammt aus dem Jahre 2015 und zeigt 
das Brandenburger Tor auf der Akropolis in Athen. 
Fast schon erschreckend ist es, dass viele von Klaus Staecks 
Plakatmotiven noch heute eine hohe Aktualität besitzen. 
Das Plakat „Die Mieten“ von 1972 könnte heute in viele 
deutschen Großstädten noch genauso geklebt werden. 
Auch „25 Jahre Menschenrechte“ von 1974, bei dem die 
Folterproblematik thematisiert wird, hat an gegenwärtiger 
Bedeutung nichts verloren. „Der Erstickungstod“ von 1974, 
„HOECHST katastrophal“ von 1988 oder „Billigflieger“ 
von 2007 stehen beispielhaft für viele Plakate, die die Um-
weltverschmutzung und den Klimawandel anprangern. 
Selbst die aktuellen Versuche, die Repräsentanz von 
Frauen in politischen Ämtern und als politische Mandats-
trägerinnen zu erhöhen, wie sie durch Gesetze oder wie im 
Falle von Baden-Württemberg durch eine Reform des 
Landtagswahlrechts unternommen werden, können in Be-
zug zu dem 1976 erschienenen Plakat „Gleichberechti-
gung“ gesetzt werden, auf dem zu lesen ist: „Jeder zweite 
Abgeordnete ist eine Frau.“ Und die beiden neueren Pla-
kate „Lampedusa“ und „Zukunft Europas“ von 2014 bzw. 
2015 zeugen davon, dass es um den europäischen Integra-
tionsprozess nicht zum Besten gestellt ist.
In einem den Plakatmotiven angestellten Essay kommt 
Klaus Staeck selbst zu Wort. Dabei ordnet er sein künstle-
risches Schaffen und seine Motivation ein. Seine Arbeiten 
versteht er als „Versuch politisch-gesellschaftlicher Mei-
nungsäußerung mit künstlerischen Mitteln, ohne der Dikta-
tur des Ästhetischen unterworfen zu werden“ (S. 119). Zu-
dem analysiert er den gegenwärtigen Kulturbetrieb und 
das Verhältnis von Kunst und Politik. Klaus Staeck, der von 
2006 bis 2015 Präsident der Akademie der Künste in Berlin 
war, kritisiert den Kunstbetrieb, der eher auf leichte Kost im 
Sinne von repräsentativer, inhaltlich leicht verdaulicher 
Kunst und klassische Werke setze. Aber er kritisiert auch 
die Kunstschaffenden selbst, die kaum noch an der „Erwei-
terung des Kunstbegriffs“ (S. 136) arbeiten würden. Er for-
dert, dass sich Künstlerinnen und Künstler wieder verstärkt 
einmischen und auf Antworten bestehen sollten, denn 
„überdies war der Künstler als kritischer Begleiter und hell-
sichtiger Beobachter seiner Zeit kaum jemals stärker gefor-
dert als heute“ (S. 141).

Robby Geyer
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Demokratisches Engagement stärken

Eric Hattke/Michael Kraske (Hrsg.):
Demokratie braucht Rückgrat. Wie wir unsere offene 
Gesellschaft verteidigen.

Ullstein Verlag, Berlin 2021.
224 Seiten, 12,99 Euro.

Fünfzehn Verteidiger und Verteidigerinnen unserer wert-
vollen Demokratie versammeln sich in diesem Bändchen 
und haben das Ziel, mit ihren unterschiedlichen Erklärun-
gen und Lösungsansätzen diese zu stärken. Sie machen 
über die vorherrschenden allgemeinen Vorschläge hinaus 
deutlich, welche Möglichkeiten zur Gefahrenabwehr aus 
ihrer Sicht für die Kunst, die Religion, den Journalismus so-
wie für Polizei und Bundeswehr bestehen.
Eric Hattke, eine der prominentesten Stimmen des bürger-
lichen Widerstands gegen die Pegida-Bewegung in Dres-
den und an vielen Projekten in Sachsen beteiligt, hat schon 
früh gelernt, dass Demokratie kein Selbstläufer ist. Er sieht 
es gefährlich an, wie sie von vielen mit Beliebigkeit und 
grenzenloser Freiheit angesehen wird. Insofern ruft er 
schon im Eingangskapitel in Erinnerung, dass Demokratie 
Regeln, Grundwerte und rote Linien benötigt. Entspre-
chend darf man vor Gegnern nicht einknicken, sondern 
muss ihnen widersprechen und ihre Tricks entlarven. Aus-
führlich belegt Hattke, wie der Druck auf die Mittelschicht 
und ihrer realen Angst vor dem sozialen Abstieg, der Ein-
samkeit und Verlassenheit dann doch nicht ganz so ge-
ringe Bevölkerungsanteile an Demonstrationen der Quer-
denker teilnehmen lässt. Um diesem Abdriften vorzubeu-
gen, könne man sich Vereinen und Bürgerinitiativen an-
schließen. Der Autor kann sich vorstellen, das Freiwillige 
Soziale Jahr zu stärken oder gar verpflichtend einzufüh-
ren. Durch steuerliche Anreize und faire Bezahlung könn-
ten soziale Berufe attraktiver gemacht werden. Es ist für ihn 
lohnenswert, sich für demokratische Grundwerte anstän-
dig und beharrlich einzusetzen. Ein bisschen mehr Begeis-
terung einschließlich populärer Festivitäten, eine positive 
Erinnerungs- und Gedenkkultur und Freude an der Vielfalt 
tun der Demokratie gut. Trotz der zuweilen erkennbaren 
Verrohung besonders in den sozialen Medien rät Hattke 
davon ab, abweichenden politischen und weltanschauli-
chen Positionen hysterisch gegenüberzustehen. Eine Zivil-
gesellschaft mit politisch aktiven Bürgerinnen und Bürgern 
stärkt die Demokratie.
Karl-Siegbert Rehberg, Lehrstuhlinhaber an der TU Dres-
den, rät in seinem Beitrag: Entpolitisierung entgegentre-
ten, stattdessen neue Formen, wie z. B. Aktionen von Fri-
days for Future, wahrnehmen! – Haben wir heute wieder 
„Weimarer Verhältnisse“? Der Historiker Eckart Conze 

sucht nach Erklärungen, weshalb die Weimarer Republik 
gescheitert ist. Sie wurde hauptsächlich als negativ, unge-
wollt und schwach wahrgenommen, ihre Chancen dage-
gen kaum erkannt. Dazu kamen als fake news die „Dolch-
stoßlegende“, die schweren Wirtschaftskrisen von 1923 
und 1929 und Attentate. Von der traditionellen Welt ent
ankert, sahen viele hauptsächlich Unordnung und Komple-
xität. Dies erklärt auch zum großen Teil den Aufstieg der 
NSDAP.
Georg Restle, mit dem Grimme-Preis ausgezeichneter Jour-
nalist, stellt heraus, wie seine Kolleginnen und Kollegen 
von Querdenker-Protesten als „Feind“ angesehen, ge-
schlagen, bedroht oder verfolgt werden. Besonders auch 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist davon betroffen. 
Restle fordert für sich und seine Kolleginnen und Kollegen 
einen inneren journalistischen Kompass: Rechtsextremis
tische Ideologie und Positionen dürfen seiner Ansicht nach 
nicht gleichberechtigt und ausgewogen dargelegt wer-
den. Er will sich ihnen in den Weg stellen. Journalismus 
darf sich nicht auf „eine wertfreie Hülle reduzieren“ lassen 
(S. 58), sondern ist ebenfalls Teil einer Zivilgesellschaft. Li-
terarisch und sprachlich hervorragend beleuchtet Ines 
Geipel (Schriftstellerin und Professorin für Verskunst) die 
Thematik. Wie schrieb schon Schiller 1778 in einem Brief 
an Christian Gottfried Körner: „Schone fremde Freiheit!“ 
und „Zeige selbst Freiheit!“ Im eigentliche Sinn geht es 
Schiller um die Idee des aufkommenden Walzertanzes, wo 
„sich zwei in einer Mitte fanden, zu einem Planeten wurden 
und als Unwucht zusammen mit vielen anderen Unwuchti-
gen hitzig durch den Raum kreiselten“ (S. 61). Und doch sto-
ßen sie niemals zusammen. Geipel leitet daraus ab, dass 
es –wie bei den Tanzregeln des Walzers – Grenzen der 
Meinungsfreiheit für unsere moderne Demokratie gibt. Es 
müsse ein „supranationales, juristisch verbindliches Regel-
werk“ geben, „das die User aus der Anonymität holt und 
ihre Online-Texte strikt unter Verantwortung stellt“ (S. 66). 
Und: „Wer foult, geht vom Parkett“ (S. 69).
Professor Hajo Funke stellt konkrete und glasklare Forde-
rungen in Bezug auf unsere Demokratie und ihre sie tra-
genden Politikerinnen und Politiker auf: Parteien dürfen 
nicht korrupt sein (Maskenaffäre, Nebeneinkünfte), sie sol-
len keinerlei Bündnisse mit rechtsextremen Parteien einge-
hen und müssen Bürgerinnen und Bürger mit ihren Proble-
men ernst nehmen, und sie sollen Schwächeren gegenüber 
solidarisch sein! – Was soll in den Schulen geschehen? 
Schülerinnen und Schüler könnten noch mehr eigene Ver-
antwortung entwickeln und tragen, gegenseitigen Respekt 
lernen und entsprechend Anerkennung finden.
Was den Linksextremismus angeht, so sieht ihn Peter Im-
busch (Professor für Politische Soziologie) als nicht so 
gefährlich an. Er sei mehr ein punktuelles Phänomen, ein 
situatives Ereignis, eine „höchst überschaubare Gefahr für 
die Demokratie“ (S. 95). Im Übrigen sei er grundsätzlich 
menschenfreundlich und insgesamt radikaldemokratisch. 
Dieser Sichtweise folgend, genügt für ihn eine „diskursive 
Auseinandersetzung und ein wenig Vertrauen auf die 
Macht des besseren politischen Arguments“ (S.  96). Ein 
aus meiner Sicht höchst einseitiger und verharmlosender 
Beitrag (der einzige in diesem Buch), angesichts von bru-
taler Gewalt, z. B. beim G20-Gipfel in Hamburg und an-
derswo.
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Wie steht es um radikale islamistische Gewalt? Lamya 
Kaddor, islamische Religionspädagogin und Politikerin, 
betont überaus deutlich, dass es im Grunde genommen bei 
den Täterinnen und Tätern um die Suche nach Halt in einer 
Gemeinschaft geht, in der sie sich akzeptiert und nicht aus-
gegrenzt fühlen. Sie hätten oft keine tieferen Religions-
kenntnisse und würden sich oft nur hinter religiösen Flos-
keln verstecken. Kaddor stellt am Ende ihres Beitrags des-
halb unmissverständlich klar, dass das Grundgesetz immer 
als die Basis für alle Religionsgemeinschaften zu gelten 
hat. Bestsellerautor und Filmemacher Dirk Laabs zeigt Bei-
spiele, wie der Rechtsstaat mit verfassungsfeindlichen Poli-
zisten und Bundeswehrsoldaten umgeht. Er deckt einer-
seits Ungereimtheiten in der Rechtsprechung auf und for-
dert folglich: Staatsanwaltschaften müssen konsequent 
und transparent ermitteln! Nur mit verfassungstreuen Be-
amten kann unsere Demokratie wehrhaft bleiben. Auch die 
nun folgende Betrachtung der Juristin Ingke Goeckenjan 
stellt in den Vordergrund, welche legislativen Möglichkei-
ten es inzwischen gibt. 2021 beschloss der Bundestag z. B. 
ein „Gesetz gegen Rechtsextremismus und Hasskriminali-
tät“. Für die Autorin gehört ergänzend unbedingt mehr Per-
sonal bei Strafverfolgungsbehörden und bessere tech
nische Ausstattung dazu. Immerhin gehen pro Jahr unge-
fähr 250.000  Anzeigen ein. Nicht zu vergessen ist, was 
Kunst und Künstler beitragen können. Diesem Thema nimmt 
sich Sebastian Krumbiegel von der Band Die Prinzen an. Für 
ihn ist Unterhaltung mit „Haltung“ verbunden. Er schreibt 
aber auch davon, wie er und andere manchmal Applaus 

von der falschen Seite bekommen, weil die heiter-ironi-
schen oder kritisch-sarkastischen Texte missverstanden 
werden. Deshalb steht für ihn fest: Miteinander statt über-
einander reden! Vielleicht, so seine Hoffnung, kann Kunst 
(vor allem die Musik) eine Brücke, ein Kommunikator sein.
Die Publikation bringt eine Vielzahl von Anregungen für 
Politik und Alltag. Ein „Demokratiefördergesetz“ (Vor-
schlag von Dipl.-Psychologin und Politikerin Marina Weis-
band) braucht es vielleicht gar nicht unbedingt, sondern 
vor allem eine funktionierende „Z i v i l g e s e l l s c h a f t“. 
Die Forderung nach derselben zieht sich durchs ganze 
Buch. Einzigartig an dem Band ist, dass Leserin wie Leser in 
unterschiedlich viele Bereiche wie auf ein buntes Mosaik 
blicken kann (Kunst, Justiz, Polizei, Bundeswehr, politische 
Strömungen). Durch extreme Aussagen (wie über harmlose 
Linke) oder übertriebene Formulierungen z. B. über die ge-
fährdete Arbeit von Journalisten („Was in Diktaturen und 
bei Kriegseinsätzen die Regel ist, gehört mittlerweile auch 
in Deutschland fast zum Alltag“) kann sich die Leserschaft 
herausgefordert fühlen.
Es gilt für alle, sich immer wieder und unter Anstrengung 
Informationen zu beschaffen und diese dann entspre-
chend einzuordnen. Deshalb ist auch dieser Aspekt wich-
tig: Desinformation („Infodemie“) als Waffe der Zukunft 
stets zurückdrängen und entlarven!
Zwei wunderbar geglückte Schlusssätze des Co-Heraus-
gebers Michael Kraske: „Die Feinde der Demokratie sind 
üblicherweise hoch motiviert. Das sollten wir auch sein.“

Berthold Schäffner
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